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Vorwort  

Die wissenschaftlich fundierte Beschreibung der Verkehrssicherheit von 
Straßen stößt vor allem auf zwei Schwierigkeiten: Zum einen ist die Aus-
wertung in aller Regel zeitlich zurückgewandt, denn sie orientiert sich tra-
ditionell an dem Unfallgeschehen der Vergangenheit und zum zweiten sind 
die Einflüsse auf Ausmaß und Ausprägungen des Unfallgeschehens sehr viel-
fältig, weshalb monokausale Aussagen meist nur sehr begrenzt Gültigkeit 
haben. Mit beiden Problemen setzt sich die von Herrn Ralf Berger vorge-
legte Untersuchung auseinander, denn hier wird der Blick in die Zukunft 
erwartbarer Sicherheitseigenschaften von Landstraßen auf Basis multikrite-
rieller Modelle gerichtet. Die Arbeit ergänzt bisherige Modellansätze für in-
nerstädtische Straßennetze durch neue Verfahren für den Landstraßenbe-
reich und hat somit methodisch und inhaltlich die Verkehrssicherheitsarbeit 
bereichert. Im Ergebnis zeigt die Arbeit ein Verfahren zur Bewertung von 
Planungsvarianten bei der Ausgestaltung von Landstraßenabschnitten und 
schließt damit eine Lücke zur Erfüllung von gesetzlichen Anforderungen bei 
der Sicherheitsarbeit im Straßenwesen nach europäischen Richtlinien. 

Der Verfasser nützt die aktuell  verfügbaren methodischen Erkenntnisse 
und Verfügbarkeit von Daten sowie deren Verarbeitungstechniken, die es 
erlauben, in breitem Umfang Eigenschaften von Verkehrsanlagen sowie Si-
cherheitskriterien mit mathema tisch-statistischen Verfahren in Zusammen-
hang zu bringen und Gesetzmäßigkeiten abzuleiten. Der Blick in die Unfall-
statistik zeigt, dass es gerechtfertigt ist, auf die Entwicklung des Verfahrens 
für die Landstraßen besonderes Gewicht zu legen, da dort bezüglich Unfall-
zahl und -schwere erhebliche Defizite zu erkennen sind. Andererseits steht 
für den Planer eine Vielfalt von Entwurfs - und Aus-bauvarianten zur Ver-
fügung, so dass ein Verfahren zur Bewertung der Folgen von unterschiedli-
chen Entscheidungen bezüglich der Verkehrssicherheit enorme Bedeutung 
hat. 

Die Ergebnisse zeigen, dass für die verschiedenen Querschnitte mit unter-
schiedlichen Fahrstreifenanzahlen Grundfunktionen erkennbar sind, mit de-
nen die Unfallhäufigkeiten in Abhängigkeit der Verkehrsstärke beschrieben 
werden. Die Ergebnisdarstellung liegt getrennt für die Unfallkategorien der 
Personenschäden und Sachschäden vor. Bemerkenswert sind auch vor allem 
die Ergebnisse für die Modellentwicklung getrennt nach den Un falltypen, 
die für die Veränderung der Sicherheitsgrade bei zunehmender Verkehrsbe-
lastung wichtige Erkenntnisse liefern. Für die Weiterentwicklung im Hin-
blick auf die praktische Anwendung von Bedeutung ist vor allem dann der 
Ausbau durch volkswirtschaftliche Bewertung zu den Funktionen der Un-
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fallkostenraten. Es zeigt sich, dass für alle Querschnitte die Unfallkostenra-
qbkă~fjă_bpqbkăC^ii©ăjfqăwrkbejbkaboăSbohbeoppqêohbăwroā`hdbebk+ăIm 
Grundsatz haben die höherwertigen Querschnitte auch die besseren Sicher-
heitseigenschaften. Eine verbesserte Datenlage und dadurch möglicherweise 
vollständigere Erklärung der systematischen Varianz könnte später zu einer 
Änderung des Grundniveaus führen. Dies beschreibt der Verfasser auch 
durch die für die zweistreifigen Querschnitte höhere Anzahl identifizierter 
Merkmale mit signifi kantem Einfluss. Eine Tabelle stellt die relevanten Ein-
flüsse mengenmäßig zusammen und bildet dadurch die Grundlage für die 
Ermittlung der Zuschläge. Dabei werden die Auswirkungen als Anteilswerte 
an der Grundunfallgefahr beschrieben, damit die Expositionsabhängigkeit 
erhalten bleibt . Es sei darauf hingewiesen, dass sich nahezu durchgängig ein 
nichtlinearer Zusammenhang zu Expositionsgrößen nachweisen lässt, was zu 
einer Neuausrichtung bei zukünftigen Bewertungsverfahren führen sollte. 

Diese Arbeit von Herr n Ralf Berger basiert auf Forschungen, die auf An-
regungen aus der der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswe-
sen und im Auftrag der Bundesanstalt für Straßenwesen in den letzten Jah-
ren durchgeführt wurden. Herr Berger hat in diesem Zusammenhang selbst-
ständig neue Methoden entwickelt, um die Sicherheit zutreffend beschreiben 
zu können und hat diese Erkenntnisse in der hier vorgelegten Schrift wei-
terentwickelt und theoretisch begründet. Es ist zu erwarten, dass diese Ver-
fahren auch im derzeit bearbeiteten Handbuch zur Bewertung der Ver-
kehrssicherheit von Straßen Verwendung finden werden. 

 

Univ. -Prof. Dr. -Ing. Reinhold Maier  Dresden, im Mai 2016 
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1 Einleitung  

1.1 Ausgangslage  

Die volkswirtschaftliche Bewertung des Unfallgeschehens ist Bestandteil der 
Wirt schaftlichkeitsuntersuchungen von Straßenbauinvestitionen nach den 
EWS (FGSV 1997), welche eine objektive und nachvollziehbare Entschei-
dungshilfe für die Umsetzung geplanter Baumaßnahmen repräsentieren. Die 
Erhöhung des Sicherheitsniveaus ist durch die Modifikation der Infrastruk-
tur unter Berücksichtigung der Einheit von Entwurf, Bau und Betrieb zu 
erwarten. Der ökonomische Gewinn resultiert dabei aus dem Anteil ver-
miedener Unfallkosten im Vergleich verschiedener Varianten. 

Landstraßen besitzen gegenüber dem gesamten Straßennetz besonderen 
Stellenwert. Es treten absolut die meisten Unfälle mit Getöteten auf, deren 
Anteil bei den Unfällen mit Personenschaden überproportional ausfällt 
(DESTATIS 2013). Schwere Unfälle, geprägt durch Konflikte, welche häu-
fig mit dem Verlust über die Kontrolle des Fahrzeugs in Zusammenhang 
stehen, werden auch durch die Charakteristik der Strecke und des Umfelds 
beeinflusst. Dies mündet für Landstraßen in den Bemühungen, durch aktu-
elle Regelwerke eine sichere und funktionsgerechte Gestaltung zu gewähr-
leisten. Die RAL (FGSV 2012) repräsentieren den aktuellen Wissensstand 
und stellen das standardisierte Entwurfsgerüst dar. Derzeit liegen allerdings 
sowohl für die allgemeine Bewertung als auch für Abweichungen zum richt-
liniengerechten Entwurf keine den aktuellen Richtlinien ent sprechenden Er-
kenntnisse zur Sicherheitswirkung von Straßengestaltung und Betriebs-
formen vor. Die bisherigen Aussagen leiden unter unzureichender Qualität, 
zu geringer Differenzierung oder mangelnder Aktualität der Daten.  

AboăBkqtrocăcāoăa^pă~E^ka_r`eăcāoăafbă?btboqrkdăaboăSbohbeoppf`eboebfqă
slkăPqo^åbkăESP©ăpliiăafbpbkăJ^kdbiă_beb_bkărkaăabjă>ktbkaboăPf`ebo*
heitsbewertungen für geplante und bestehende Straßen ermöglichen (BARK 
et al. 2008). In dem darin enthaltenen detaill ierten Bewertungsverfahren 
erfolgt eine Differenzierung von Regelquerschnitten und Knotenpunktarten 
nach baulichen und betrieblichen Merkmalen. Es werden die Forderungen 
an einem richtliniengerechten Ausbau der Straßenverkehrsanlage durch das 
Niveau der Grundunfallkostenrate ¬ entspricht dem mittleren Sicherheits-
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niveau eines Netzelements bei Berücksichtigung dieser Forderung ¬ be-
schrieben. Abweichungen werden durch situationsbedingte Zuschläge er-
fasst, welche in Addition mit der Grundunfallkostenrate den Sicher -
heitsgrad des Netzelements ergeben. Das derzeit gängige Verfahren zur Be-
wertung der Verkehrssicherheit nach den EWS (FGSV 1997) offenbart ei-
nen Mangel an Differenzierungen der Sicherheitsgrade von Landstraßen und 
beruht auf nicht aktuellen Auswer tungen. Auch die in den RAS-Q 96 
(FGSV 1996) enthaltene, von ECKSTEIN/MEEWES (2002) aktualisierte, 
Sicherheitsbewertung von Regelquerschnitten ist als sehr grob einzuschät-
zen. Weder die betrieblichen und verkehrstechnischen Eigenschaften noch 
die Elemente der Trassierung finden ausreichend Berücksichtigung. Der von 
VIETEN et al. (2010) entwickelte Ansatz ¬ der auf einer Ermittlung von 
Sicherheitsgraden auf Basis eines nach Querschnittsbreiten getrennten Kol-
lektivs beruht ¬ lässt ebenfalls wichtige Eigenschaften der Verkehrsanlagen 
unberücksichtigt. Ein Blick in den englischsprachigen und skandinavischen 
Raum verdeutlicht, dass bereits seit geraumer Zeit Bewertungsverfahren 
und Ansätze in der Praxis Verwendung finden, die eine detaillierte Bewer-
tung von Einzelmerkmalen der Netzelemente erlauben (AASHTO 2010, 
PELTOLA et al. 2013, DFT 2014). 

Die Struktur und Werte der im Entwurf des HVS aufge führten Grundun-
fallkostenraten und Zuschläge stellen ein von einem Expertengremium ent-
wickeltes Grundgerüst dar, dessen Aussagekraft und Belastbarkeit mangels 
fehlender oder methodisch problembehafteter Untersuchungen noch als un-
zureichend einzuschätzen ist. Teilweise existieren nur Vermu tungen zur Si-
cherheitswirkung von Infrastrukturmerkmalen. Aufgrund bisher häufig auf 
univariaten Methoden basierender Ergebnisse fehlen stellenweise Erkennt-
nisse darüber, ob und in welcher Dimension verschiedene Merkmale Wech-
selwirkungen zueinander aufweisen. 

1.2 Vorgehen und Methodik  

Aus der beschriebenen Ausgangslage leitet sich die Intention der Arbeit ab. 
Ziel ist die Ent wicklung eines volkswirtschaftlichen Bewertungsverfahrens 
für die Verkehrssicherheit von Streckenabschnitten an Landstraßen, dessen 
methodischer Ansatz eine Grundlage zukünftiger Regelwerke darstellen 
kann. Das zu entwickelnde Verfahren soll eine formalisierte und detaillierte 
Sicherheitsbewertung von Straßenelementen ermöglichen und Einschrän-
kungen derzeit praktizierter unscharfer Beurteilungen überwinden. Dabei 
sollen für verschiedene Straßenquerschnitte Aussagen zu einem Grundni-
veau der Verkehrssicherheit getroffen werden und es soll eine Identifikation 
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und Quantifizierung von Zuschlägen erfolgen. Dabei obliegt folgenden As-
pekten besondere Bedeutung:  

- Die Bewertung von einzelnen Netzelementen setzt die Differenzierung 
des Straßennetzes in seine Einzelelemente voraus. Für eine zielorien-
tierte Sicherheitsbewertung ist eine exakte Festlegung und Abgrenzung 
der Elemente fundamental. Diese Differenzierung wird deshalb für die 
weiteren Arbeitsschritte als maßgebende Grundlage angesehen.  

- Kern der Arbeit soll die Analyse des Unfallgeschehens der Streckenab-
schnitte von Landstraßen darstellen. Die Auswahl zu betrachtender 
Merkmale soll an den Gedanken des HVS-Entwurfs orientiert, aber 
keinesfalls darauf beschränkt, sein. Erkenntnisse und Ergebnisse weite-
rer Forschungen finden Berücksichtigung. Notwendige Informationen 
liegen in Teilen auf Basis der Daten des FE 82.334/20071 vor und sind 
daraus zu generieren bzw. zu ergänzen.  

Der Anspruch an das Verfahren, nach Möglichkeit eine Vielzahl unter-
schiedlicher Einflussgrößen abzubilden, führt zu methodischen Einschrän-
kungen bezüglich des zu wählenden Analyseansatzes. Die zur Anwendung 
vorgesehenen multiplen statistischen Verfahren lassen dabei gegenüber an-
deren Methoden einen größeren Spielraum in der Bearbeitung zu. Die prak-
tische Handhabbarkeit unter Erhalt der Aussagekraft ermittelter Zusam-
menhänge stellt eine wichtige Randbedingung an das zu entwickelte Bewer-
tungsverfahren dar. 

                                            
1 Forschungsprogramm Straßenverkehrppf`eboebfqăCBă5/+001,/--4ă~?btboqrkdpjlabiiăcāoăafbă

Verkehrspf`eboebfqăslkăPqo^åbk©ăaboă?rkabp^kpq^iqăcāoăPqo^åbktbpbkă%J>FBOăbqă^i+ă/-.0& 
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2 Erkenntnisstand 

2.1 Netzeinteilung 

Allgemein 

Straßennetze setzen sich aus den Streckenelementen und deren Ver-
knüpfungen, den Knotenpunkten, zusammen. Auf Grund der Unterschiede 
in Funk tion und Verkehrsablauf werden beide Netzelemente bei der Bewer-
tung der Verkehrsqualität als auch der Verkehrssicherheit unterschieden. 
K^`eăabkă~Of`eqifkfbkăcāoăfkqbdofboqbăKbqwdbpq^iqrkdăOFK©ă%CDPSă/--5&ă
wird das Verkehrsstraßennetz allgemein in die Typen Autobahn, Landstra-
ße und Stadtstraße sowie nach dem Merkmal innerhalb und außerhalb be-
bauter Gebiete gegliedert. Daraus resultieren neben den Landstraßen (LS) 
vier weitere Kategoriengruppen für Verkehrswege des Kfz-Verkehrs. Netz-
abschnitte von Landstraßen stellen dahingehend eine Besonderheit dar, dass 
diese durch Ortschaften unterbrochen oder begrenzt werden können. Sie 
sind in der Regel einbahnige Straßen außerhalb bebauter Gebiete und neh-
men überwiegend Verbindungsfunktionen wahr. In Annäherung an größere 
Agglomerationen ist der Übergang zu Verkehrswegen der Kategoriengruppe 
anbaufreie Hauptverkehrsstraße (VS) fließend, wobei in der Regel die Be-
schränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (V zul) oder das Bebau-
ungsbild als Unterscheidungsmerkmal dient (FGSV 2008). Neben der Un-
terscheidung in Knotenpunkte und Streckenabschnitte liegt zur Abgrenzung 
freier Streckenabschnitte ¬ Bereiche außerhalb des Einflusses von Knoten-
punkten oder anderer abschnittsbegrenzender Elemente ¬ eine Vielzahl von 
Möglichkeiten vor.  

Knotenpunkte  

Für die Abgrenzung des Knotenpunkts gegenüber der angrenzenden Strecke 
bestehen folgende Möglichkeiten: 

- Pauschaler räumlicher Bezug: Die Abgrenzung stützt sich auf die Fest-
legung eines pauschalen Bereichs ¬ in der Regel bezogen auf den 
Schnittpunkt der Achsen. In nerhalb diesen sind alle Unfälle dem Kno-
tenpunkt zugeordnet. Die einheitliche geometrische Abgrenzung des 
Kollektivs stellt einen Vorteil dieser Variante dar.  
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- Bauliche Ausprägung Knotenpunkt: Die Grenze des Knotenpunkts bil-
det der Beginn von baulichen Veränderungen im Bereich der angren-
zenden Zufahrten in Form eines zusätzlichen Fahrstreifens oder ähnli-
chem.  

- Unfallgeschehen: Das Unfallgeschehen der Knotenpunkte unterscheidet 
sich von den Bereichen der Strecken. Die Analyse des Unfallgeschehens 
erlaubt eine indirekte räumliche Definition des Knotenpunkt bereichs. 

- Betrieblicher Einflussbereich: Die Abgrenzung nach betrieblichen bzw. 
verkehrstechnischen Merkmalen ¬ dazu zählen die Änderung der Vzul, 
die nach Zufahrten differenzierte Betrachtung der Verkehrsregelung, 
die Ankündigung von Fahrzielen oder die Anordnung von Überholver-
boten ¬ stellt eine u. U. sehr weitläufige Definition des Knotenpunktes 
dar. Sowohl bei der Abgrenzung nach betrieblicher als auch nach bau-
licher Ausprägung ist eine Einzelbetrachtung aller Knotenzufahrten 
notwendig. 

- Fahrdynamischer Einflussbereich: Die Bewertung von Geschwindig-
keitsprofilen über den Verlauf von Streckenabschnitten kann als 
Grundlage einer fahrdynamischen Abgrenzung von Knotenpunkten 
dienen. Maßgebend ist die Veränderung der Geschwindigkeit, wobei 
beide Fahrtrichtungen der Zufahrt Beachtung finden können. 

In ihrer Untersuchung zum Sicherheitsgrad von Knotenpunkten ordnen 
ECKSTEIN/MEEWES (2002) das Unfallgeschehen anhand der erhobenen 
polizeilichen Merkmale dem Knotenpunkt oder der Strecke räumlich zu. 
KÖLLE/SCHNÜLL (1999) grenzen den Knoten punktbereich anhand bauli-
cher Ausprägungen ab. Die räumlich pauschalen Abgrenzungen weisen Un-
terschiede auf. VIETEN et al.  (2010) und MAIER  et al. (2013) definieren 
den Knotenpunktbereich mit einem Radius von 50 m um den Schnittpunkt 
der Achsen. Eine Größenordnung von 100 m liegt in (MAIER et al. 2012 B) 
vor. Das Unfall geschehen innerhalb eines Radius von 150 m vom Schnitt-
punkt der Achsen weist SPAHN (2009) den Knotenpunkten zu. Ebenfalls 
pauschal und nach gleicher Länge grenzen BAIER et al. (2012) ¬ hier auf-
grund der bereitgestellten Datengrundlage ¬ sowie HAUTZINGER et al. 
(2010) den Bereich außerörtlicher Knotenpunkte ab. Im Entwurf des HV S 
wird es bei der Abgrenzung außerörtlicher Knotenpunkte als zweckmäßig 
angesehen, die Annäherungsbereiche bis zu einer Länge von 150 m zu jeder 
Seite, einzubeziehen (BARK et al. 2008). Darüber hinaus werden aber auch 
Möglichkeiten der individuellen Abgre nzung über bauliche Veränderungen 
oder die Ausdehnung des Unfallgeschehens beschrieben. Einen anderen 
stark vereinfachten Weg beschreiten DOHMEN et al. (1989), die ihre Aus-
wertung auf Streckenunfälle beschränken und somit eine räumliche Abgren-
zung der Knotenpunkte umgehen.  
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Im allgemeinen Sprachgebrauch umfasst der Begriff Knotenpunkt sehr ver-
schiedene Arten von Netzverknüpfungen. Im Rahmen der vorliegenden Un-
tersuchung werden diese in verkehrsbedeutende Knotenpunkte und An-
schlussknotenpunkte differenziert. Letztere werden als Merkmal der Strecke 
betrachtet. Eine detaillierte Erläuterung enthält Anhang E.1. 

Einflussbereiche 

Die Verknüpfung von Knotenpunkt und Streckenabschnitt bedingt die ge-
genseitige Beeinflussung des Verkehrsablaufs und damit des Unfallgesche-
hens. Es ist nachgewiesen, dass die Zufahrtregelung eines Knotenpunktes 
den Sicherheitsgrad der angrenzenden Strecke prägt. Der betroffene Ab-
schnitt wird als Einflussbereich bezeichnet. Der Streckenbereich außerhalb 
eines Einflusses wird allgemein als Freie Strecke bezeichnet. Eine nähere 
Erläuterung enthält Anhang E.3. Der Sicherheitsgrad eines Netzabschnitts 
oder Streckenzugs wird somit neben dem gewählten Querschnitt durch die 
gewählten Knotengrundformen und deren Einfluss auf die angrenzende 
Strecke bestimmt. 

Neben der Betrachtung der Einzelelemente Knotenpunkt und Strecke ana-
lysiert RICHTER (1993) ein Konglomerat aus Knotenpunkt und den an-
grenzenden übergeordneten Streckenabschnitten auf einer Länge von 
1.000 m, um Aussagen zur Verkehrssicherheit von Ortsumgehungen bezüg-
lich verschiedener Knotengrundformen treffen zu können bzw. Abhängig-
keiten zu prüfen. Es wird deutlich, dass neben der Knotengrundform weite-
re Aspekte wie Verkehrsaufkommen oder Ausbaustandard Einfluss auf die 
Verkehrssicherheit der Strecken besitzen. Weiterhin bestimmt das Unfallge-
schehen des Knotenpunkts maßgeblich die Bewertung des Gesamtsystems. 
Eine Abgrenzung der Länge des Knoteneinflusses ist auf Basis der gewähl-
ten Methodik nicht möglich.  

Für den Sicherheitsvergleich von Kreuzung und Rechtsversatz ohne Licht-
signalanlage an außerörtlichen Straßen wählen SCHNÜLL/RICHTER 
(1994) ein von der Längenbegrenzung her identisches Untersuchungsdesign. 
Dabei sollen mögliche Abhängigkeiten zwischen Knotenpunkt und angren-
zender Strecke ermittelt werden. Auch hier zeigt sich, dass die Gesamtbe-
trachtung beider Elemente bezüglich der Unfallkenngrößen wenig Aussage-
kraft besitzt, da das Konstrukt in der Regel durch das Unfallgeschehen des 
Knotenpunkts dominiert wird. Das Unfallgeschehen der angrenzenden Stre-
cken wird weniger von den Knotenpunkten als vielmehr durch andere Fak-
toren beschrieben. 

KÖLLE/SCHNÜLL (1999) bewerten die Verkehrssicherheit von Systemen 
planfreier Teil knoten in V erbindung der anschließenden einbahnig zweistrei-
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figen Strecken. Sie stellen eine tendenzielle Abnahme der Unfallkostenrate 
mit Zunahme der berücksichtigten Streckenlänge fest. In welcher Art und 
Weise eine Wirkung des Knotens auf die angrenzende Strecke vorliegt, ist 
aus der gewählten Methodik nicht abzuleiten. 

Aufgrund einer Vielzahl von Widersprüchen in vorangegangenen Untersu-
chungen zum Einfluss der Zufahrtregelung von Knoten auf den Sicherheits-
grad angrenzender Strecken, berücksichtigen ECKSTEIN/MEEWES (2002) 
in ihrer Analyse lediglich Strecken mit einem Knotenpunktabstand von 
A Ó 2.000 m, um für jede Zufahrt eine Länge von L  =  1.000 m näher be-
trachten zu können. Die Ermittlung der Einflusslänge basiert auf einer ite-
rativen Berechnung der Unfallkostenrate für einen knotenpunktnahen 
(UKR nah) und -fernen (UKR fern) Bereich in Abhängigkeit eines zunehmen-
den Abstands A. Folgende Formen des Einflusses liegen vor: 

- Ein positiver Einfluss liegt vor, wenn mit zunehmendem Abstand A 
sowohl UKRnah als auch UKRfern steigen. Die Einflusslänge L ist er-
reicht, wenn sich die Größenordnung der UKRfern mit steigendem Ab-
stand A nicht mehr verändert.  

- Ein negativer Einfluss liegt bei konträrer Entwicklung der UKR nah und 
UKR fern vor. Mit zunehmendem Abstand A sinkt die Größenord nung 
beider Kenngrößen. 

- Bei nahezu keinen Änderungen beider Unfallkostenraten liegt ein Ein-
fluss des Knotens auf die angrenzende Strecke nicht vor. 

 
Abbildung 2-1: Art des Einflusses der V erkehrsregelung der Knotenzufahrt auf die Verkehrssicherheit 

der angrenzenden Zufahrt nach ECKSTEIN/MEEWES  (2002) 

Die von ECKSTEIN/MEEWES (2002) ermittelten Einflusslängen variieren 
in Abhängigkeit der Zufahrtregelung. Zufahrten mit einer Lichtsignalrege-
lung sowie Zufahrten mit Wartepflicht (Z  205 oder Z 206 StVO) weisen ei-
nen geringen Einflussbereich der Knoten mit einer Länge von ca. 300 m auf. 
An Zufahrten (teil -) planfreier Knoten beträgt die Länge ca. 500 m. Für 
bevorrechtigte Zufahrten an durch Verkehrszeichen geregelten Knotenpunk-
ten (Z 306 StVO) ist zu vermuten, dass die Länge des ermittelten Einfluss-
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bereichs von L =  700 m im Zusammenhang mit der Beschränkung der Vzul 
in Knotennähe steht. Eine Unter scheidung der durch Verkehrszeichen gere-
gelten Knoten, ob und in welcher Art eine bauliche Veränderung des Quer-
schnitts im Knotenbereich vorliegt, erfolgt nicht. Mit Aus nahme der warte-
pflichtigen Zufahrten wirken sich alle Zufahrtregelungen positiv auf den Si-
cherheitsgrad der angrenzenden Strecke aus. Der Sicherheitsgewinn resul-
tiert nahezu ausschließlich aus einem Rückgang der Unfallschwere (ECK-
STEIN/MEEWES 2002). Bezugspunkt der angegebenen Längen bildet der 
Knotenmittelpunkt. Der geringe Umfang einiger Kollektive spiegelt sich in 
den Ergebnissen in deutlichen Schwankungen ¬ aufgrund der niedrigen Zahl 
von Unfällen mit Personenschäden ¬ der Unfallkostenraten wider.  

Der Einflussbereich von Knotenpunkten auf die zulaufende Strecke wird in 
VIETEN et al. (2010) mit einer Gesamtlänge von 500  m abzüglich des 
Knotenpunktbereichs unabhängig der Regelungsart definiert. Die Festle-
gung ist an die Untersuchung von ECKSTEIN/MEEWES  (2002) angelehnt. 
Für drei Arten von Verkehrsregelungen an plangleichen Knotenpunkten ¬ 
durch Verkehrszeichen (VZ) bevorrechtig bzw. wartepflichtig sowie signal-
geregelt ¬ wurde ein positiver Einfluss auf die Verkehrssicherheit der an-
grenzenden Abschnitte ermittelt. 

Bezüglich der Geschwindigkeiten freifahrender Fahrzeuge liegt laut ZIER-
KE (20101) kein Einfluss planfreier Knotenelemente auf die angrenzende 
Zufahrt vor, während von Kreisverkehren eine weit in die knotenpunktfreie 
Strecke ragende geschwindigkeitsdämpfende Wirkung ausgeht. 
SCHNÜLL/RICHTER (1994) stellten fest, dass der mittlere Knoten -
abstand einen deutlichen Einfluss auf die im Knoten gefahrenen Geschwin-
digkeiten ausübt. Lediglich die Bewertung eines sehr kleinen Kollektivs 
steht hinter der Aussage von RICHTER (1993), dass die Signalisierung 
mehrerer aufeinanderfolgender Knotenpunkte im Zuge einer Ortsumgehung 
zu einer deutlichen Verringerung der Geschwindigkeiten führt. Für Stre-
ckenabschnitte mit der nicht signalisierten Knotengrund form IV (RAS -K 
(FGSV 1988)) hingegen sind sowohl im Knoten als auch auf der Freien 
Strecke höhere Geschwindigkeiten zu verzeichnen. Eine Abhängigkeit zum 
Regelquerschnitt konnte nicht nachgewiesen werden. 

In einem Verfahrensansatz zur Bewertung der Verkehrsqualität von Land-
straßenzügen, setzen sich STEINAUER et al. (2008) mit dem Einfluss von 
Knotenpunkten auf die gefahrenen Geschwindigkeiten angrenzender Zu- 
und Abfahrten auseinander. Anhand von Differenzgeschwindigkeiten und 
Standardabweichung werden Schwellwerte bestimmt, welche die Einflussbe-
reiche festlegen. Aus der Analyse der Differenzgeschwindigkeiten ¬ Über-
schreiten der Schwellwerte ¬ erfolgt getrennt nach Knotengrundform und 
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Regelungsart die Ableitung von Einflusslängen. Den weitreichendsten Ein-
fluss weisen Abfahrten an nicht signalisierten Knoten auf ( Tabelle 2-1). Für 
bevorrechtigte Ströme an durch Verkehrszeichen geregelten Knotenpunkten 
schätzen STEINAUER et al.  (2008) eine Einflusslänge von jeweils 100 m in 
Zu- und Abfahrt ab, jedoch bleibt diese Länge im weiteren Verfahren unbe-
rücksichtigt. Für das weitere Vorgehen definieren STEINAUER et 
al. (2008) für alle anderen Zufahrten einen einheitlichen Einflussbereich in 
Abhängigkeit der V zul der Freien Strecke. Für Abschnitte mit einer V zul  von 
100 km/h wird der Einfluss vor und nach dem Knoten auf 400  m, für eine 
Vzul von 70 km/h auf 300  m festgelegt.  

Tabelle 2-1:  Einflussbereiche von Knotenpunkten auf die Geschwindigkeit (STEINAUER et al. 2008)  

Kotenpunkttyp  
V zul Freie 
Strecke 

Zufahrt  Abfahrt  

Anzahl 
mittlerer Ein-
flussbereich 

Anzahl 
mittlerer Ein-
flussbereich 

Kreuzung mit LSA  100 km/h  16 419 m 16 420 m 

Einmündung mit 
LSA 

100 km/h  11 387 m 9 383 m 

70 km/h  - - 2 279 m 

Kreisverkehr 
100 km/h  6 377 m 8 453 m 

70 km/h  4 317 m 4 321 m 

Einmündung  
(wartepflichtige 

Zufahrt)  
100 km/h  3 353 m 2 458 m 

Afbă?btboqrkdăslkăKbqw^_p`ekfqqbkăjfqă~P^cbqv-Performance-Crk`qflkp©ă
(SPF) nach dem Highway Safety Manual (AASHTO  2010) bewertet den 
BfkcirppăslkăJbohj^ibkăā_boă~>``fabkqăJlafcf`^qflkăC^`qlop©ă%>JC&+ăA^*
bei erfolgt lediglich eine Differenzierung in die Elemente Knotenpunkt und 
Streckenabschnitt. Eine Berücksichtigung der Einflussbereiche über separa-
te AMF oder eine Gewichtung der Streckenlänge liegt nicht vor.  

Bezüglich des Einflussbereichs von Ortslagen (Ortschaften) ¬ abgegrenzt 
durch Z 310 und Z 311 StVO ¬ auf Verkehrsablauf und -sicherheit der an-
grenzenden Strecke existieren bisher nur wenige Untersuchungen. Zur Ent-
wicklung von geschwindigkeitsdämpfenden Maßnahmen an Ortseinfahrten 
erhob LANGE  (1990) in Höhe der Ortstafeln Geschwindigkeiten frei-
fahrender Kfz und analysierte das Unfallgeschehen. Über alle 73 Messstellen 
hinweg überschritten mehr als 80 % der Kraftfahrer die zulässige Höchstge-
schwindigkeit. Die Höhe der Überschreitung wird maßgeblich durch das 
Straßenumfeld beeinflusst. Je deutlicher eine Veränderung des Straßenum-
felds im Bereich des Ortsübergangs durch Bebauung oder einen Wechsel 
des Straßenraums in Erscheinung tritt, desto geringer fallen die gefahrenen 
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Geschwindigkeiten aus. Nachweislich einen geringen Geschwindigkeitsein-
fluss besitzt die vorangegangene Streckencharakteristik. Bezüglich der Ver-
kehrssicherheit stellt LANGE (1990) keine Zusammenhänge zwischen Un-
fallsituation und Straßenraumgestaltung bzw. Geschwindigkeitsniveau fest. 
Die mit 29 Un fällen sehr begrenzte Kollektiv größe sowie die fehlende räum-
liche Abgrenzung des Untersuchungsgebietes lassen keine allgemeinen Aus-
sagen zu. 

Aus den Geschwindigkeitserhebungen in Höhe von Ortstafeln aus einem 
Kollektiv von 28 einbahnigen Ortsdurchfahrten ermitteln MAI-
ER/M EEWES (1990) keine fahrtrichtungsabhängigen Unterschiede. Unmit-
telbar auf Höhe der Ortstafel sind sehr häufig und teilweise deutliche Über-
schreitungen der Vzul festzustellen. BUCK (1991) gibt an, dass Kraftfahrer 
ab einer Entfernung von ca. 300 m zur Orts tafel beginnen, ihre Geschwin-
digkeit zu reduzieren. Grundlage bilden die Geschwindigkeitsprofile von 
insgesamt 369 Nachfolgefahrten an drei Ortseinfahrten. 

Abschnittsteilung Freie Strecke 

Die Abschnittsteilung von Freien Strecken verfolgt überwiegend das Ziel, 
Abschnitte mit homogenen Eigenschaften für eine objektive Bewertung zu 
erzeugen.  

In ihren Untersuchungen teilen VIETEN et al.  (2010) ihre Streckenab-
schnitte nach Fahrbahnbreiten in ein Raster von 0,5 m ein. Es finden in 
den Untersuchungen nur Netzabschnitte Berücksichtigung, deren Länge 
sich mindestens zu 75 % einer Fahrbahnbreitenklasse zuordnen lässt. Ab-
schnittstrennungen auf Basis einer Querschnittsänderung finden daher nicht 
statt. Eine Abschnittsbildung anhand der V zul erfolgt nicht.  

Eine Berücksichtigung der Vzul als Merkmal erfolgt u. a. in HARWOOD et 
al. (2000), MILTON/MANNERING (1996) und PELTOLA (2009).  

Die Berücksichtigung von Anschlussknoten bei Netzanalysen und die Not-
wendigkeit einer Trennung der Strecke in Abschnitte sind häufig an die 
Qualität der zur Verfügung stehenden Daten geknüpft. Der Begriff An-
schlussknoten ist in den bisherigen Untersuchungen nicht eindeutig defi-
niert. In der Regel werden darunter untergeordnete Anschlüsse von (nicht 
klassifizierten) Strecken mit geringer Verkehrsbedeutung oder kleinerer 
Wege mit Erschließungsfunktion verstanden (HARWOOD et al. 2000, 
TAYLOR et al. 2002 , VIETEN et al. 2010). DOHMEN et al. (1989) be-
rücksichtigen die fehlende Kenntnis über Anschlussknoten in ihrem Kollek-
tiv über eine gesonderte Auswertung nach Unfalltypen. VIETEN et al. 
(2010) gibt an, dass ein Rückschluss auf die Anzahl von Anschlussknoten ¬ 
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nicht klassifizierte Netzknoten ¬ auf Basis der verwendeten Datengrundlage 
der SIB nicht möglich ist. Somit gelten bei VIETEN et al. (20 10) jegliche 
auftretende nicht klassifizierte Knoten punkte als Anschlussknotenpunkte 
und entsprechen der Streckencharakteristik, die keine Abschnittstrennung 
nach sich ziehen. HARWOOD et al. (2000) stellen eine Erhöhung der Un-
fallrate mit steigender Dich te von Zufahrten je Streckenabschnitt fest. Eine 
feingliedrige Einteilung nehmen TAYLOR et al. (2002) vor, die Anschluss-
knoten in kleinere (unter geordnete) Knotenpunkte und Zugänge (Grund-
stückzufahrten u. Ä.) unter scheiden. 

Ein weiteres Problem der Abschnittsbildung liegt in der Betrachtung sehr 
kurzer Streckenlängen (L <  1 km). Durch die Verwendung von relativen 
Unfallkenngrößen wie Raten und Dichten liegen bereits bei geringen Unfall-
zahlen Überbewertungen der Kenngrößen vor (EBERSBACH/SCHÜLLER 
2008). 

Die Auswirkung verschiedener Abschnittsteilungen auf die Unfallkostenrate 
anhand des Merkmals Kurvigkeit verdeutlicht HAMMERSCHMIDT (2006) 
in einer Gegenüberstellung zweier Verfahren. Während bei einer Begren-
zung der Streckenabschnitte durch Ortschaften (AO) kaum eine Verände-
rung der Unfallkostenrate mit ansteigender Kurvigkeit festzustellen ist, 
ergibt sich für die Variante mit einer weiteren Unterteilung der Streckenab-
schnitte auf Basis von Abschnitten mit homogener Kurvigkeit ein deutlich 
stärkerer Anstieg der Unfall kostenrate mit Zunahme der Kurvigkeit.  

Zusammenfassung der Erkenntnisse 

Das Netzelement (verkehrsbedeutender) Knotenpunkt stellt ein den Stre-
ckenabschnitt begrenzendes Merkmal (Übergang) dar. Dazu zählt auch der 
Wechsel zu Ortschaften. Die Abgrenzung von Knotenpunkten erfolgt in ei-
ner Vielzahl von Untersuchungen anhand einer festgelegten räumlichen Be-
schränkung, wobei die absolute Größenordnung variiert. Einzig für Ein- und 
Ausfahrtbereiche scheint die Abgrenzung des Knotens nach baulichen Kri-
terien Vorteile zu besitzen. Ursache ist die räumliche Variation der Lage 
von Ein- und Ausfahrt bereichen an der Strecke. 

Eine räumliche Abgrenzung von Knotenpunkten in Abhängigkeit von der 
baulichen Veränderung in den Zufahrten bietet auf den ersten Blick die 
Möglichkeit, Veränderungen im Verkehrsablauf, die im Zusammenhang mit 
dem Knotenpunkt stehen ¬ bspw. Fahrstreifenwechselvorgänge, Einfädel-
vorgänge ¬ dem Netzelement Knotenpunkt zuzuordnen. Jedoch weist das 
Bestandsnetz auch bei ähnlichen Randbedingungen und gleichen Grund-
formen sehr unterschiedliche bauliche Ausprägungen der Knotenpunkt-
gestaltung auf. Aus STEINAUER et al. (2008) wird deutlich, dass vielmehr 
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der Knotenpunkt als solcher Einfluss auf die Wahl der Geschwindigkeit und 
damit  auf die Unfallschwere (in der Zufahrt) ausübt. Ähnlich äußert sich 
auch ZIERKE (2010). Es ist zu vermuten, dass die bauliche Veränderung 
im Vorfeld des Knotens nur eine geringe Rolle spielt. Die Anpassung der 
Geschwindigkeit erfolgt ¬ wenn nicht durch eine Beschränkung der Vzul zu-
sätzlich beeinflusst ¬ in Annäherung an den eigentlichen Knotenpunkt. Vor 
diesem Kontext und dem Ziel einer vergleichenden Bewertung von Knoten-
punktformen, stellt die individuelle längenvariable Abgrenzung von Knoten -
punkten eine ungeeignete Lösung dar. 

Dagegen bietet die Abgrenzung des Knotenpunkts anhand des Unfallge-
schehens für eine Sicherheitsbewertung eine bessere Lösung. Jedoch ist die-
se zum einen abhängig von der Qualität der Daten bezüglich der Lokalisie-
rung von Unfäll en ¬ bspw. Endlage eines Fahrzeuges aufgrund eines Fahr-
unfalls im Knotenbereich, obwohl die konfliktauslösende Situation dem an-
grenzenden Streckenabschnitt zuzuordnen ist ¬, zum anderen steht die 
räumliche Verteilung knotenpunkt typischer Unfälle in engem Zusammen-
hang mit der baulichen Längenentwicklung des Knotens ¬ bspw. Auffahrun-
fälle in einer Zufahrt. Es ist zu klären, ab welcher Entfernung zum Achsen-
schnittpunkt des Knotens von einem zur Strecke signifikant verschiedenem 
Unfallgeschehen ausgegangen werden kann. Ist diese Grenze bekannt, kann 
eine einheitliche (pauschale) räumliche Abgrenzung des Knotenpunkts auf 
Basis des Unfallgeschehens erfolgen. Diese Variante wird als zielführend an-
gesehen. 

Die Untersuchungen von ECKSTEIN/MEEWES (2002) sowie V IETEN et 
al. (2010) belegen den Einfluss von Knotenpunkten auf die Verkehrssicher-
heit angrenzender Strecken. Der in aller Regel positive Einfluss kann dabei 
unmittelbar auf die Reduzierung der Geschwindigkeiten zurückgeführt wer-
den (STEINAUER  2008, ZIERKE 2010). Bei der Bewertung von Strecken-
abschnitten stellt die Berücksichtigung dieses Aspekts eine wesentliche Rol-
le dar. Für die Wirkungen der Übergangsart Ortschaft auf die Verkehrs -
sicherheit liegen noch keine Erkenntnisse vor. Aus dem nachgewiesenen ge-
schwindigkeitsdämpfenden Einfluss der Ortseinfahrten durch MAI-
ER/MEEWES (1990) und BUCK (1991), ist für diese Bereiche ebenfalls 
eine Reduzierung des Unfallgeschehens zu erwarten. 

Einflussbereiche stellen keine Bereiche (Netzelemente) dar, die anhand bau-
licher oder verkehrstechnischer Kriterien räumlich einer klaren Abgrenzung 
unterliegen. Die Berücksichtigung dieser Bereiche gründet sich auf den Ver-
änderungen bezüglich Verkehrsablauf und Verkehrssicherheit, die sich an 
den Streckenübergängen ergeben. Streckenabschnitte außerhalb der Ein-
flussbereiche entsprechen der Freien Strecke. Der Abschnittseinteilung der 
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Freien Strecke kommt auf Grundlage der Wirkung verschiedener Merkmale 
eine hohe Bedeutung zu. 

Für die eigene Untersuchung ist das außerörtliche Straßennetz in die  
(Netz-) Elemente verkehrsbedeutender Knotenpunkt, Einflussbereich (EB) 
und Freie Strecke (FS) zu gliedern. Vereinfachend werden Einflussbereiche 
im Verfahren der Sicherheitsbewertung auch als Netzelement bezeichnet, 
auch wenn sie sich nicht baulich definieren lassen. Die gewählte Einteilung 
stellt eine Grundbedingung der Bewertung dar (Abbildung 2-2). EB und FS 
bilden einen Streckenabschnitt. Verkehrsbedeutende Knotenpunkte oder 
Ortslagen (Z 310 StVO) grenzen den Streckenabschnitt ab. Sie sind nicht 
Gegenstand der Untersuchung. 

 
Abbildung 2-2: Trennung des Streckennetzes in Einzelbereiche  

Vor der Bewertung von Streckenabschnitten sind folgende Sachverhalte zu 
klären: 

- In welcher Art und Weise sind Knotenpunkte räumlich abzu grenzen?  
- Nach welchen Kriterien (Regelung/Grundform) sind Zufahrten zu 

Knotenpunkten (EB) zu unterscheiden? 
- Welche längenmäßige Ausdehnung besitzen die EB in Abhängigkeit 

von der Art des Übergangs? 

Die Methodik zur Lösung dieser Fragen ist in Kapitel 3.4 beschrieben, die 
Ergebnisse sind in Kapitel 4 dargestellt. 

2.2 Richtlinien für die Anlage von Landstraßen RAL 

JfqăaboăSboûccbkqif`erkdăaboă~Of`eqifkfbkăcāoăafbă>ki^dbăslkăI^kapqo^åbkă
O>I©ă%CDPSă/-./&ăfjăGrkfă/-.0ătroabăafbăBfkcāeorkdăbfkboăkbrbkăDbkb*
ration integraler Entwurfsrichtlinien abgeschlossen. Dazu zählen noch die 
~Of`eqifkfbkăcāoăafbă>ki^dbăslkă>rql_^ekbk©ă%CDPSă/--5B) sowie die 
~Of`eqifkfbkăcāoăafbă>ki^dbăslkăPq^aqpqo^åbk©ă%CDPSă/--3&+ăPljfqăpqbeqă
auch für den Bereich Landstraßen ein umfassendes Regelwerk als Grundlage 
für den Entwurf in der Planung standardisierter Straßen zur Verfügung, 
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welches die sektorale Gliederung älterer Richtlinien beendet. Der Geltungs-
_bobf`eărjc^ppqăafbăI^kapqo^åbkăaboăH^qbdlofbăFă_fpăFS)ăk^`eăabkă~Of`eqif*
kfbkăcāoăfkqbdofboqbăKbqwdbpq^iqrkdăOFK©ă%CDPSă/--5&+ă 

Zum einen zur Förderung der Einheitlich keit von Straßen und damit der 
Verkehrssicherheit, zum anderen zur Verdeutlichung der Netzfunktion, er-
folgt die Standardisierung der Straßenkategorien (HARTKOPF 2013). Die 
Straßenkategorie dient als Eingangsgröße zur Bestimmung einer der vier 
Entwurfsklassen (EKL). In Abhängigkeit von der Verkehrsstärke ist die 
Auf - oder Abstufung der EKL möglich. Die standardisierten EKL sollen die 
Homogenität von Straßen einer Kategorie durch eine Abstimmung der Ele-
mente aufeinander unterstützen, aber auch die Verschiedenheiten zwischen 
unterschiedlichen Kategorien und damit die Wiedererkennbarkeit verdeutli-
chen. Übersichten zum Geltungsbereich der RAL, der Klassifizierung des 
Landstraßennetzes in EKL sowie die Gestaltung der Regelquerschnitte ent-
hält Anhang A. 

Die Standardisierung der Landstraßenquerschnitte nach EKL erlaubt eine 
differenzierte Wirtschaftlichkeitsanalyse im Planungsprozess und somit eine 
deutlichere Abwägung von Varianten. Mit dem Anspruch, einen hohen 
Grad der Verkehrssicherheit zu gewährleisten, sind in den RAL klare Ziel-
stellungen an den Entwurf der Verkehrsanlagen geknüpft. Insbesondere für 
höherrangige Verbindungen im Netz gilt der Kontinuitätsgrundsatz, d. h., 
dass aus Gründen der Verkehrssicherheit auf eine einheitliche Gestalt des 
Netzabschnitts Wert zu legen ist. Weiteres Augenmerk liegt auf der In-
tegration des Bestandsnetzes in die Struktur der RAL. Diese ist notwendig, 
um Maßnahmen im Bestand auf die zugrunde gelegte EKL abzustimmen. 
Ergänzend zu den RAL wird daher ein Regelwerk erarbeitet, dass die An-
wendung der RAL bei Maßnahmen im bestehenden Netz präzisieren soll 
(GRIEPENBURG 2013). Diese Kategorisierung ist hinsichtlich der Sicher-
heitsbewertung des Bestandsnetzes von elementarer Bedeutung. Die Be-
rücksichtigung der in den RAL festgehaltenen Entwurfsparameter im Pla-
krkdpmolwbppă _bp`eobf_qă afbă >kcloaborkdă ^kă bfkbkă ~of`eqifkfbkgerechten 
>rp_^r©+ă>_tbf`erkdbkăslkăaboăSlod^_băaboăBkqtrocphofqbofbkăpfkaăf+ăa+ă
R. mit einer Verringerung der Verkehr ssicherheit verbunden. Somit stellen 
die RAL die Bezugsgrundlage zukünftiger Bewertungsverfahren zur Quanti-
fizierungen von Sicherheitsdefiziten, wie im Entwurf des HVS (BARK et al. 
2008) beschrieben, dar. 

In den RAL (FGSV 2012) wird die grundsätzliche E ntwurfsmethodik für 
den Neu-, Um- oder Ausbau von Landstraßen beschrieben. Sie ersetzen die 
bisher gültigen RAS-Q 96 (FGSV 1996) und RAS-L (FGSV 1995). Die 
EKL bestimmen die: 
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- Entwurfs- und Betriebsmerkmale ¬ dazu zählen neben der Betriebs-
form die Gestaltung des Querschnitts, die Führung des Radverkehrs 
sowie Vorgaben zur Sicherung der Überholabschnitte 

- Führung der Strecke ¬ diese beinhaltet Aussagen zur Linienführung 
sowie der Größenordnung von Trassierungselementen/ -abfolgen in La-
ge- und Höhenplan 

- Führung im Knotenpunkt ¬ Erläuterung zu Grundform und Betrieb 
von Knotenpunkten 

Ein weiteres Identifikationsmerkmal ist die feste Zuordnung von jeweils ei-
nem Regelquerschnitt (RQ) je EKL. Eine Ausnahme stellt der zweibahnig 
vierstreifige RQ 21 dar, der für eine Verkehrsstärke bis zu 30.000 Kfz/24h 
auf kurzen Streckenabschnitten für die EKL  1 bis EKL  3 zur Anwendung 
kommen kann.  

Streckenabschnitte, welche nach den Entwurfskriterien der RAL gestaltet 
sind, stellen derzeit noch Ausnahmen im Bestandsnetz dar. Der überwie-
gende Teil der Streckenabschnitte fußt auf den Entwurfs- und Gestaltungs-
prinzipien der RAS-L (FGSV 1995) bzw. RAS-Q 96 (FGSV 1996). Mögli-
che Diskrepanzen in den Gestaltungsgrundsätzen einzelner Abschnitte in 
einem späteren Bewertungsverfahren, erfordern eine Kategorisierung, ggf. 
Übersetzung und Anpassung der betrachteten Abschnitte in der weiteren 
Untersuchung.  

2.3 Unfallcharakteristik  

Dem allgemeinen Trend folgend, ist auch für Landstraßen in Deutschland 
seit Jahren eine deutliche Abnahme der Unfälle mit Personenschaden fest-
zustellen (BAST 2014). In den Jahren 2000 bis 2007 ist ein Rückgang von 
23 % zu verzeichnen. (HEINRICH et al. 2010, DESTATIS 2013). Dennoch 
ist das Unfallgeschehen auf Landstraßen gegenüber anderen Straßen-
kategorien durch eine überdurchschnittlich hohe Unfallschwere geprägt. Der 
Wert von ca. 29 Getöteten je 1.000 Unfälle mit Personenschaden auf Land-
straßen für das Jahr 2012 übertrifft den gesamt deutschen Wert um mehr 
als das Doppelte. In Bezug auf die Unfallschwere besonders gefährdet gelten 
Motorradfahrer. Hohe Geschwindigkeiten, die fehlende bauliche Trennung 
der Fahrtrichtungen und eine teilweise ungenügende verkehrstechnische 
Ausstattung sind Gründe hoher Unfallschwere auf Landstraßen.  

HEINRICH et al. (2010) verdeutlichen in  einer Analyse der bundesdeut-
schen Unfallstatistik, dass Unfälle auf Landstraßen zu ca. 62 % den Unfall-
typen 1 (Fahrunfall) und 6 (Unfall im Längsverkehr) zuzuordnen sind. Eine 
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reine Betrachtung der Streckenunfälle würde eine noch deutlichere Domi-
nanz beider Unfalltypen nach sich ziehen. Als auffällig gelten Unfälle in 
Kurven, da sich ca. 30 % aller Unfälle in Kurvenbereichen ereigneten, der 
Anteil der Getöteten jedoch bei 40 % liegt. Die allgemein hohe Unfall-
schwere bei Baumunfällen ist bekannt. Während von allen Unfällen mit 
Abkommen von der Fahrbahn 11 % das Merkmal Anprall an Baum  enthal-
ten, übertrifft hier der Anteil an Getöteten den Wert mit ca. 30  % nahezu 
um das Dreifache. Unfälle mit Radfahrern und Fußgängern treten relativ 
gesehen selten auf, sind aber aufgrund der hohen Kfz-Geschwindigkeiten im 
außerörtlichen Straßennetz durch eine erhebliche Unfallschwere ¬ 80 bzw. 
99 Getötete je 1.000 Unfälle mit Personenschaden ¬ gekennzeichnet. 

Eine ausführliche statistische Auswertung der Unfälle mit Personenschaden 
für einbahnige Außerortsstraßen für den angelsächsischen Raum liegt von 
BARKER et al. (1998) vor. Die Verteilung der Unfälle nach Verletzungs-
schwere entspricht dem deutschen Durchschnitt. Der Straßentyp der Klasse 
A (hoher Ausbaustandard) weist gegenüber den Typen B und C (geringer 
Ausbaustandard) einen deutlich höheren Sicherheitsgrad auf. Der Sprung 
von Typ B auf C ¬ hier handelt es sich um untergeordnete Straßen mit ge-
ringer Verkehrsbedeutung ¬ fällt nur noch gering aus. Jedoch weisen Typ A 
und B einen höheren Anteil der Unfälle mit schwerem Personenschaden an 
allen Unfällen mit Personenschaden (Unfallschwere) auf. Weiterhin nimmt 
die mittlere Unfallschwere mit Verringerung der Fahrstreifenanzahl am 
Querschnitt ab. Aus der Veränderung der Unfallschwere wird der indirekte 
Zusammenhang zwischen der Streckengestaltung und den Geschwindigkei-
ten deutlich. Strecken niederen Rangs weisen eine höhere Unfallrate auf, die 
Unfallfolgen fallen jedoch meist niedriger als auf höherklassigen Strecken 
aus. 

2.4 Allgemeine Einflussgrößen auf die Verkehrssicherheit 
und den Verkehrsablauf 

2.4.1 Geschwindigkeit 

Die Geschwindigkeitswahl der Verkehrsteilnehmer ist unmittelbar an die 
Wahrnehmung der äußeren Einflüsse, explizit der Streckencharakteristik 
geknüpft und entspricht einem wesentlichen Indikator des Fahrverhaltens. 
Darüber hinaus ist das Fahrverhalten von verschiedenen weiteren Einflüs-
sen abhängig. (Abbildung 2-3). Die Kombination hoher Geschwindigkeiten 
mit einer relativ schnellen Abfolg e von (kleinen) Entwurfselementen stellen 
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auf Landstraßen an den Fahrer und sein Verhalten besondere Anforder-
ungen.  

 
Abbildung 2-3: Einflussfaktoren auf das Fahrverhalten in Anlehnung a n LABS (1987) 

Das Zusammenspiel mehrerer ungünstiger Faktoren äußert sich in einer 
Abnahme des Sicherheitsspielraums, während das Unfallrisiko steigt (FGSV 
2012). Verschiedene Untersuchungen versuchen Ansätze und Erklärungen 
für das Zusammenspiel von Streckencharakteristik, Geschwindigkeitswahl 
und Unfallgeschehen zu liefern und dienen somit als Grundlage für eine all-
gemeine Identifikation maßgebender Mängel. 

Untersuchungen zur Geschwindigkeitswahl in Abhängigkeit von der bauli-
chen Gestaltung reichen weit in das letze Jahrhundert zurück. So stell t  
TRAPP (1971) fest, dass verschiedene Faktoren der straßenbaulichen Ge-
staltung nicht isoliert , sondern voneinander abhängig Einfluss auf die Ge-
schwindigkeit besitzen. Maßgebende Einflussgröße ist die Kurvigkeit, ferner 
hohe Längsneigungen und die allgemeine Fahrbahnbreite. 

MEEWES/ GERZ (1975) bemerken, dass Geschwindigkeitsangaben zu Stre-
ckenabschnitten nicht allein aus einzelnen Merkmalen erklärt werden kön-
nen und stellen einen auf Basis von Geschwindigkeitserhebungen ermittel-
ten Zusammenhang zwischen der gewählten Geschwindigkeit, dem Quer-
schnitt sowie den Parametern des Lage- und Höhenplans dar. 

Aus detaillierten Geschwindigkeitserhebungen in Kurvenbereichen von 
KÖPPEL/BOCK (1979) zeigt sich ein Einfluss der Kurvigkeit auf die Wahl 
der Geschwindigkeit, der mit zunehmender Kurvigkeit steigt. Multiple line-
are Regressionen offenbaren, dass bei geringen Kurvigkeiten die Merkmale 
Fahrbahnbreite und Sichtweiten bei der Geschwindigkeitswahl ebenfalls ei-
ne Bedeutung besitzen.  
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AL -KASSAR et al. (1981) erhalten aus ihren linearen Regressionsgleichun-
gen zur Beschreibung der momentanen Geschwindigkeiten auf Landstraßen 
einen straffen Zusammenhang zu den Größen Kurvigkeit und Querschnitt ¬ 
insbesondere der Rand- und Seitenstreifenbreite. AL -KASSAR et al.  (1981) 
stellen eine Verringerung der Wirkung der Elemente auf die gewählte Ge-
schwindigkeit fest, je zügiger die Trassierung erfolgt. Aussagen zum Ge-
schwindigkeitsverhalten allein anhand der Ausbauelemente sind jedoch nur 
eingeschränkt möglich. 

Einen nicht repräsentativen Zusammenhang zwischen Geschwindigkeitsver-
halten und Krümmung sowie Haltesichtweite ermittelte BUCK (1991). Er 
weist in der Bewertung seiner Ergebnisse darauf hin, dass das Fahrverhal-
ten wesentlich durch die auf den Streckenabschnitten aufeinanderfolgenden 
Einflüsse geprägt wird. 

BAKABA (2002) nutzt die bisherigen Kenntnisse zur Wirkung verschiede-
ner baulicher Merkmale auf die Geschwindigkeit, um einen Verfahrensan-
satz vorzustellen, der eine Einteilung von Strecken in Teilabschnitte mit 
homogenen Geschwindigkeiten (Sequenzen) ermöglicht. Kurvigkeit ( -dif-
ferenz), Welligkeit (Hügeligkeit) und Fahrbahnbreite stellen die drei die 
Geschwindigkeit beeinflussenden Variablen zur Kategorisierung von Stre-
ckentypen dar. Die Sequenzierung erfolgt anhand mehrerer Kriterien, die u. 
a. auf Änderungen in der kumulativen Richtungsänderung im Lageplan re-
sultieren. Sequenzgrenzen sind dann festzulegen, wenn  

- die Kurvigkeitsdifferenz (ɝKU) ¬ korreliert mit der Richtungsdifferenz 
(ɝʊ) ¬ einen Betrag von ɝKU Ó 50 gon/km überschreitet, 

- ein isolierter Kurvenradius von R Ò 120 m vorliegt oder 
- Geraden von L >  250 m auftreten (BAKABA 2002).  

Für die Beschreibung weiterer Prüfkriterien zur Sequenzbildung sei auf 
BAKABA (2002) verwiesen. Sequenzbildungen für Kurvigkeitsdifferenzen 
ɝKU  <  50 gon/km sind laut BAKABA (2002) nicht notwendig, da Radien-
folgen, die dieser Bedingung gerecht werden, zwangsläufig im guten Bereich 
der Relationstrassierung (Radientulpe) liegen. Die Richt ungsdifferenz (ɝʊ) 
berechnet sich aus der Größenordnung von Richtungswinkeln zwei an-
einander liegender Ausgleichsgeraden. In Anlehnung an die RAS -L (FGSV 
95) erfolgt eine Zuteilung der Sequenzen (Ausgleichsgeraden) in Kurvig-
keitsklassen. Da Fahrer eher auf die perspektivische Änderung des Straßen-
raums reagieren, äußert BAKABA (2002) die Vermutung, dass die Wellig-
keit WE (Kurvigkeit des Höhenplans) gegenüber der mittleren gewichteten 
Längsneigung die günstigere Variable des Höhenplans bezüglich der Be-
schreibung des Einflusses auf die Geschwindigkeit darstellt. Einen Einfluss 
der WE auf die Geschwindigkeit ist über einem Wert von 
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WE >  15 gon/km festzustellen. Bezüglich der Querschnittsgestaltung teilt 
BAKABA (2002), in Verweis a uf LIPPOLD (1997) und MAIER/MEEWES 
(1990), sein Kollektiv anhand der Fahrbahnbreite (Grenze 6 m). Als rele-
vant ist in beiden Kollektiven der Einfluss der Kurvigkeit auf die V 85 Ge-
schwindigkeit freifahrender Kfz anzusehen. Für Streckentypen mit hohen 
Kurvig keiten (KU >  225 gon/km) ist der Einfluss von Welligkeit und 
Fahrbahnbreite auf die Geschwindigkeit marginal. Daher ist in diesen Klas-
sen eine Unterscheidung nach letztgenannten Kriterien nicht notwendig. 
Für Streckentypen mit geringer Kurvigkeit ist das Kriterium Fahrbahnbrei-
te als maßgebend anzusehen. Im Ergebnis unterstreicht BAKABA (2002) 
die Bedeutung der Sequenzbildung für streckenbezogene Analysen u. a. der 
Verkehrssicherheit. 

Zur Prognose von Geschwindigkeiten als Grundlage für ein Fahrerassistenz-
system erstellt EBERSBACH (2006) Geschwindigkeits- und Beschleuni-
gungsmodelle für einbahnige Landstraßen, welche von verschiedenen Merk-
malen (Streckengeometrie, Umweltbedingungen, Fahrertyp) abhängen. Be-
trachtet werden Streckenabschnitte, auf denen der Fahrer seine Geschwin-
digkeit lediglich aufgrund der Streckengeometrie bestimmt. Bei der Ab-
schnittsbildung wird in Bereiche mit homogenen Geschwindigkeitsverhalten 
¬ ähnliche Kurvigkeit ¬ und Singularitäten unterschieden. Grundlage der 
Abschnittsbildung b ildet der Verlauf der Geschwindigkeitsprofile in Überla-
gerung mit der Definition von Bereichen ähn licher Kurvigkeit bei der Be-
trachtung der kumulativen Richtungsänderung. Singularitäten sind durch 
kurze deutliche Anstiege der Richtungsänderung und eine Verringerung der 
gefahrenen Geschwindigkeiten bzw. Erhöhung der Querbeschleunigung ge-
kennzeichnet (EBERSBACH 2006). In diesen Bereichen erfolgt eine deutli-
che Anpassung des Fahrverhaltens hinsichtlich der Streckengeometrie. Be-
züglich der Befahrungsdaten liegt eine Singularität in Anlehnung an LIP-
POLD (1997) vor, wenn im Vergleich zu den umliegenden Elementen die 
Geschwindigkeit im betrachteten Element um mehr als 10 km/h sinkt oder 
eine Querbeschleunigung größer 2 m/s 2

 auftritt. Singularitäten spiegeln si ch 
in der Elementfolge des Lageplans laut EBERSBACH (2006) wider, wenn 

- der Radius des Elements kleiner als der Mindestradius RSING Ò 200 m 
ist und 

- das Element eine Mindestlänge LSING Ó 50 m aufweist. 

Mit einem Verweis auf fehlende Daten in der zugrunde gelegten Verwen-
dung der feindigitalen Karte bzw. auf Autokorrelationen zwischen Kur-
vigkeit und Sichtweite, verzichtet EBERS BACH (2006) auf eine Berück-
sichtigung von Variablen, die den Höhenplan beschreiben. 
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Eine Simulatorstudie von BELLA (2012) mit 33 Probanden verdeutlicht, 
dass die Geschwindigkeitswahl lediglich von der Querschnittsgestaltung und 
der Streckentrassierung und nicht von der Seitenraumgestaltung bestimmt 
wird. Nach BELLA (2012) führen hohe Geschwindigkeiten nicht a priori zu 
einer Zunahme von Unfallhäufigkeit und  Unfallschwere. Erst die Verknüp-
fung mit weiteren Streckeneigenschaften erklärt kausale Zusammenhänge. 

Mittels Kovarianzanalysen ermittelt SCHMIDT  (1996) die Zusammenhänge 
zwischen der Unfallrate bzw. Unfallkostenrate der Streckengeschwindigkeit 
und vier weiteren Größen. Berücksichtigt sind lediglich die Unfalltypen 1, 6 
und 7. Die Linien führung (Definition in drei verschiedenen Stufen), Fahr-
bahnbreite und die mittleren Kfz -Geschwindigkeiten tragen hauptsächlich 
zur Erklärung der Unfallraten bei, während für Längsneigung, Verkehrs-
stärke und Standardabweichung der Kfz-Geschwindigkeiten nur ein schwa-
cher Zusammenhang existiert. Zur Beschreibung der Unfallkostenrate sind 
lediglich die Größen Fahrbahnbreite und mittlere Kfz -Geschwindigkeit mit 
hohen Signifikanzen bedeutend. SCHMIDT (1996) schlussfolgert, dass ein 
eindeutiger Zusammenhang zwischen den Unfallkenngrößen und der Ge-
schwindigkeit nicht herzustellen ist. Ursache ist die mutmaßliche Abhän-
gigkeit der Geschwindigkeit von den u. a. baulichen Merkmalen der Stre-
cke. Dass Streckenabschnitte mit hohen Geschwindigkeiten nicht zwangs-
läufig hohe Unfallzahlen aufweisen, führt SCHMIDT  (1996) auf den hohen 
Ausbaustandard zurück. Demzufolge wird das Sicherheitsniveau maßgebend 
durch die bauliche Charakteristik der Strecke bestimmt.  

Hohe Fahrgeschwindigkeiten in Kurven sind häufig mit einem Schneiden 
der Kurven verbunden. Aus Fahrverhaltensbeobachtungen von SPACEK 
(1999), der in zwei normale und vier unerwünschte Verhaltenstypen unter-
scheidet, wird der Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit und Unfallri-
siko deutlich. In Kurven mit einem hohen Anteil unerwünschten Fahrver-
haltens, wie Schneiden oder Ausholen ¬ dabei treten besonders hohe Quer-
beschleunigungen auf ¬, ist ein erhöhter Anteil  von Fahrunfällen festzustel-
len.  

Die Beziehung zwischen Sicherheitsgrad, Geschwindigkeit und Ausbaustan-
a^oaă_bp`eobf_bkăQ>VILOăbqă^i+ă%/--/&ărkaăsbotbfpbkă^rcăabkă~j^phfkdă
bccb`q©+ă>iidbjbfkăh^kkăafbpboăBccbhqă^ipăcbeiboe^cqbăFkqbomobq^qflkăaboă?b*
ziehung (Korrelation) zwischen zwei Variablen aufgrund fehlender weiterer 
Klassifizierung anhand maßgebender Kriterien verstanden werden 
(Abbildung 2-4). TAYLOR et al. (2002) führen als Beispiel an, dass Stre-
cken mit geringen Geschwindigkeiten ¬ geprägt durch enge Fahrbahnbrei-
ten und eine sehr angepassten Linienführung ¬ wesentlich höhere Unfallra-
ten aufweisen als Strecken mit hohen Geschwindigkeiten, die in der Regel 
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auch hohe Ausbaustandards besitzen. Eine Betrachtung lediglich der 
Merkmale Geschwindigkeit und Unfallrate würde zu einer falschen Interpre-
tation der Zusammenhänge führen. 

 
Abbildung 2-4: Fehlerhafte Interpretation eines Zusammenhangs zwischen zwei Variablen bei fehlender 

Kategorisierung nach TAYLOR et al. (2002)  

Um aussagekräftige Merkmale für die Klassifizierung der Streckenabschnit-
te in homogene Gruppen zu identifizieren, bedienen sich TAYLOR et al. 
(2002) des Verfahrens der Hauptkomponentenanalyse und teilen das Kol-
lektiv in vier Gruppen ein. Als Charakterisierung dienen u. a. die Merkmale 
Geschwindigkeit ¬ aus repräsentativen Messstellen je Abschnitt erhoben ¬ 
Kurvigkeit, Hügeligkeit und Anschlussknotendichte. In zwei verschiedenen 
Modellansätzen, beruhend auf der Anwendung von Generalisierten Linearen 
Modellen, stellen TAYLOR et al. (2002) den Einfluss der Geschwindigkeit 
auf die Unfallrate dar. Bei lediglich einer Differenzierung nach Straßenklas-
se gilt, dass mit Zunahme der Geschwindigkeit die Unfallrate steigt. Der 
Einfluss der Geschwindigkeit fällt für Streckenabschnitte mit einem niedri-
gen Ausbaustandard gegenüber hohem Ausbaustandard bei sonst konstan-
ten Randbedingungen höher aus. In Erweiterung der Modelle ermitteln 
TAYLOR et al. (2002) einen n egativen Einfluss der Anschlussknotendichte 
und der Häufigkeit enger Kurven auf den Sicherheitsgrad.  

Einen allgemein gültigen Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit und 
Unfallgeschehen über Potenzfunktionen (Power Model) liefern ELVIK et al. 
(2004) auf Basis einer umfangreichen Metaanalyse. Mit den erstellten 
Funktionen lässt sich die Wirkung von Geschwindigkeitsreduzierungen auf 
das Unfallgeschehen bzw. die Unfallschwere abbilden (Gl. 1). Es zeigt sich, 
je höher die Unfallschwere, desto höher der Nutzen ¬ manifestiert in der 
Größenordnung des Exponenten ¬ einer Geschwindigkeitsreduzierung in 
Form einer Abnahme der Verletzungsschwere bzw. Unfallhäufigkeit. EL-
VIK et al. (2004) ver weisen auf die allgemeine Form ihres aufgestellten 
Modells, das keine Trennung nach Örtlichkeiten oder Unfallcharakteristik 
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erlaubt. Sie geben aber an, dass aufgrund der physikalischen Zusammen-
hänge und der Vielzahl von berücksichtigten Studien die Ergebnisse abgesi-
chert sind und die Reduzierung der Geschwindigkeit die maßgebende Maß-
nahme für die Erhöhung der Verkehrssicherheit darstellt.  

ὟὲὪßὰὰὩ ὠέὶὬὩὶᾀὩὭὸὶὥόά

ὟὲὪßὰὰὩ ὔὥὧὬὬὩὶᾀὩὭὸὶὥόά

ὋὩίὧὬύὭὲὨὭὫὯὩὭὸ ὠέὶὬὩὶᾀὩὭὸὶὥόά

ὋὩίὧὬύὭὲὨὭὫὯὩὭὸ ὔὥὧὬὬὩὶᾀὩὭὸὶὥόά
 Gl. 1 

k Exponent in Abhängigkeit der gewählten Kategorie   

Der Einfluss der Geschwindigkeit auf die Verkehrssicherheit ist durch die 
Metaanalyse von ELVIK et al. (2004) signifikant belegt. Die individuelle 
Geschwindigkeitswahl der Verkehrsteilnehmer orientiert sich auf Landstra-
ßen überwiegend an der Streckengestaltung im Lageplan, beschrieben über 
die Kurvigkeit. Fahrbahnbreite, Längsneigung und Haltesicht weiten gewin-
nen lediglich bei geringen Kurvigkeiten an Einfluss auf die Geschwindig-
keitswahl. Durch die Aufteilung von Streckenabschnitten in Bereiche mit 
ähnlichen Eigenschaften, lässt sich die mittlere erwartete Geschwindigkeit 
darstellen (BAKABA 2002). In ähnlicher Form definiert EBERSBACH 
(2006) inhomogene Elementfolgen im Lageplan ¬ bei denen zwangsläufig 
eine Anpassung des Fahrverhaltens erfolgen muss ¬, die als Abschnitts-
grenzen bei einer Streckeneinteilung dienen können. Höhere Geschwindig-
keiten stehen aber nicht zwangsläufig mit einem höheren Unfallgeschehen in 
Zusammenhang (SCHMIDT 1996, TAYLOR et al. 2002). Wesentlichen 
Einfluss auf die Verkehrssicherheit der Strecke besitzt der Ausbaustandard, 
beschrieben über die Trassierungsparameter und die Ausstattung (des Sei-
tenraums).  

Es wird deutlich, dass eine fehlende Einteilung der zu bewertenden Stre-
cken zu Ungenauigkeiten in der Ergebnisdarstellung führen kann. Die ge-
fahrenen Geschwindigkeiten üben Einfluss auf die Unfallschwere aus. Die 
Bewertung und Kategorisierung von Merkmalen der Trassierung gibt indi-
rekt Aufschluss auf Defizite der Streckengestaltung, die sich mitunter in 
Form von nicht angepassten Geschwindigkeiten und Unfällen widerspiegeln. 

2.4.2 Querschnitt  

Eine Vielzahl von Forschungen setzt sich mit der Untersuchung der Quer-
schnittsgestaltung auseinander, wobei den Merkmalen Fahrstreifenbreite 
und Randstreifenbreite ¬ in Addition die Fahrbahnbreite ¬ neben der An-
zahl der Fahrstreifen und der baulichen Mitteltrennung besonderes Augen-
merk zuteil wird. Verallgemeinernd gilt, dass bei einbahnig zweistreifigen 
Querschnitten mit steigender Fahrbahnbreite ein Rückgang der Unfall(-
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kosten)rate eintritt. Jedoch zeigen sich im Detail Unter schiede bzw. abwei-
chende Ergebnisse, die nur zum Teil aus den verschiedenen Untersuchungs-
designs abzuleiten sind. 

KREBS/KLÖCKNER  (1977) untersuchten den Einfluss von Fahrbahnbrei-
ten auf die Verkehrssicherheit. Für Kollektive mit Breiten über 4,5  m ergab 
sich ein Zuwachs der Verkehrssicherheit mit Zunahme der Fahrbahnbreite. 
Der positive Einfluss breiterer Fahrbahnen ¬ überwiegend aus einer Ab-
nahme der Unfälle des Typ 1 resultierend ¬ spiegelt sich in der Verringe-
rung der Unfallraten im Vergleich zu den Unfallkostenraten deutlicher wi-
der. 

Einen U-förmigen Verlauf der Unfallrate in Abhängigkeit von der Fahr-
bahnbreite ergibt die Untersuchung von LEUTZBACH/ZOELL MER 
(1988). Während die Unfallrate im Bereich von Fahrbahnbreiten zwischen 
8,25 bis 8,74 m ihr lokales Minimum erreicht, ist für Abschnitte mit einer 
Fahrbahnbreite FBB  >  7,25 m eine Stabilisierung der Unfallkostenrate auf 
einem Niveau festzustellen. Mutmaßlich trägt eine Veränderung in der Un-
fallschwerestruktur zu dieser Entwicklung bei. 

DOHMEN et al. (1989), die in ihrer Analyse von zweistreifigen Strecken 
knotenpunkttypische Unfälle ausschließen, stellen bis Fahrbahnbreiten von 
6,0 m gar einen leichten Anstieg der Unfallrate fest, bevor mit zunehmen-
der Breite ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen ist. Für Fahrbahnbreiten 
FBB >  8,5 m ist wiederrum eine Stagnation der Unfallrate festzustellen. 
Ein ähnliches Bild gibt die Personenschadensrate ¬ entspricht Verunglück-
ten Personen je Fahrleistung ¬ in den einzelnen Klassen wieder. 

ZEGEER et al. (1994) berücksichtigen eine Vielzahl von baulichen und 
verkehrlichen Eigenschaften in ihren Kovarianzanalysen. Insbesondere die 
Unfallrate der Allein - und Gegenverkehrsunfälle korreliert signifikant mit 
der Fahrstreifen- und Randstreifenbreite. Die tendenzielle Abnahme der 
Unfallrate ist für die zwei entwickelten Modelle ¬ die sich anhand weiterer 
berücksichtigter Variablen unterscheiden ¬ nur für Fahrbahnbreiten zwi-
schen 6,1 und 9,8 m (20 bis 32 Fuß) festzustellen (Abbildung 2-5). Breitere 
Randstreifen haben eine Abnahme der Unfallrate zur Folge.  

Als Ursache für die deutlich niedrigere UR auf sehr schmalen Querschnitten 
vermuten ZEGEER et al. (1994) geringere Geschwindigkeiten ¬ hier unab-
hängig der Randstreifenbreite. Problematisch sind Fahrbahnbreiten von ca. 
6,2 m. Mutmaßlich stel len diese Breiten Zwischenbereiche dar, bei denen 
das Fahrverhalten (Geschwindigkeit) die höchste Diskrepanz zu den Tras-
sierungsparametern aufweist. Bei geringeren Fahrbahnbreiten erfolgt eine 
deutlichere Assimilation. Der erneute Anstieg der UR ab Fahrbahnbreiten 
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FBB >  9,1 m wird mit höheren Geschwindigkeiten auf teilweise unbefestig-
ten Straßen in Zusammenhang gebracht. Die Gesamtentwicklung der UR 
verdeutlicht, dass bei einer zusammengefassten Bewertung aller Fahrbahn-
breiten Einflüsse bezüglich Fahrverhalten und Geschwindigkeiten nur indi-
rekt berücksichtigt sind. Gefahr enstellen im Seitenraum, der Terraintyp 
und die Dichte von Zufahrten sind weitere in Abhäng igkeit vom gewählten 
Modell signifikant auf das Unfallgeschehen wirkende Merkmale.  

 
Abbildung 2-5: Zusammenhang zwischen Unfallrate und Fahrbahnbreite, ZEGEER et al. (1994) 

Schmale Fahrbahnen (FBB Ò 6 m) weisen im Kollektiv von SCHMIDT 
(1996) deutlich höhere Unfallraten und Unfallkostenraten als mittlere bis 
breite Fahrbahnbreiten (FBB  >  8 m) auf. Ein positiver Einfluss breiterer 
Rand- und Fahrstreifen auf das Sicherheitsniveau wird auch durch ZEGE-
ER et al. (1987) und VOGT/BARED (1998) belegt. HARWOOD et al. 
(2000) greifen die Ergebnisse vorangegangener Untersuchungen (ZEGEER 
et al. 1987, ZEGEER et al. 1994, VOGT/BARED 1998) auf und benutzen 
AMF um die Abweichung des Unfall geschehens in Bezug zu vorher definier-
ten Grundannahmen bezüglich der Streckengestaltung festzulegen. Die 
Größenordnung des AMF ist dabei abhängig vom betrachteten Verkehrs-
aufkommen und der jeweiligen Größenordnung der betrachteten Variablen. 
Größere Rand- und Fahrstreifenbreiten begünstigen das Sicherheitsniveau, 
die Wirkung auf das Unfallrisiko wird dabei mit zunehmender Verkehrs-
stärke deutlicher. 

Die einbahnig zweistreifigen Landstraßenquerschnitte nach RAS-Q 82 
(FGSV 1982) (Anhang B, Tabelle B-1) untersuchten PALM/SCHMIDT 
(1999). Als Ergebnis zeigt sich, dass die Querschnitte b2 und c2 deutlich 
geringere Unfallraten als die schmaleren Querschnitte d2 und e2 besitzen. 
Jedoch offenbaren sich wesentliche Unterschiede in der mittleren Unfall-
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schwere der Querschnitte. So weist der breiteste Querschnitt b2 gegenüber 
dem Querschnitt c2 eine deutlich höhere Unfallkostenrate auf, die fast dem 
Niveau des Querschnitts e2 entspricht, ein Ergebnis, welches die Untersu-
chung von BRANNOLTE et al. (1992) wider spiegelt. Grund ist ein größerer 
Anteil an Überholunfällen, welche durch eine höhere Unfallschwere gekenn-
zeichnet sind. Die geringsten Unfallkostenraten besitzt der Querschnitt c2. 
Die höheren UKR des Querschnitts d2 gegenüber dem e2 
(PALM/SCHMIDT 1999) wider sprechen den Erkenntnissen von BRAN-
NOLTE (1992). Trotz einer Differenzierung der ein zelnen Querschnitte an-
hand der Fahrbahnbreite in die Gruppen schmal, normal und breit sind 
Aussagen über die Wirkung der Randstreifenbreite auf das Unfallgeschehen 
nur eingeschränkt möglich. Tendenziell weisen alle Querschnitte mit breite-
ren Fahrbahnen niedrigere Unfallraten als Strecken mit standardisierten 
Breiten auf. 

Der Vorteil von mehrstreifigen Querschnitten resultiert vor allem aus der 
Sicherung der Überholvorgänge. Der Einfluss einer Richtungstrennung 
wirkt sich durch die Vermeidung von Unfällen mit dem Gegenverkehr deut-
lich in einer Verringerung der Unfallschwere der zweibahnigen Querschnitte 
gegenüber den einbahnig mehrstreifigen Querschnitten aus. Bereits das par-
tielle Einrichten von separaten Überholfahrstreifen im Streckenverlauf trägt 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit bei.  

MEEWES/MAIER  (1986) zeigen den Vorteil einer dreistreifigen Verkehrs-
führung auf Landstraßen. Basis bildete die Ummarkierung eines mit über-
breiten Fahrstreifen (b2ü) ausgestatteten Querschnitts zu einer Strecke mit 
einem den Fahrtricht ungen räumlich wechselseitig zur Verfügung stehenden 
dritten Fahrstreifen. Aus dem  Vorher-Nachher-Vergleich des Unfallgesche-
hens wird der Vorteil der neuen Verkehrsführung durch eine Verringerung 
der Unfallanzahl und Unfallschwere, insbesondere bei den Unfällen im 
Längsverkehr, deutlich.  

BRANNOLTE et al. (1993) führten eine breit angel egte Untersuchung zu 
Zwischenquerschnitten ¬ Landstraßen mit einer Kronenbreite zwischen 14 
und 22 m ¬ durch, bei der sich der deutliche Vorteil des einbahnig dreistrei-
figen Querschnitts b2+1 nach RAS-Q 82 (FGSV 1982) gegenüber Strecken 
mit überbreiten Fahrstreifen (b2ü) bzw. Rand- /Seitenstreifen (b2s) heraus-
stellte. Der Sicherheitsgewinn resultiert aus einer niedrigeren Unfallrate und 
Unfallschwere. Begünstigt durch eine sehr geringe mittlere Unfallschwere 
weisen zweibahnig vierstreifige Querschnitte mit Mitteltrennung die nied-
rigsten Unfallkostenraten auf. Der Zwischenquerschnitt b2ü ¬ gekennzeich-
net durch F ahrstreifenbreiten zwischen 5,0 und 6,5 m ¬ weist gegenüber 
dem Querschnitt b2 eine höhere Unfallrate, aber eine niedrigere Unfall-
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schwere auf, was zu einem ähnlichen Niveau der Unfallkostenrate führt 
(BRANNOLTE et al. 199 3, FROST 1999). Einen besonders niedrigen Si-
cherheitsgrad besitzen nach FROST (1999) Querschnitte des b2ü mit Fahr-
streifenbreiten FSB <  6 m. Jedoch ist die Aussage durch die Anpassung der 
Unfallkostensätze bei kleinen Kollektiven eingeschränkt.  

Einen gegenüber dem Querschnitt b2 höheren Sicherheitsgrad des Quer-
schnitts b2+1, der auf geringere Unfallraten zurückzuführen ist, bestätigen 
PALM/SCHMIDT  (1999). Sie verweisen aber darauf, dass die hohen Streu-
ungen der Unfallkennwerte im Kollektiv des Quer schnitts b2+1 auf weitere 
noch nicht berücksichtigte relevante Einflussgrößen schließen lassen. 

Fjă Clop`erkdpmolgbhqă ~>råboloqppqo^åbkpf`eboebfqă %>LPF&©ă rkqbopr`eqbă
JÄHRIG (2012) die W irkung von räumlich begrenzten Überholfahrstreifen 
auf das Unfallgeschehen an fünf ausgewählten, vormals einbahnig zweistrei-
figen, Streckenabschnitten, die eine Unfalldichte von Ó 2 U(SP)/(3*a*km) 
aufwiesen. Da der Fokus der Maßnahme auf einer abgegrenzten Unfall-
charakteristik liegt, zeigt die Maßnahme, insbesondere auf den Strecken, 
welche durch einen hohen Anteil an Längsverkehrsunfällen im Ausgangs-
zeitraum geprägt sind, einen deutlichen Rückgang der Unfallzahlen. Die 
von JÄHRIG (2012) aufgestellten R andbedingungen ¬ Überhollängen von 
L Ó 600 m und gesicherte Überholabschnitte auf mindestens 20 % der Stre-
ckenlänge einer Fahrtrichtung ¬ fanden in der Beschreibung des RQ 11,5+ 
(abschnittsweise dreistreifige Straßen) in den RAL (FGSV 2012) Berück-
sichtigung.  

Mit 15.244 km stand VIETEN et al . (2010) ein sehr umfangreiches Kollek-
tiv an Strecken ein- und zweibahniger Landstraßen zur Verfügung, welches 
nach Fahrbahnbreite in einem Halbmeterraster unterteilt wurde. Für ein-
bahnig zweistreifige Streckenabschnitte ergibt sich ein kontinuierlicher 
Rückgang der Unfallrate mit zunehmender Fahrbahnbreite. Dem gegenüber 
steht ein Zuwachs des Verkehrsaufkommens. Die niedrigsten Unfallraten 
weisen zweibahnig vierstreifige, gefolgt von den einbahnig dreistreifigen, 
Streckenabschnitte auf. Mit Ausnahme des Teilkollektivs mit Fahrbahn-
breiten von 5,00 m gilt dieser Zusammenhang auch für die Entwicklung der 
Unfallkostenrate.  

In Abhängigkeit von den Merkmalen Querschnitt, Knotenpunktform, Lini-
enführung und Betriebsform definiert ZIERKE (2010) sieben verschiedene 
Straßentypen ¬ Typ 1 entspricht ein em RQ 21, aufsteigend bis Typ 7 
(RQ 9 ohne Möglichkeit für sicheres Überholen) ¬ in An lehnung an die 
EKL  nach dem damaligen Entwurf der RAL . Dahingehend unterteilt er  
sein Kollektiv. Das Ergebnis der Sicherheitsanalyse offenbart eine Zunahme 



 Erkenntnisstand 27 
 

der mittleren  Unfallkostenrate ¬ mit Ausnahme des Typs 7 ¬ je angepasster 
die Linienführung, ergo je schmaler der Querschnitt ist. Die Aussagekraft 
wird jedoch durch die geringe Unfallanzahl (189 U(P, SS)) und die inte-
grierte Betr achtung der Knotenpunkte eingeschränkt. 

Eine Darstellung mittlerer Unfallkostenraten für verschiedene Regelquer-
schnitte ¬ die im Wesentlichen das heutige Bestandsnetz repräsentieren ¬ 
liegen in den RAS-Q 96 (FGSV 1996), aktualisiert von ECK-
STEIN/MEEWES (20 02) vor. Mit Zunahme der Breite des Quer schnitts 
geht eine Abnahme der Unfallkostenrate einher. 

2.4.3 Lageplanelemente 

Die Abwicklung des Streckenverlaufs im Lageplan setzt sich aus einer 
Kombination der Elemente Gerade, Klothoide und Bogen (Radien) zusam-
men. Der kumulierte Richtungsänderungswinkel aller Elemente über eine 
definierte Länge beschreibt die Kurvigkeit einer Strecke. Neben dieser wird 
insbesondere dem Kurvenradius ein hoher Einfluss auf die Verkehrssicher-
heit zugeschrieben.  

KREBS/KLÖCKNER  (1977) ermittelten für Radien R  <  200 m eine deut-
lich erhöhte Unfall rate. Für Radien R  >  400 m schwächt sich der Sicher-
heitsgewinn deutlich ab. Am stärksten wirkt sich die Zunahme der Radien 
auf die damit verbundene Abnahme von Unfällen des Typ 1 aus. A priori 
geht die Zunahme der Kurvigkeit mit einer Zunahme des Unfall geschehens 
einher. Weiterhin überprüften KREBS/KLÖCKNER  (1977) den Einfluss 
der fahrtrichtungs_bwldbkbkăDoûåbă~objfkfpwfboqbăHrosfdhbfq©+ăFkăafbpboă
wird die Richtungsänderung der vorangegangenen Abschnitte (L = 100 m) 
und des nachfolgenden Abschnitts über einen Gewichtungsfaktor berück-
sichtigt. Für Abschnitte hoher reminiszierter Kurvigkeit  
(KU rem >  200 gon/km) stellt sich gegenüber der allgemeinen Kurvigkeit ein 
deutlich stärkerer Anstieg der Unfallrate als auch der Unfallkostenrate ein. 

Der gleichen Untersuchungsmethodik folgend, zeigen auch die Ergebnisse 
von LEUTZBACH/ZOELLMER  (1988) einen deutlichen Anstieg der Un-
fallrate für Abschnitte mit Radien R  <  200 m. Mittels Regressionsrechnun-
gen wird dieser Zusammenhang unabhängig des Verkehrsaufkommens oder 
der Fahrbahnbreite bestätigt. Für Radien R  >  1.000 m ist ein leichter An-
stieg von Unfallrate und Unfallkostenrate zu verzeichnen. Für die Kurvig -
keit ermitteln LEUTZBACH/ZOELLMER  (1988) eine Zunahme der Un-
fallrate bei höheren Kurvigkeiten. Diese Entwicklung stellt sich bei der Un-
fallkostenrate nicht ein. In Bereichen hoher Kurvigkeiten ist tendenziell eine 
Abnahme festzustellen. In einer späteren Analyse wird der deutliche An-
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stieg der Unfallrate bei Radien R <  200 m sowie Kurvigkeiten 
KU  >  200 gon/km durch LAMM et al. (1999) bestätigt.  

Einen stetigen Zusammenhang zwischen Zunahme der Kurvigkeit und An-
stieg der Unfallrate zeigen auch die Ergebnisse von DOHMEN et al. (1989). 

Sowohl für lokale als auch für die mittleren Kurvigkeiten ¬ entspricht hier 
dem Mittelwert über die vorange gangenen 400 m ¬ ist nach BUCK  (1991) 
für Radien R >  500 m kein Einfluss auf die gefahrenen Geschwindigkeiten 
nachweisbar.  

Detaillierte Erkenntnisse zu Einflüssen auf das Unfallgeschehen in Kurven 
einbahnig zweistreifiger Landstraßen liegen aus ZEGEER et al. (1991) vor. 
Im Ergebnis der linearen Regressionsmodelle ist eine Erhöhung des Unfall-
geschehens auf kleine Radien, schmale Fahrbahnbreiten und mangelhafte 
Klothoidenlängen zurückzuführen. Ceteris paribus führen größere Rich-
tungsänderungswinkel und ein höheres Verkehrsaufkommen zu einer Zu-
nahme der Unfallhäufigkeit. Mit multiplen statistischen Modellen  ermitteln 
VOGT/BARED (1998) neben diesem Einfluss weiterer Größen ebenfalls 
eine Zunahme des Unfallgeschehens mit Anstieg der Kurvigkeit. Gleiches 
gilt für HARWOOD et al. (2000), deren Berechnung des AMF für die Kur-
vigkeit direkt an die auftretenden Radien eines Abschnitts gekoppelt ist.  

Aus der Analyse von GIDAS-Daten schmaler Landstraßenquerschnitte mit 
Fahrbahnbreiten zwischen 4,0 und 6,0 m zeigt sich bei HEGEWALD/WE -
BER (2008) eine Unfallauffälligkeit für Kurven mit Radien R  <  200 m be-
züglich der Unfälle mit Personenschaden. 

In ihrer Aussage auf Unfälle mit Abkommen von der Fahrbahn und Fahr-
unfälle beschränkt, weisen BÖSL/SPAHN (2010) ebenfalls einen deutlichen 
Einfluss der Radiengröße auf die Unfallrate nach. Während der Anstieg der 
Unfallrate für Radien zwischen 400 m und 200 m noch moderat ausfällt, ist 
für Radien R <  200 m eine deutliche Zunahme im Kollektiv zu verzeichnen. 
Radien R <  250 m werden daher als besonders risikobehaftet angesehen. 

Neben den rein ingenieurwissenschaftlichen Untersuchungen existieren auch 
interdisziplinäre Studien zur Erklärung des Unfallg eschehens. SCHLAG et 
al. (2007) berücksichtigen in ihrer Analyse zum Unfallgeschehen in Kurven-
bereichen sowohl wahrnehmungsbasierte, psychologische als auch fahrdy-
namische Parameter. Ausgangspunkt war u. a. die Feststellung, dass sich in 
ihrer Geometrie stark ähnelnde Kurven deutliche Unterschiede im Unfallge-
schehen aufweisen. Aus dem integrierten Untersuchungsansatz ist festzu-
stellen, dass gut einzusehende Kurven als weniger abwechslungsreich in Er-
scheinung treten, was mit einer Verringerung der Anforderungen an den 
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Fahrer einhergeht. Dies führt zu signifikant höheren Geschwindigkeiten vor 
gut einsehbaren Kurven, welche häufig durch ein höheres Unfallgeschehen 
gekennzeichnet sind (SCHLAG et al. 2007). 

2.4.4 Elementfolgen und Relationstrassierung 

Die Grundlagen der Relationstrassierung werden u. a. in LEUTZ-
BACH/ZOELLMER (1988), LIPPOLD (1997) und LAMM et al. (1999) 
beschrieben. Danach sollen für einen sicheren Entwurf aufeinanderfolgende 
Radien möglichst ähnlich groß sein bzw. in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander stehen. Ebenso soll die Abfolge von Radien und Geraden aufei-
nander abgestimmt werden. KÖPPEL (1984) setzt eine hohe Entwurfsqua-
lität mit einer geringen Differenz des größten und kleinsten Kurvenradius 
einer Strecke in Zusammenhang. SOSSOUMIHEN (2001) ordnet allgemein 
der Bewertung von Elementfolgen gegenüber der Betrachtung von Ein-
zelelementen einen höheren Stellenwert zu. 

Nach UNGER (1994) ist bereits für Geradenlängen von L =  250 m festzu-
stellen, dass am Ende der Geraden die V85 unabhängig der Ausgangsge-
schwindigkeit zu Beginn der Geraden über 100 km/h liegt, was in einer 
Festlegung nachfolgender Mindestradien Berücksichtigung finden soll. 

In den Untersuchungen von LEUTZBACH/ZOELLMER  (1988) ist das 
Verhältnis zwischen betrachtetem und vorangegangenem Radius maßge-
bend für die Bewertung der Verkehrssicherheit von Radienfolgen. Es wird 
deutlich, dass im Gesamtkollektiv Radienfolgen mit einem Verhältnis 
RV <  0,15 (RV =  Ri/R i-1) eine deutlich höhere Unfallrate zur Folge haben. 
Mit zunehmendem Radienverhältnis schwächt sich der Sicherheitsgewinn 
ab. Dabei weisen Kombinationen von geringem Verkehrsaufkommen oder 
schmalen Fahrbahnbreiten die höchsten Unfallraten auf. Schließen sich 
Kreisbögen mit geringen Radien an Geraden an, hat dies eine Erhöhung der 
Unfallrate zur Folge. Besonders deutlich ist dieser Zusammenhang für Ra-
dien R <  200 m, wobei Elementabfolgen mit dazwischenliegenden Klothoi-
den in diesen Radienklassen signifikant günstigere Unfallraten aufweisen. 

LAMM et al. (1999) stellen bei Verhält nissen von betrachtetem zu voraus-
gegangenem Radius RV <  0,8 ein Anstieg der Unfallrate, der bei Radien-
verhältnissen RV <  0,2 besonders deutlich ausfällt, fest.  

SCHMIDT  (1996) wählt zur Beschreibung seines Kollektivs u. a. eine drei-
stufige Klassifizierung der Linienführung, die er aus der Kurvigkeit und ei-
nem Kurvenanteil mit Radien R  <  500 m an der Streckenlänge bestimmt. 
Für das Mittel aller Strecken mit unstetig/enger Linienführung zeigt sich 
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die höchste Unfallrate, während diese für stetig/weite trassierte Strecken 
mit 0,7  U/(10 6*Kfz*km) nur die halbe Höhe aufweist. Erstgenanntes Kol-
lektiv weist eine hohe Unfallkostenrate auf, während sich die Kollektive der 
stetig/eng bzw. stetig/weit trassierten Strecken kaum unterscheiden.  

Aus einer Überprüfung der in den RAS-L-1 (FGSV 1984) enthaltenen 
Grenzwerten für Radienfolgen und weiterer Elementfolgen von LIPPOLD 
(1997) resultieren eine Neufassung des Diagramms (Relationstulpe) sowie 
Empfehlungen für das Verhältnis für den Anschluss von Kurvenradien an 
Geraden. Grundlage der Einteilung und Bewertung von Radien relationen in 
afbă?bobf`ebă~drq©)ă~_o^r`e_^o©ărkaă~wrăsbojbfabk©ă_fiabqăafbăaobfstufige 
Klassifizierung von Geschwindigkeitsdifferenzen der V85 in aufeinanderfol-
genden Elementen sowie die Ausgangsgeschwindigkeit. Der prägende Ein-
fluss der Kurvigkeit auf die Geschwindigkeit (V 85) wird bestätigt. Dieser 
fällt bei schmalen Fahrbahnbreiten (FBB  Ò 6,0 m) tendenziell höher aus 
(LIPPOLD 1997). Als maßgebende, die V85 bestimmende, Einflussgröße 
wird die Kurvigkeit angesehen. Im Ergebnis der Geschwindigkeitsanalysen 
empfiehlt LIPPOLD (1997)  

- einen Mindestkurvenradius von Rmin Ó 400 m bei vorangegangen Gera-
den mit Längen L G Ó 300 m, 

- den Beibehalt der Regelung, dass für Geraden mit Längen LG < 300 m 
der Mindestkurvenradius eine Größenordnung von Rmin >  LG aufweist 
sowie 

- den Verzicht von Anschlüssen von Radien mit R <  200 m an Geraden. 

Die in LIPPOLD (19 97) nachgewiesenen Zusammenhänge finden u. a. Be-
rücksichtigung in der dreiteiligen Kategoris ierung und Bewertung der Ver-
hältnisse aufeinanderfolgender Radien in den RAL (FGSV 2012). Dabei sol-
len die Verhältnisse mindestens im brauchbaren Bereich liegen, für Straßen 
der EKL  1 bis EKL  3 wird der gute Bereich empfohlen. Bei Abweichungen 
sind flankierende, verkehrstechnische, auf die Besonderheit hinweisende 
Maßnahmen zu ergreifen. Die RAL (FGSV 2012) enthalten darüber hinaus 
Vorgaben zur zulässigen Abfolge eines sich an die Gerade anschließenden 
Kreisbogens. Auch hier gilt, dass für Straßen der EKL 1 bis EKL  3 der gute 
Bereich anzustreben ist. Für Zwischengeraden mit Längen L <  300 m sind 
die angrenzenden Radien gleichwohl auf ihr Verhältnis zueinander zu prü-
fen. 

WroăAbcfkfqflkăaboă~C^eopf`eboebfq©ă_bwfbeqăPLPPLRJFEBKă%/--.&ăkb_bkă
der gängigen Analyse des Unfallgeschehens weitere Verhaltensparameter, 
wie Geschwindigkeitsverhalten und Verzögerungen, in seine Untersuchung 
ein. Aus der Klassifizierung der Lageplantrassierung in stete und unstetige 
Abfolgen basiert die Erkenntnis, dass offensichtliche Zusammenhänge zwi-



 Erkenntnisstand 31 
 

schen Geschwindigkeitsverhalten und Unfallgeschehen vorliegen. Als stetig 
definierte Elementfolgen weisen deutlich niedrigere Unfallraten ¬ insbeson-
dere Fahrunfälle ¬ auf. Da lediglich 88 Unfälle der Analyse zugrunde liegen, 
bedarf die Aussage einer Prüfung. 

Begrenzt auf die Unfälle mit Zusammenstoß des Gegenverkehrs stellen 
BARK et al. (2014) fest, dass die zunehmende Dichte an Elementen mit 
hoher bzw. mittlerer Abweichung von einer guten Relationstrassierung ei-
nen Anstieg der Unfallhäufigkeit zur Folge hat.  

2.4.5 Längsneigung 

Die Längsneigung, als ein den Höhenplan beschreibendes Merkmal, beein-
flusst das Geschwindigkeitsverhalten der Verkehrsteilnehmer, wobei in Ge-
fälle- und Steigungsstrecken zu trennen ist. Steigungsstrecken weisen Be-
sonderheiten bezüglich höherer Differenzgeschwindigkeiten auf, Gefällestre-
cken aufgrund einer allgemein höheren Geschwindigkeitswahl. 

Den Einfluss der Längsneigung auf das Unfallgeschehen erklären 
KREBS/KLÖCK NER (1977) für Werte unter 6 bis 7  % für gering. Für 
darüber liegende Steigungen ist eine deutliche Zunahme der Unfallrate bzw. 
Unfallkostenrate festzustellen.  

Einen leichten Anstieg der Unfallrate mit Zunahme der Längsneigung ver-
zeichnen LEUTZBACH/ZOELLMER  (1988) in ihrem klassifizierten Unter-
suchungskollektiv. Im Bereich von Längsneigungen s >  6 % treten Schwan-
kungen auf, die von den Autoren zufälliger Natur zugeordnet werden. Mit 
Zunahme der Längsneigung in den Klassen ist eine kontinuierliche Abnah-
me des mittleren DTV zu verzeichnen. Sowohl bei den Untersuchungen von 
LEUTZBACH/ZOELLMER  (1988) als auch bei KREBS/KLÖCK NER 
(1977) wird ein deut licherer Anstieg der Unfallraten im Bereich sehr gerin-
ger als auch sehr hoher Längsneigungen deutlich. Demgegenüber fällt der 
Anstieg der Unfallrate bei DOHMEN et al. (1989) relativ gleichmäßig aus. 
Erst im Bereich von Längsneigungen s >  7 % stellt sich ein deutlicherer 
Anstieg ein. 

BUCK  (1991) kann keinen Zusammenhang zwischen mittleren Längsnei-
gungen von ca. -2 % bis +2  % und den gefahrenen Geschwindigkeiten fest-
stellen. Aus den Erhebungen von SCHMIDT (1996) mit einer dreistufigen 
Einteilung der Längsneigung ergibt sich für das Kollektiv mit Neigungen 
s >  4 % eine deutlich höhere Unfallrate, während der Anstieg der Unfall-
kostenrate weniger deutlich ausfällt. Ab dieser Neigung verzeichnen auch 
BÖSL/SPAHN (2010) eine deutliche Zunahme der Unfallrate für Fahrun-
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fälle. Das Teilkollektiv mit Längsneigungen s >  4 % weist gegenüber seinem 
Pendant eine doppelt so hohe Unfallrate U(P, S) auf. Jedoch gilt die Ein-
schränkung, dass Strecken mit hohen Längsneigungen meist auch durch ei-
ne hohe Kurvigkeit gekennzeichnet sind. 

2.4.6 Räumliche Linienführung und Sichtweiten  

Die Überlagerung der Entwurfselemente von Lage- und Höhenplan wird als 
räumliche Linienführung bezeichnet, welche sich über Raumelementfolgen 
beschreiben lässt. Durch die gezielte Überlagerung von Wendepunkten aus 
Lage- und Höhenplan entstehen Standardraumelemente, die einer befriedi-
genden räumlichen Linienführung entsprechen (FGSV 2012). Abweichungen 
können eine Erhöhung des Unfallgeschehens zur Folge haben, die u. a. aus 
der Verringerung der Sichtweiten aufgrund von Sichtschatten oder einem 
verdeckten Kurvenbeginn resultieren. Da sich die räumliche Linienführung 
nur schwer quantifizieren lässt, stellt die Bewertung der Haltesichtweise ei-
ne Hilfsgröße dar. 

Einen Einfluss geringer Haltesichtweiten auf die Geschwindigkeit stellt 
BUCK  (1992) für Sichtweiten unter ca. 150 m fest. Dabei finden 400 m der 
vorangegangenen Streckenlänge Berücksichtigung. 

Eine Korrelation zwischen Sichtweite und Kurvigkeit ergibt sich in den Un-
tersuchungen von KREBS/KLÖCKNER  (1977). In der fünfstufigen Eintei-
lung (100 m Schrittweite) zeigen sich für Abschnitte mit Sichtweiten unter 
99 m deutlich erhöhte Unfallraten. Mit Zunahme der Sichtweite verringern 
sich sowohl Unfallrate als auch Unfallkostenrate. Bei der Bewertung von 
jeweils 100 m langen Abschnitten wurde jedem Abschnitt die sich in Fahrt-
richtu ng anschließende Sichtweite zugeordnet. Dies ist bezüglich der Zuord-
nung von Unfällen als kritisch zu bewerten, da davon auszugehen ist, dass 
Unfälle (bspw. fehlerhaftes Überholen) aufgrund von Sichtdefiziten nicht 
unmittelbar an der Stelle auftreten, wo d as Sichtdefizit der nachfolgenden 
Strecke ermittelt wird, sondern im sich unmittelbar an schließenden Stre-
ckenbereich. 

LIPPOLD et al. (2007) überprüften die mögliche Anpassung der Halte-
sichtweite. Bei Probandenfahrten sowohl im Feld als auch im Simulator 
zeigte sich für Sichtweiten unter 200 m eine stetige Aufmerksamkeitserhö-
hung. Ab Sichtweiten unter 100 m reagierten die Probanden mit deutlichen 
Bremsvorgängen und dem Abbruch von Beschleunigungsvorgängen. Im Si-
mulator konnte außerdem festgestellt werden, dass die Umfahrung von 
Hindernissen bei Sichtweiten unter 150 m nur noch mit Schwierigkeiten zu 
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absolvieren war. Im Ergebnis steht die Forderung, entwurfsklassen-
abhängige Sichtweiten zwischen 150 m und 250 m zu gewährleisten. 

Eine Überlagerung von Unfallgeschehen und aus Befahrungsdaten ermittel-
ten stationsbezogenen Sichtweiten dienen ZIMMERMANN et al. (2007) als 
Grundlage zur Bewertung der räumlichen Linienführung. Dabei ist eine Zu-
nahme der Unfälle bei Sichtverzerrungen, jedoch nicht für verdeckte Kur-
venanfänge, festzustellen. In der Analyse standen elf Strecken mit einer 
Länge von 42 km zur Verfügung, die nur tendenzielle Ergebnisinterpretati-
onen erlauben. 

Anhand der dreistufigen Bewertung von Radienfolgen nach RAS-L-1 
(FGSV 1984) stellen BÖSL/SPAH N (2010) den negativen Zusammenhang 
zwischen einer unstetigen Linienführung und der Unfallrate für Fahrunfälle 
dar. Radienfolgen außerhalb des brauchbaren Bereichs weisen gegenüber 
relationstrassierten Radienfolgen ein deutlich höheres Unfallrisiko auf. Diese 
gewählte Einteilung ist kritisch zu bewerten, da davon auszugehen ist, dass 
Radienfolgen außerhalb des brauchbaren Bereichs häufiger enge Radien 
aufweisen, die per se durch hohe Unfallraten gekennzeichnet sind. 

2.4.7 Umfeld 

Dem Einfluss der den Straßenraum umgebenden Charakteristiken auf das 
Unfallgeschehen wird erst seit geraumer Zeit eine weitere Bedeutung zuge-
ordnet. Die Problematik der Baumunfälle ist seit längerem Bestandteil von 
Unfallanalysen und Maßnahmenprogrammen (GDV 1999, FGSV 2007). Das 
Thema Unfallgefahren durch Alleen besitzt ein hohes öffentliches Interesse. 
Hingegen blieben Analysen zu möglichen soziodemografischen Einflüssen 
auf das Unfallgeschehen, mit wenigen Ausnahmen (MÄDLER/PÖPPEL -
DECKER 2001), dem englischsprachigen Raum behaftet. Jedoch lassen 
auch hier verschiedene Studien Zusammenhänge zum Unfallgeschehen deut-
lich werden. 

Seitenraum 

Den negativen Einfluss von Bäumen auf die Unfallschwere beschreibt 
HEILMANN (2008) in einer statistischen Auswertung für Mecklenburg -
Vorpommern. Während das Bundesland gegenüber anderen Bundesländern 
bezüglich der Anzahl Verunglückter je Einwohner keine Unterschiede be-
sitzt, zeigen sich für die Anzahl der Getöteten je Einwohner deutliche Un-
terschiede. Dies ist auf den hohen Anteil Baumunfälle in Mecklenburg-
Vorpommern zurück zuführen, der bei Betrachtung des Unfallgeschehens 
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der Kategorie 1 bis 4 nur einen Anteil von 11  %, bei den Unfällen mit Ge-
töteten jedoch von 51 % aufweist. 

Den Einfluss von fahrbahnnahen Bäumen untersuchte MEEWES (2000, 
2001). Für Unfälle mit Abkommen von der Fahrbahn zeichnen sich die mit 
Aufprall auf Bäume durch eine besonders hohe Unfallschwere aus. 86 % der 
Unfälle mit dieser Charakteristik sind Unfälle des Typs  1, die sich überwie-
gend zu Zeiten geringer Verkehrsbelastungen ereigneten (MEEWES 2001). 
Neben der Tatsache, dass die mittleren Unfallkosten beim Abkommen nach 
links geringer als für das Abkommen nach rechts von der Fahrbahn ausfal-
len, nimmt mit zunehmendem Abstand der Bäume die Unfallschwere ab. 

Für Pkw -Alleinunfälle mit Personenschaden ermitteln HEGEWALD/WE -
BER (2008) einen gegenüber MEEWES (2001) deutlicheren Rückgang der 
mittleren Unfallkosten mit zunehm endem Abstand der Bäume im Seiten-
raum. Bei einem Abstand A  >  1,5 m zum Fahrbahnrand verringern sich die 
mittleren  Unfallkosten um mehr als die Hälfte. Auch hier ergeben sich hö-
here Unfallfolgen beim Abkommen nach rechts als beim Abkommen nach 
links von der Fahrbahn. 

Einen Ansatz zur Ermittlung des Baumbestandes an Straßen zeigt ebenfalls 
MEEWES (2005). Um die Baumunf allbelastung zu ermitteln, wurden die 
Streckenabschnitte bezüglich des Vorhandenseins von Baumbestand rich-
tungsgetrennt analysiert. Dabei wird in fünf Stufen von geschlossen über 
lückenhaft bis leer unterschieden. Über die ermittelte Länge an Baumbe-
stand je Strecke, dem mittleren Baumabstand und dem Unfallgeschehen 
ermittelt MEEWES  (2005) die mittlere Baumunfallbelastung. 

Einer visuellen Aufnahme des Seitenraums räumen BÖSL/SPAHN (2010) 
die Möglichkeit ein, dass Unfallgeschehen in Abhängigkeit der Umfeldbe-
dingungen zu analysieren. Bezüglich der Fahrunfälle liegt für Strecken im 
Wald gegenüber Strecken mit freiem Seitenraum oder nur mit Einzelbaum-
besatz ein wesentlich höheres Unfallrisiko vor. Dabei steht die Unfall-
schwere im engen Zusammenhang mit der Charakteristik des Seitenraums. 
Hohe mittlere Unfallkosten sind für Unfälle mit Aufprall auf Bäume zu ver-
zeichnen, während für Unfälle in hindernisfreien Seitenraumbereichen, noch 
vor den Bereichen mit passiven Schutzeinrichtungen, die geringsten mittle-
ren Unfallkosten auftreten. Der Zusammenhang zwischen Hindernisabstand 
zur Fahrbahn und den mittleren Unfallkosten fällt in der drei klassigen Be-
wertung von BÖSL/SPAHN (2010) nicht eindeutig aus. Jedoch wird deut-
lich, dass Unfälle mit Aufprall auf Hindernisse in  unmittelbarer Fahrbahn-
nähe (Abstand A <  3 m) deutlich höhere Unfallkosten zur Folge haben. 
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LIPPOLD/SCHULZ (2009) differenzieren in ihrer Untersuchung zur Ver-
kehrssicherheit die Seitenraumgestaltung, insbesondere nach dem Kriteri-
um, welche Seite in Kurvenbereichen bepflanzt wurde. Es zeigt sich, dass 
die Ergebnisse wesentlich durch das zugrunde liegende Kollektiv geprägt 
werden. Während über alle Strecken Kurven mit beidseitiger Bepflanzung 
die niedrigsten Unfall( -kosten)raten aufweisen, verändert sich der Effekt bei 
einer Differenzierung der Strecken nach Kurvigkeit. Insbesondere für Stre-
cken mit höherer Kurvigkeit weisen Einzelkurven mit außenseitiger oder 
beidseitiger Bepflanzung eine besonders geringe Verkehrssicherheit auf. 
Demgegenüber sind bepflanzungsfreie Strecken als sicher einzuschätzen. Mit 
Ausnahme der die Sichtweiten beeinträchtigenden Bepflanzung wird der 
Einfluss der Seitenraumgestaltung auf die Quantität der Unfälle als sehr 
gering bewertet, während für die Unfallschwere ein deutlicher Zusammen-
hang erkennbar wird. Jedoch ist die Aussagekraft der Ergebnisse durch die 
geringe Besetzung einzelner Kollektive eingeschränkt. 

Von OTTE (2000) liegen detaillierte, nach Querschnittstypen getrennte, 
Statistiken zu Un fällen mit Personenschäden, gegliedert nach Unfallkonstel-
lation, -ursache und Verletzungsschwere, vor. Bezüglich des Verletzungs-
grades ¬ angegeben über den ~J^ufjrjă>__obsf^qbaăFkgrovăP`^ib©ă¬ füh-
ren Unfälle mit Aufprall an Bäume unmittel bar am Fahrbahnrand (Ab-
stand A <  2 m) zu schwereren Unfallfolgen als bei einem Aufprall auf 
Bäume, die erst nach Gräben angeordnet sind. Diese Art der Kollision ent-
spricht einem Anteil von ca. 25  % der Unfälle, umfasst aber 36 % der Getö-
teten. Unfälle mit Abkommen in Gräben ziehen trotz der größ eren Wahr-
scheinlichkeit eines Überschlags keine höheren Verletzungsrisiken nach sich. 
Passive Schutzeinrichtungen tragen ebenfalls zur Verringerung der Verlet-
zungsschwere bei (OTTE 2000). Aus den Rückrechnungen auf die Aus-
gangsgeschwindigkeit der Unfallfahrzeuge (Pkw) wird deutlich, dass bei ei-
nem höheren Ausbaustandard schneller gefahren wird. Mit höheren Ge-
schwindigkeiten steigt die Gefahr für irreversible Verletzungsfolgen.  

Eine allgemeine Kategorisierung der Gefahren des Seitenraums einbahniger 
Landstraßen nehmen ZEGEER et al. (1987) vor. Dabei finden 38 punktuel-
le und 18 linienhafte Merkmale des fahrbahnnahen Umfelds als mögliche 
Gefahrenquellen Berücksichtigung. Von verschiedenen Bewertungsarten, die 
einem Expertengremium zur Einschätzung vorgelegt wurden, stellte sich 
eine siebenstufige Gefahrenskala (Roadside Hazard Index) als die prakti-
kabelste Einteilung heraus, wobei Stufe 7 Seitenräume mit einer hohen 
Wahrscheinlichkeit für Unfallfolgen mit schweren Verletzungen bis Todes-
folge umschreibt. Die richtungs getrennte Klassierung der Streckenabschnit-
te (0,1 Meilen-Abschnitte) erfolgt dabei anhand einer breiten Palette von 
Beispielbildern. In den für verschiedene Unfallcharakteristiken erstellten 
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multiplen statistischen Modellen zeigt sich u.  a. ein signifikanter Zusam-
menhang zwischen Unfallzahl und Gefahrenkategorie. 

ZEGEER et al. (1991) können für Kurvenbereiche keinen signifikanten Zu-
sammenhang zwischen Unfallhäufigkeit und Gefahren des Seitenraums er-
mitteln, verweisen aber auf die eingeschränkte Variabilität der zur Verfü-
gung stehenden Daten. Demgegenüber zeigt sich in dem multiplen statisti-
schen Verfahren von VOGT/BARED (1998) ein signifikanter Einfluss des 
pfb_bkpqrcfdbkă~Ol^apfabăE^w^oaăFkabu©ă^rcăa^păRkc^iiofpfhl+ 

MIAOU (1996) modellier te in einem Ansatz die Auftretenshäufigkeit von 
Ereignissen, bei denen ein Fahrzeug die Fahrbahn verlässt. Dabei wird die 
Seitenraumcharakteristik nach der Breite des hindernisfreien Seitenraums, 
mittlerer Böschungsneigung, allgemeinen Terrain und Art des Banketts un-
terschieden. Aus dem verwendeten negativ-binomialen Regressionsmodell 
wird eine höhere Unfallhäufigkeit aus einem bewegten Gelände und steigen-
den Böschungsverhältnissen erklärt, während aus hindernisfreien Seiten-
räumen ¬ Angabe als stetige Größe ¬ als auch befestigtem Bankett eine 
Abnahme resultiert. Eine Unterscheidung, welche Art von Hindernissen im 
Seitenraum auftritt, erfolgt nicht.  

Einen deutlichen Zusammenhang zwischen Unfallschwere/-häufigkeit und 
den Gefahren im Seitenraum, beschrieben dro`eă bfkbkă ~Ol^apfabă E^*
zardouskbppăFkabuă%OEF&©)ăibdbkăM>OAFIIL-MAYORA et al. (2010) dar. 
Mit verschiedenen Abstufungen finden die Merkmale Böschungsneigung, 
Abstand nicht -verformbarer Hindernisse, Art der passiven Schutzein-
richtung und die Kurvigkeit, Berücksichtigung und werden Abschnitten mit 
einer Länge von L =  200 m zugeordnet. Mit einer Cluster -Analyse folgt die 
BojfqqirkdăbfkbpăcākcpqrcfdbkăOEFăcāoă~OrkăLccăOl^a©-Unfälle zur Darstel-
lung der Unfallrate mit Personenschaden mittels Gruppierung der 120 mög-
lichen Merkmalskombinationen, wobei Stufe 5 den niedrigsten Sicherheits-
grad repräsentiert 

Eine exakte Einstufung internationaler Erkenntnisse wird u. U. durch ab-
weichende Kriterien in der Unfallaufnahme, Deklaration der Unfallschwere 
sowie unterschiedliche verkehrstechnische und verkehrsrechtliche Standards 
eingeschränkt. 
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Abbildung 2-6:  Zusammenhang zwischen Unfallschwere und RHI nach PARDILLO-MAYORA et al. 

(2010) 

Soziodemografische Einflüsse 

Unterschiede in der Häufigkeit bei Unfällen mit Abkommen von der Fahr-
bahn auf Landstraßen zwischen verschiedenen US-Bundesstaaten führt MI-
AOU (1996) auf klimatische Unterschiede und sozialökonomische Struktu-
ren zurück. Ebenfalls signifikante Unterschiede der Unfallrate zwischen zwei 
US-Bundesstaaten, die nur partiell mit einer verschiedenen Datenqualität 
zu begründen sind, ermitteln ZEGEER et al. (1994).  

Eine Verbindung zwischen der Siedlungsstruktur und dem Unfallgeschehen 
weisen MÄDLER/PÖPPEL -DECKER (2001) nach. Basierend auf einer 
sechsstufigen Einteilung aller deutschen Landkreise nach Bevölkerungszahl 
und -dichte ergeben sich für ländliche Kreise höhere Anteile getöteter und 
schwerverletzter junger Fahrer bezüglich der Bevölkerungsdichte an nächt-
lichen Freizeitunfällen. Damit einher geht eine höhere Unfallschwere. Un-
klar bleibt, ob die höhere Unfallschwere im Zusammenhang mit höheren 
Geschwindigkeiten (Anteil außerörtlicher Straßen) oder einem höheren Be-
setzungsgrad zu sehen ist. 

Einen Zusammenhang zwischen der Bevölkerungsdichte und der Getöteten-
rate auf Basis linearer Regressionen ermitteln CLARK/CUSHING  (2004) 
für die Bundesstaaten der Vereinigten Staaten. Als maßgebend gilt neben 
der Bevölkerungsdichte die Fahrleistung pro Kopf, die in  ländlichen Regio-
nen deutlich höher ausfällt. 
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2.4.8 Querneigung und Fahrbahneigenschaften 

In verschiedener Hinsicht beeinflusst die Querneigung von Straßen die Ver-
kehrssicherheit. In Kurven trägt sie zur Aufnahme der Querbeschleunigung 
bei, was eine Sicherung des Fahrverlaufes zur Folge hat (FGSV 2012). Wei-
terhin soll sie zum schnellen Abführen des Oberflächenwassers beitragen, 
um die Gefahr von Aquaplaning zu minimieren. Verwin dungsbereiche resul-
tieren aus der Forderung einer zur Kreisbogeninnenseite gerichteten Quer-
neigung und des Einhalts einer Mindestquerneigung von q =  2,5 %. Durch 
den Wechsel der Querneigung entstehen in diesen Bereichen meist entwäs-
serungsschwache Zonen ¬ vor allem dann, wenn keine ausreichende Längs-
neigung vorhanden ist. Zur Verringerung dieser Bereiche enthalten die RAL 
(FGSV 2012) Angaben für eine Mindestschrägneigung. Untersuchungen zur 
negativen Auswirkung zu geringer oder gegenläufiger Querneigungen auf die 
Verkehrssicherheit gibt es überwiegend im Bereich von Autobahnen 
(LAMM  et al. 1986, WESSEL 2004, LIPPOLD et al. 2011).  

Die Griffigkeit der Fahrbahn übt über den Reibungswiderstand wesentli-
chen Einfluss auf die Fahrzeugeigenschaften und somit auf das Fahrverhal-
ten aus. Geringe Griffigkeiten stehen mit schnellerem Verlust der Fahr-
zeugkontrolle, längeren Bremswegen und somit mit einem höheren Unfall-
geschehen in Zusammenhang. Griffigkeitsverbesserungen stellen bei Unfall-
häufungen mit nässebedingten Fahrunfällen eine gängige Maßnahme zur 
Reduzierung des Unfallgeschehens dar (GDV 2002). Neben den aktuellen 
Witterungsbedingungen hängt die Griffigkeit von der Materialbeschaffen-
heit und des Zustands der Fahrbahn ab. Diese verändert sich mit fort-
schreitender zeitlicher Beanspruchung. Eine Zunahme der Unfallrate von 
Unfällen bei Nässe mit Abnahme der Griffigkeit ¬ während die Unfallrate 
für Unfälle bei Trockenheit keine Veränderung aufweist ¬ stellt KAMPLA-
DE (1995) fest. STEINAUER et al. (2002) ermitteln einen Unterschied im 
Griffigkeitsniveau zwischen unfallauffälligen Bereichen mit dem Merkmal 
Nässe und dem restlichen Verkehrsnetz, während für die Gesamtheit der 
Stellen mit Nässeunfällen keine erkennbaren Differenzen zum Gesamtnetz 
vorliegen. BUTTERWEGGE (2002) verweist auf eine begünstigende Wir-
kung von Fahrbahnmängeln auf Unfälle bei Nässe.  

2.4.9 Verkehrsstärke 

Die Verkehrsstärke hat einen hohen Einfluss auf das Unfallgeschehen und 
wird in Sicherheitsanalysen häufig als Teil der Exposition herangezogen. 
Aufgrund ihres hohen Erklärungsanteils in (multiplen statistischen) Sicher-
heitsanalysen ist eine genaue Ermittlung/Kenntnis über die Größenordnung 
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notwendig (PELTOLA 2009). Vielfach wird die Verkehrsstärke über die 
Unfallrate in ein Verhältnis zum Unfall geschehen gesetzt, welches bei Mit-
Ohne oder Vorher-Nachher-Vergleichen einen linearen Zusammenhang zwi-
schen Verkehrsstärke und Unfallhäufigkeit voraussetzt. Jedoch zeigen Un-
tersuchungen, dass diese Annahme eher eine Ausnahme darstellt und weite-
re Einflüsse oft nicht ausreichend berücksichtigt werden (SCHÜLLER 
2010). Die Trennung des Unfallkollektivs anhand der Unfallschwere ver-
deutlicht zwischen Unfällen mit Personenschaden und Sachschaden einen 
zum Teil gegensätzlichen Einfluss der Verkehrsstärke (MAIER et al. 201 3). 
Die Betrachtung des Unfallgeschehens über den Durchschnittlichen Tägli-
chen Verkehr (DTV) stellt eine anerkannte Methode dar, die eine Analyse 
über die zeitlich veränderte Verkehrsstärke ausschließt. 

LEUTZBACH/ZOELLMER  (1988) ermitteln für einbahnig zweistreifige 
Abschnitte gegenüber den Untersuchungen von KREBS/KLÖCK -
NER (1977) ¬ diese ermitteln eine kontinuierliche Abnahme der Unfallrate 
über den gesamten Betrachtungsbereich ¬ einen U-förmigen Verlauf der 
Unfallrate über dem betrachteten Verkehrsstärkebereich bis ca. 
17.000 Kfz/24h, deren Minimum bei ca. 12.000 Kfz/24h  liegt. Demgegen-
über fällt die Unfall kostenrate über den gesamten Bereich mit zunehmender 
Verkehrsstärke ab.  

SCHMIDT  (1996) kann den U-förmigen Verlauf der Unfallrate nicht bestä-
tigen. In seinem in acht Klassen aufgeteiltem Kollektiv ist ein deutlicher 
Rückgang der Unfallrate bis zu einer Verkehrsstärke von ca. 8.000 Kfz/24h 
festzustellen. Der weitere Rückgang fällt geringer aus. PALM/SCHMIDT 
(1999) ermitteln ebenfalls überwiegend eine Abnahme der Unfallrate bei 
Zunahme der Verkehrsstärke. 

Dass eine monokausale Bewertung allein der Einflussgröße Verkehrsstärke 
auf die Unfallrate nicht aussagekräftig ist, erläutern DOHMEN et al. (1989) 
anhand ihres Untersuchungskollektivs. Der Rückgang der Unfallrate mit 
Zunahme der Verkehrsstärke ist unter anderem darauf zurückzuführen, 
dass Strecken mit geringen Belastungen im Mittel geringere Fahrbahnbrei-
ten sowie höhere Kurvigkeiten und Längsneigungen aufweisen. 

ZEGEER et al. (1987) erhalten einen degressiven Zusammenhang zwischen 
dem gesamtem Unfallgeschehen und der Verkehrsstärke. Ebenfalls einen 
degressiven Zusammenhang zwischen Unfallhäufigkeit und Verkehrsstärke 
für einbahnig zweistreifige Strecken zeigt das Kollektiv von VIETEN et al. 
(2010). D. h., mit steigender Verkehrsstärke nimmt das Unfall geschehen 
unterproportional zu. Kollektive mit breiten Fahrbahnen und dementspre-
chend höherer Verkehrsstärke weisen einen flacheren Anstieg der Unfallan-
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zahlen auf, als es für Kollektive mit schmalen Fahrbahnen der Fall ist 
(Abbi ldung 2-7).  

 
Abbi ldung 2-7: Schematische Darstellung des Zusammenhangs zwischen Unfallanzahl, Verkehrsauf-

kommen und Fahrbahnbreite (FBB) für einbahnig zweistreifige Straßen nach VIETEN 
et al. (2010)  

HADI  et al. (1995), die verschiedene Highway-Querschnitte analysierten, 
zeigen, dass die Entwicklung des Unfallgeschehens mit betrieblichen und 
baulichen Merkmalen in engem Zusammenhang steht. So unterscheiden sich 
verschiedene Querschnitte durch eine Ab- bzw. Zunahme der Unfallrate mit 
steigender Verkehrsstärke. 

Das Regressionsmodell auf Basis einer negativen Binomialverteilung von 
JF>LRă%.663&ăwroăBojfqqirkdăaboăEêrcfdhbfqăslkă~ork-off-road-^``fabkqp©ă
(RORA) weist einen negativen Zusammenhang zwischen Verkehrsstärke 
und Unfallrate auf, d.  h. mit steigender Verkehrsstärke nimmt die Anzahl 
der RORA ab. Vor dem Hintergrund, dass eine steigende Anzahl an Inter-
aktionen zwischen Fahrzeugen auf die Zunahme der Verkehrsstärke ¬ bei 
gleichzeitiger Abnahme der Möglichkeit die Wunschgeschwindigkeit frei zu 
wählen ¬ zurückzuführen ist, ist diese Erkenntnis plausibel. Der Zusam-
menhang zwischen Fahrverhalten und Unfall geschehen wird aus der Be-
trachtung verschiedener Unfalltypen in TAYLOR et al. (2002) deutlich. 
Charakteristische Streckenunfälle (Fahrunfall) weisen gegenüber dem Rest-
kollektiv einen mit zunehmender Verkehrsstärke geringeren Anstieg der Un-
fallhäufigkeit auf.  

2.4.10 Verkehrstechnik (Straßenausstattung) 

Die Verkehrstechnik umfasst verschiedene mittelbare und unmittelbare 
Produkte sowie Maßnahmen der Straßenausstattung mit dem Ziel, den 
Verkehrsablauf zu organisieren, das Verhalten zu regulieren und die Ver-
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kehrssicherheit zu erhöhen. Dabei reicht die Palette über das Anbringen 
von Verkehrszeichen und Leiteinrichtungen, dem Aufbringen von Mar -
kierungen über das Aufstellen von Lichtsignalanlagen bis hin zur Installati-
on von passiven Schutzsystemen. Dabei soll die Standardisierung des Stra-
ßenraums dazu beitragen, die Wiedererkennung zu gewährleisten, unüber-
sichtliche Situationen zu vermeiden und damit eine Verhaltensanpassung 
der Fahrer zu erzielen. Die Verkehrstechnik bietet verschiedene Möglichkei-
ten, um mit Ausstattungsmerk malen eine Verbesserung der Verkehrssicher-
heit zu erzielen.  

Gefahrenzeichen und Leiteinrichtu ngen 

Die Wirkung von Verkehrszeichen, -einrichtungen und deren Kombination 
auf das Geschwindigkeitsverhalten in Kurven ermittelten KREBS/DA -
MIANOFF  (1983). Grundlage der Bewertung bildeten die Geschwindigkei-
ten freifahrender Kfz an jeweils vier Querschnit ten. Während das Anordnen 
des Z 103 (Kurve) StVO tendenziell eine gleichmäßige Verringerung der ge-
fahrenen Geschwindigkeiten unabhängig des Ausgangsniveaus zur Folge 
hat, folgt aus der Anordnung des Z 274-70 StVO (V zul =  70 km/h) eine 
stärkere Geschwindigkeitsabnahme bei höheren Ausgangsgeschwindigkeiten. 
Es gilt für beide Maßnahmen, dass die allgemeine Wirkung stark vom Um-
feld abhängig ist. Das zusätzliche Anbringen von aufgelösten Richtungs-
tafeln (sinngemäß Z 625 StVO), führt in allen Fällen zu eine r weiteren Ver-
ringerung der gefahrenen Geschwindigkeiten und stellt somit eine wirksame 
Maßnahmenkombination dar. KREBS/DAMIANOFF  (1983) verweisen da-
rauf, dass nur die ausreichende Verdeutlichung des Kurvenverlaufs mit 
Richtungstafeln zu den gewünschten Effekten führt.  

Die Überprüfung der Wirkung verkehrsregelnder Maßnahmen auf die An-
zahl von Fahrunfällen durch ANDREE (1981) endet mit dem Fazit, dass 
die Maßnahmen zwar zu einem Rückgang der Unfallzahlen führten, jedoch 
nicht im ausreichenden Umfang. Dem Kollektiv liegen allerdings Unfallhäu-
fungen zugrunde, die durch verschiedene Maßnahmen ¬ Aufstellen von Ge-
fahrenzeichen, Beschränkung der Vzul, Richtungstafeln sowie Kombina-
tionen untereinander ¬ flankiert wurden.  

Eine sicherheitserhöhende Wirkung von Leitpfosten ist nicht eindeutig zu 
belegen, jedoch besitzen sie als optisches Leitelement einen hohen Einfluss 
auf das Fahrverhalten (BECHER et al. 2006).  

Markierungen und haptische Einrichtungen  

Durch den Einsatz von Rüttelstreifen stellen PERSAUD et al. (2004) in 
einer Vorher-Nachher-Untersuchung mit Regressionsmodellen einen Rück-
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gang der Unfälle mit Personen- und schwerem Sachschaden von 12 % fest. 
LERNER et al. (2009) können nach dem Einfräßen von Rüttelstreifen auf 
dem Seitenstreifen von Autobahnen einen Rückgang der Unfallschwere, 
aber nicht der Unfallanzahl feststellen. BECHER et al. (2006) schließen Ri-
sikokompensationseffekte und damit den Anstieg der Unfallzahlen durch 
das Aufbringen neuer Markierung aus. Ein positiver Effekt auf das Unfall-
geschehen ist jedoch nur bei Neumarkierungen von vorher nicht markierten 
Straßen zu erwarten. 

Aus einer Meta-Analyse zieht SCHÜLLER (2009) den Schluss, dass durch 
eine Profilierung der Markierung eine Reduzierung des Unfallgeschehens 
eintritt, diese Entwicklung  jedoch insgesamt nicht quantifizierbar ist. Ein 
weiterer Vorteil resultiert aus dem verbesserten Spurverhalten der Fahrzeu-
ge. Dem Anbringen von Baumspiegeln auf Strecken mit Alleecharakter ist 
tendenziell keine Wirkung auf Geschwindigkeit und Unfallgeschehen nach-
zuweisen (MAIER et al. 1999). 

Nutzungsbeschränkungen (allgemeiner Verkehr)  

Ein Einfluss auf die Verkehrssicherheit auf Grund der Freigabe einbahnig 
dreistreifiger Strecken auch für den allgemeinen Verkehr liegt nicht vor. 
Aus dem betrachteten dreijährigen Unfallgeschehen von sieben Untersu-
chungsstrecken konnten WEBER/LÖHE  (2003) keinen Zusammenhang er-
mitteln. Die für das Gesamtkollektiv der Freien Strecke (ermittelte Unfall-
kostenrate von 14,7 Ė,%.-3*Kfz*km) liegt unter dem von ECK -
STEIN/MEEWES  (2002) veränderten Preisstand der RAS-Q 96 von 
24 Ė,%.-3*Kfz*km) für den RQ  15,5. Eine Aufnahme und separate Bewer-
tung von Streckenabschnitten mit Z  331 StVO wird daher als nicht not-
wendig angesehen. Aus der Kombination von großzügiger Linienführung 
und planfreien Knotenanschlüssen resultieren gegenüber Strecken mit ange-
passter Linienführung und plangleichen Knotenpunkten geringere Unfall-
kostenraten WEBER/LÖHE  (2003). 

Zulässige Höchstgeschwindigkeit 

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit (Vzul) ist u. a. in der StVO (2013) über 
den § 0ă~Dbschwindighbfq©ăcbpqdbibdq+ăCāoăbfk_^ekfdbă^råboûoqif`ebăPqo^åbkă
gibt es eine Abstufung, die sich ¬ mit einigen Ausnahmen ¬ auf das zulässi-
ge Gesamtgewicht der Kraftfahrzeuge bezieht. So liegt die Grenze für 
Kraftfahrzeuge unter 3,5 t bei 100 km/h, während für Kraft fahrzeuge bis zu 
7,5 t eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h, für Kraftfahrzeuge 
über dieser Grenze von 60 km/h, besteht. Allgemein gilt jedoch immer der 
Grundsatz, dass der Fahrzeugführende die Geschwindigkeit so zu wählen 
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hat, dass das Fahrzeug ständig beherrschbar bleibt bzw. die Geschwindig-
keit den Sichtverhältnissen anzupassen ist (StVO 2013).  

Von Seiten der Planung besteht das Ziel, für jede Entwurfsklasse standardi-
sierte Planungsgeschwindigkeiten ¬ welche nicht die Vzul beschreiben ¬ zu-
grunde zu legen. Diese steht im Zusammenhang mit der angestrebten Fahr-
geschwindigkeit, die sich aus der Netzfunktion nach den RIN (FGSV 2008) 
ergibt (FGSV 2012). Die Planungsgeschwindigkeiten variieren dabei zwi-
schen 70 km/h für die EKL  4 bis 110 km/h für die EKL  1. 

Im Bestandsnetz liegt eine Vielzahl von Örtlichkeiten mit einer Beschrän-
kung der V zul vor. Die Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkungen ist 
nach VwV-StVO nur dann zulässig, wenn Gefahrenzeichen oder Richtungs-
tafeln alleine nicht ausreichen, um eine an die Situation angepasste Fahr-
weise zu erreichen. Der sicherheitsbegründete Einsatz ist an unfallauffälli-
gen Stellen, insbesondere Kurven, Steigungs- und Gefällestrecken sowie Ge-
fahrenstellen, möglich. Die Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen steht dabei im Kontext mit der Wahl geeigneter kurzfristiger Maßnah-
men zur Bekämpfung örtlicher Unfall häufungsstellen (GDV 2002). 

Die Untersuchung von BÖSL/SPAHN  (2010) verdeutlicht die Besonderheit 
von Beschränkungen der Vzul im außerörtlichen Straßennetz als eine meist 
sicherheitsbedingte reaktive Maßnahme. Bei der Bewertung von Fahrunfäl-
len zeigen Abschnitte mit einer Beschränkung der Vzul auf 60 oder 70 km/h 
gegenüber den Strecken mit einer Vzul von 80 oder 100 km/h eine deutlich 
höhere Unfallrate.  

So stellen HADI et al. (1995) fest, dass je höher die Vzul liegt, umso geringer 
das Unfallrisiko ausfällt. Dieser Zusammenhang erscheint auf den ersten 
Blick schwer nachvollziehbar, da höhere Geschwindigkeiten mit mehr und 
schwereren Unfällen assoziiert werden. Ein Grund für diesen Widerspruch 
liegt darin, dass Straßen mit einer vergleichsweise hohen Vzul auch entspre-
chend zügig trassiert sind sowie eine bessere Ausstattung als vergleichbare 
Straßen mit restriktiver Geschwindigkeitsbeschränkung aufweisen. In Ver-
bindung mit den Ergebnissen von BÖSL/SPAHN (2010) wird deutlich, dass 
in der Regel die alleinige Beschränkung der V zul die Defizite der Strecke 
häufig nicht ausgleichen kann, bzw. dass zulässige und gewählte Geschwin-
digkeit deutliche Diskrepanzen aufweist.  

Die Rekonstruktion der Ausgangsgeschwindigkeiten verunfallter Fahrzeuge 
liegen HEGEWALD/WEBER  (2008) vor. Es zeigt sich, dass auf Strecken 
mit einer V zul von 70 km/h der Überschreitungsanteil mit ca. 86 % deutlich 
über dem für Strecken mit V zul von 100 km/h von 25  % liegt. Mit Zunahme 
der Ausgangsgeschwindigkeiten geht ein deutlicher Anstieg der mittleren 
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Unfallkosten einher. ZIERKE  (2010) stellt fest, dass die Beschränkung der 
Vzul nur in Verbindu ng mit einer dementsprechend angepassten Linienfüh-
rung eine Verringerung der Geschwindigkeiten zur Folge hat. 

Eine Möglichkeit zur Kontrolle der V zul stellen ortsfeste Anlagen der Ge-
schwindigkeitsüberwachungen (OGÜ) dar. JÄHRIG (2012) weist einen 
deutlichen Rückgang der Unfallanzahl und (-schwere) an fünf Untersu-
chungsstrecken nach. Der ermittelte Wirkungsbereich auf die Reduzierung 
des Unfallgeschehens fällt mit 1.000  m vor und nach der Anlage gegenüber 
den von MEEWES (1993) ermittelten  Bereich von 500 m deutlich höher 
aus. JÄHRIG (2012) begründet diese Differenz mit der linienhaften Anord-
nung von OGÜ, die eine Verringerung der Fahrgeschwindigkeiten im ge-
samten Streckenabschnitt zur Folge hat. 

Allgemein wird deutlich, dass die Höhe der V zul nur indire kt Rückschlüsse 
auf das tatsächliche Geschwindigkeitsverhalten zulässt. Für die Verwen-
dung von Sicherheitsanalysen ist die Ursache von Geschwindigkeitsbe-
schränkungen zu berücksichtigen. In Kollektiven, in denen die Anordnung 
der Beschränkung der Vzul häufig eine reaktive Maßnahme auf ein Defizit 
darstellt, führt dies in der Bewertung mitunter zu nicht eindeutigen Ergeb-
nissen 

2.4.11 Zusammenfassung 

Die bisherigen Untersuchungen verdeutlichen den Zusammenhang zwischen 
verschiedenen baulichen Merkmalen, verkehrstechnischen Randbedingun-
gen, Umfeldgrößen und der Verkehrssicherheit von Strecken (Tabelle 2-2). 
Die Ergebnisse zeigen, dass 

- entweder aufgrund geringer Stichprobenumfänge oder  
- wegen fehlender Berücksichtigung von Einflussvariablen oder  
- wegen unterschiedlich ausgeprägter Abschnittsbildungen  

Probleme und Differenzen bei der Aussagefähigkeit der Ergebnisse vorlie-
gen. Das Fahrverhalten, explizit die gewählte Geschwindigkeit der Ver-
kehrsteilnehmer, ist eng mit dem wahrgenommenen Verkehrsraum ver-
knüpft. Auf der einen Seite sind Querschnitte mit sehr schmalen Fahrbahn-
breiten nicht zwangsläufig mit einem geringen Verkehrssicherheitsniveau 
verknüpft (DOHMEN et al. 1989, ZEGEER et al. 1994, VIETEN et al. 
2010). Die Verbreiterung von Fahr- und Randstreifen bewirken auf der an-
deren Seite nur bis zu einer bestimmten Größenordnung einen Sicherheits-
gewinn (BRANNOLTE et al. 1992, FROST 1999). Die Gestaltung der 
Straße in Abhängigkeit der Anforderungen ¬ bspw. durch das Einrichten 
eines Überholfahrstreifens ¬ bewirkt den Erhalt eines hohen Sicherheitsni-
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veaus (MEEWES/MAIER 1986, PALM/SCHMIDT 1999, JÄHRIG 2012). 
Das Sicherheitsniveau wird insgesamt wesentlich von der Querschnitts-
gestaltung beeinflusst. Daher gilt der Berücksichtigung und K ategorisierung 
der Querschnittselemente besonderes Augenmerk.  

Tabelle 2-2:  Übersicht maßgebender Einflussfaktoren auf die Verkehrssicherheit von Strecken 

Untersuchungs-
gegenstand 

maßgebende Kenngrößen/ 
Einteilungen 

Erkenntnis 

Querschnitt - 

- 

- 

FBB <  6 m  

FBB >  8,5 m (zweistreifig) 

breitere Randstreifen 

Unterschiedliche Wirkungsanalysen 

Verringerung der Verkehrssicherheit 

Zunahme Verkehrssicherheit 

Radius - 

- 

<  400 m 

<  200 m 

Anstieg der Unfal lrate 

Deutlich negativer Einfluss auf Un-
fallrate 

Kurvigkeit  - 

- 

>  225 gon/km 

stetiger Einfluss 

Maßgebend für Geschwindigkeit 

Wirkung auf Unfallgeschehen 

Höhenplan - 
- 

Längsneigung > 4 % 
Sichtweite <  100 m 

Zunahme Unfallauffälligkeit  
Zunahme Unfallauffälligkeit 

Elementfolgen - 

- 

- 

Ri/R i-1 < 0,2  

Mindestlänge Gerade 

Entwässerungsschwache 
Zonen 

Anstieg der Unfallrate  

Abstimmung Folge Radius ¬ Gerade 

Verringerung der Verkehrssicherheit 

Umfeld - 

- 

Seitenraumgestaltung 

Gebietsstruktur 

Beeinflussung Unfallschwere 

Wirkung zu vermuten  

Verkehrsablauf/  
-technik 

-
 
- 
 

- 

DTV  
 

Beschränkung Vzul 

 

Verkehrstechnik 

Wirkung in Abhängigkeit Gestal - 
tung der Verkehrsanlage 

Meist reaktive Maßnahme mit unter  
schiedlicher Wirkung  

Unterschiedliche Wirkungen 

Die räumliche Lin ienführung beschreibt die Überlagerung der Trassierungs-
elemente von Lage-, Höhenplan. Zusammen mit der Querneigung übt diese 
wesentlichen Einfluss auf das Fahrverhalten und die Verkehrssicherheit aus. 
Dabei besteht zwischen der Trassierung der Strecke im Lageplan und den 
gewählten Geschwindigkeiten ein enger Zusammenhang (BAKABA 2002, 
EBERSBACH 2006). Eine ausgewogene Linienführung steht mit einer an-
gepassten Geschwindigkeitswahl und geringem Unfallgeschehen in Zusam-
menhang. Abweichungen führen zu einer Abnahme der Verkehrssicherheit. 
Als besonders auffällig gelten Radien von R <  200 m. Diese sind durch ein 
deutlich erhöhtes Unfallrisiko charakterisiert und im Regelfall durch eine 
Adaption der gefahrenen Geschwindigkeiten gekennzeichnet (EBERSBACH 
2006, LAMM et al. 1999, HEGEWALD/WEBER 2008). Monokausale Be-
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trachtungen bergen die Gefahr einer Fehlinterpretation der Größen bezüg-
lich Ursache und Wirkung. Auch zeigen auf multiplen statistischen Verfah-
ren beruhende Untersuchungen, dass sich erst über die Analyse mehrerer 
ähnlicher Größen eine geeignete aussagekräftige Variable identifizieren lässt 
(ZEGEER et al. 1991, VOGT/BARED 1998). Auch für die Bewertung des 
Höhenplans liegen verschiedene Erkenntnisse vor. Es ist belegt, dass Längs-
neigungen von über 4 % kritisch, von über 6 % als sehr kritisch bezüglich 
der Erhöhung des Unfallrisikos anzusehen sind (KREBS/KLÖCKNER 
1977, SCHMIDT 1996, BÖSL/SPAHN 2010).  

Über die Wirkung von Ausstattungs - und verkehrstechnischen Elementen 
liegen in den Untersuchungen unterschiedliche Einschätzungen vor 
(KREBS/DAMIANOFF  1983, PERSAUD et al. 2004). Diesbezüglich ist zu 
klären, ob und in welchem Umfang verkehrstechnische Elemente zur opti-
schen Führung des Fahrers (Markierungen, Richtungstafeln) und Hinweise 
auf Gefahren zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beitragen (ANDREE 
1981, BECHER et al. 2006). Über die Anordnung von Geschwindigkeits-
beschränkungen ist bekannt, dass diese häufig eine reaktive Maßnahme in 
Bereichen erhöhter Unfallauffälligkeiten darstellt.  

Aus den Veröffentlichungen wird die Bedeutung der Seitenraumgestaltung 
auf das Unfallgeschehen deutlich (ZEGEER et al. 1987, PARDILLO-
MAYORA et al. 2010). Die Analyse des fahrbahnnahen Seitenraums ist 
daher nicht auf das Merkmal Baum zu beschränken, sondern umfasst die 
Aufnahme verschiedener natürlicher Hindernisse und verkehrstechnischer 
Einrichtungen. Aus BÖSL/SPAHN (2010) und OTTE (2012) geht hervor, 
dass ¬ wenn auch in wesentlich geringem Maße als andere feste Hindernisse 
¬ passive Schutzeinrichtungen die Sicherheit im Vergleich zum hindernis-
freien Seitenraum negativ beeinflussen. Ferner können soziodemografische 
Faktoren einen indirekten Erklärungsanteil am Unfall geschehen liefern, wel-
cher jedoch häufig schwierig zu interpretieren ist (MIAOU 1996, 
CLARK/CUSHING 20 04). 

2.5 Verfahren zur Bewertung der Verkehrssicherheit  

2.5.1 Allgemein 

Die Kenntnis über Anzahl und Schwere von Unfällen erlaubt Aussagen zur 
Verkehrssicherheit eines Netzelements. Die Informationen der Verkehrsun-
fallanzeige lassen Rückschlüsse auf die Konfliktsituation, Unfallschwere, 
örtliche Gegebenheiten und weitere Unfallumstände zu. Für die Identifika-
tion struktureller Defizite einer Verkehrsanlage ist die Betrach tung des Un-
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fallgeschehens über einen abgegrenzten Zeitraum notwendig. Während für 
Unfälle mit Sachschaden im Allgemeinen die Analyse eines Jahres aus-
reicht, hat sich aufgrund des selteneren Auftretens der Unfälle mit Perso-
nenschaden für diese die Auswertung mehrjähriger Zeiträume etabliert.  

2.5.2 Unfallkenngrößen 

Zur Beschreibung der Verkehrssicherheit können verschiedene Kenngrößen 
verwendet werden, wobei Unfalluntersuchungen mit Bezug auf das Unfall-
ereignis der Regel entsprechen. Basiswerte beschreiben das Unfallgeschehen 
als auch Bedingungen aus Verkehr und Straße (BARK et al. 2008). In der 
Regel handelt es sich um Angaben zu Unfallanzahlen und Strukturelemen-
ten. Die Analyse von Anteilswerten dient im Allgemeinen zur Bewertung 
der Unfallstruktur bezüglich verschiedener Merkmale. Dazu zählen Diffe-
renzierungen nach Unfallschwere oder Unfalltyp. Häufig erfolgt die Ver-
wendung von Verhältniswerten (relativen Kenngrößen), indem eine Kenn-
größe zu einer weiteren Größe in Relation gesetzt wird. Dichten und Raten 
sind die bekanntesten Verhältnisgrößen. Dichten stellen das fahrleistungs-
unabhängige Verhältnis zweier Basisgrößen ¬ häufig Unfälle in Bezug zu 
einem Strukturelement ¬ unter einem zeitlichen Rahmen dar. Mit Ergän-
zung der Fahrleistung im Nenner dieses Verhältnisses ergibt sich die Unfall-
rate. Eine nähere Beschreibung allgemein verwendeter Größen enthält An-
hang D.1. 

2.5.3 Unfallkosten 

Unfälle können mit Hilfe von Unfallkostensätzen volkswirtschaftlich bewer-
tet werden. Die monetäre Kategorisierung richtet sich bei Unfällen mit Per-
sonenschäden nach der Verletzungsschwere. Ausschlaggebend sind die Ab-
stufungen der Verletzungsfolgen nach Schweregrad und die Kenntnis über 
den Stand der Verletzungen bei den Unfallopfern. Allgemein gängig ist eine 
dreistufige Abstufung. Eine differenziertere Unterteilung, wie sie bspw. in 
der Schweiz oder Finnland üblich ist, bietet den Vorteil einer genaueren 
monetären Bewertung der Unfallfolgen, bedarf aber auch einer genauen 
Prüfung der Unfallfolgen (BAUM et al. 2010). In den USA existiert die 
Einstufung der Unfallfolgen durch behandelnde Ärzte nach den siebenstufi-
dbkă~J^ufjrjă>__obsf^qbaăFkgrovăP`^ibă%J>FP&©)ătl_bfăafbăHi^psierung 
von Stufe 0 (unverletzt) bis Stufe 6 (nicht behandelbar) reicht. Die in 
Deutschland verwendete Abstufung in drei Kategorien (1 bis 3) erfolgt ab -
steigend nach dem schwersten aufgetretenen Verletzungsgrad einer Person 
je Unfall ereignis. Die weiteren Kategorien 4 bis 6 umfassen Unfallfolgen mit 
lediglich Sachschaden. Als getötet werden Personen geführt, die innerhalb 
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der nächsten 30 Tage an den Unfallfolgen versterben. Personen gelten als 
schwerverletzt, die mindestens 24 h in stationärer Behandlung betreut wur-
den, während für Leichtverletzte nur eine kurze ambulante Behandlung er-
forderlich ist. Diese Abgrenzung enthält Nachteile bezüglich der Informati-
onen über Behandlungsfolgen und Unfallkosten dahingehend, dass Behand-
lungen von später auftretenden Symptomen bei Leichtverletzten nicht mehr 
in der Statistik berücksichtigt werden und für die Unfallkategorie Schwer-
verletzt Behandlungsfolgen eine erhebliche Spannbreite der möglichen Un-
fallkosten ¬ von endgültiger Entlassung nach 24 h bis hin zu lebenslanger 
Invalidität mit Intensivpflege ¬ aufweisen können. 

Für jede Unfallkategorie liegen Kostensätze vor, welche die mittleren (pau-
schalen) volkswirtschaftlich en Verluste eines Unfalls widerspiegeln. Zweck 
der monetären Bewertung ist es, den volkswirtschaftlichen Nutzen durch 
vermiedene Unfälle zu quantifizieren+ăFjă~Jboh_i^qqăwroăßoqif`ebkăRkc^ii*
untersuchung in Unfallkommissionen M RHl©ă%CDPSă/-./&ăpfkaăafbă^ktu-
ellen pauschalen Kostensätze enthalten, wobei eine Trennung dieser nach 
verschiedenen Netzelementen nicht vorliegt (Anhang D.2 Tabelle D-2). Bei 
der Betrachtung gesonderter Unfallkollektive kann die Verwend ung von 
pauschalen Unfallkostensätzen aufgrund zeitlich struktureller Ab-
weichungen und besonderen strukturellen örtlichen Gegebenheiten zu Un-
genauigkeiten führen (GDV 2003). Durch eine Anpassung der Unfallkos-
tensätze ist eine exakte monetäre Bewertung des Unfallgeschehens möglich. 
Randbedingungen sind die Kenntnis über die Verunglücktenstruktur, Ver-
unglücktenkostensätze und ein ausreichend großes Kollektiv an Unfällen 
mit Personenschaden. Die in GDV (2003) vorgeschlagene Mindestanzahl ¬ 
100 für außerorts, 400 für innerorts ¬ steht seit jüngerer Zeit vor dem Hin-
tergrund sinkender Unfallzahlen, insbesondere schwerer Unfallfolgen 
(DESTATIS 2013), in verschiedenen Fachgremien zur Überprüfung. Unfälle 
mit Sachschaden bleiben von einer Anpassung unberührt. Weitere Informa-
tionen zu Grundlage und Berechnung von Unfallkostensätzen sind Anhang 
D.2 zu entnehmen. 

BAUM et al. (2010) stellen für Deutschland eine Untererfassung (Dunkel-
ziffer) von Unfällen in der Verkehrsunfallstatistik fest, d. h. der Polizei lie-
gen weniger Unfälle vor, als bei den Pflichtversicheren gemeldet sind. Wäh-
rend für Unfälle mit schwerem Personenschaden praktisch keine Untererfas-
sung vorliegt, beträgt der Anteil bei den Unfallkategorien 3 und 4 knapp 
20 %, bei der Unfallkategorie 5 ca. 48 %. D. h., je geringer die Unfallfolge, 
desto häufiger wird auf eine Benachrichtigung der Polizei verzichtet. Da die 
Aufnahme von Bagatelleunfällen nicht zwingend durch die Polizei erfolgt ¬ 
insbesondere bei fehlendem Straftatbestand ¬ ist in diesem Bereich die Un-
tererfassung besonders deutlich. 
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Eine Berücksichtigung aller den Pflichtversicherern gemeldeten Unfälle hät-
te einen Anstieg der absoluten Unfallkosten sowie ereignisbezogener Sicher-
heitskenngrößen zur Folge. Aufgrund der häufigeren Untererfassung von 
Unfällen mit Leichtverletzten würde sich bei der Berechnung eines mittle-
ren Kostensatzes für alle Unfälle mit Personenschaden eine Verringerung 
des entsprechenden Kostensatzes einstellen. Gleiches gilt für eine gemein-
same Betrachtung aller Unfälle mit Sachschaden. Unter der Voraussetzung, 
dass die der Polizei nicht bekannten Unfälle mit Personenschaden gegen-
über den registrierten Unfällen keine erhebliche Veränderung in der Verun-
glücktenstruktur aufweisen, gilt, dass die Kostensätze der jeweiligen Unfall-
kategorie die Verunglücktenstruktur des jeweiligen Unfallkollektivs reprä-
sentieren. Im weiteren Verlauf der Untersuchungen wird auf das polizeilich 
erfasste Unfallgeschehen zurückgegriffen. Eine Bewertung bzw. Abschät-
zung der Unfalldunkelziffer erfolgt nicht.  

2.5.4 Verfahren zur Beurteilung und Bewertung der Verkehrs -
sicherheit 

Es bestehen mehrere Regelwerke, die verschiedene Aspekte der Sicherheits-
arbeit enthalten. Diese stehen u. a. in engem Zusammenhang mit der 
~Of`eqifkfbăabpăBrolmêfp`ebkăO^qbpărkaăM^oi^jbkqpăā_boăbfkăPf`eboebfqp*
management für die Straßenverkehrsinfrastruktur (EU-OI&©)ăfkăAbrqp`e*
i^kaă bfkdbcāeoqă ā_boă a^pă ~Allgemeine Rundschreiben Straßenbau Nr. 
26/2010©ă(BMVBS 2010). Es wird in Deutschland in vier Verfahren unter-
schieden. Diese sind: 

- die Verkehrsschau (§ 45 VwV-PqSL&)ăk^`eăabjă~Jboh_i^qqăcāoăafbă
Aro`ecāeorkdăslkăSbohbeopp`e^rbkăJAS©ă%CDPSă/--4B) ¬ umfasst 
die regelmäßige Überprüfung des Verkehrsraums auf mögliche Defizite. 
Dabei liegt der Fokus auf verkehrsrechtlichen Aspekten. Die Verkehrs-
schau stellt ein präventiv qualitatives Instrumentarium der Verkehrssi-
cherheitsarbeit dar und erfolgt unabhängig des örtlichen Unfallgesche-
hens. Ferner sind im Rahmen der Sicherheitsprüfungen die Strecken-
kontrollen zu nennen, die sich von der Verkehrsschau durch einen kür-
zeren Turnus unterscheiden. Hier liegt das Augenmerk auf der Auf-
nahme von Mängeln des Straßenzustands. 

- afbăßoqif`ebăRkc^iirkqbopr`erkd)ăk^`eăabjă~Jbohblatt zur Örtlichen 
Unfallunter suchung in Unfallkommissionen M RHl©ă%CDPSă/-./B) ¬ 
erfolgt reaktiv bei der Häufung von Unfällen auf Verkehrsanlagen nach 
Überschreiten von Grenzwerten. Ziel ist es, aus der Analyse des Un-
fallgeschehens Defizite zu identifizieren und daraus Maßnahmen zur 
Unfallbekämpfung abzuleiten. Durch weitere Beobachtung wird die 
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Wirksamkeit der Maßnahmen geprüft. Örtliche Unfall kommissionen 
sind nach § 44 VwV-StVO mit dieser Aufgabe vertraut.  

- a^păPf`eboebfqp^rafq)ăk^`eăabkă~Bjmcbeirkdbk für das Sicherheitsaudit 
slkăPqo^åbkăBP>P©ă%CDPSă/--/&ă¬ kommt als Element der Qualitäts-
sicherung bei Neu-, Um oder Ausbau von Straßen im Planungsprozess 
zur Anwendung. Ziel ist es, mögliche Defizite bereits im Planungspro-
zess zu erkennen und ggf. zu beseitigen. Darüber hinaus werden auch 
anlassbezogene Bestandsaudits nach Verkehrsfreigabe durchgeführt. 

- afbăKbqw^k^ivpb)ăk^`eăabkă~BjmcbeirkdbkăcāoăafbăPf`eboebfqp^k^ivpbă
von StraßenkbqwbkăBPK©ă%CDPSă/--0&ă¬ als ein weiteres Verfahren, er-
folgt auf der Basis des Unfallgeschehens in der Unfalltypenkarte. Die 
Netzanalyse stellt ein anlassunabhängiges Instrumentarium der Sicher-
heitsarbeit dar, welches als einziges zur Bewertung der Sicherheitsgra-
de von Infrastrukturelementen auf Grundunfall kostenraten (gUKR) ¬ 
mittleres Niveau des nicht vermeidbaren Unfallgeschehens für richtli-
niengerechte gestaltete Netzabschnitte ¬ zurückgreift. Grund gedanke 
der Netzanalyse ist es, Netzabschnitte mit einem hohen Sicherheits-
potenzial zu identifizieren. Das Sicherheitspotenzial beschreibt die Dif-
ferenz zwischen vorhandenem und definiertem gUKR-Niveau. Die in 
den ESN (FGSV 2003) verankerten gUKR beruhen auf der zeitlichen 
Unfallkostenentwicklung der Jahre 1985 bis 1996 und wurden zum 
Preisstand des Jahres 2000 geschätzt. Dabei basiert die Höhe der all-
gemein für Landstraßen gültigen gUKR auf einer Abminderung der 
Unfallkostensätze für zweistreifige Landstraßen mit Knotenpunkten ge-
dbkā_boăabkăTboqbkă^rpăabkă~BjmcbeirkdbkăcāoăTfoqp`e^cqif`ehbfqp-
rkqbopr`erkdbkă^kăPqo^åbkăBTP© (FGSV 1997). Weiteres Ziel der 
ESN (FGSV 2003) ist es, neben der Identifikation möglicher Mängel, 
eine gezielte volkswirtschaftlich effektive Priorisierung notwendiger 
Maßnahmen an betroffenen Örtlichkeiten im Straßennetz zu gewähr-
leisten. 

Die EWS (FGSV 1997) stellen ein allgemeines Instrument der volkswirt-
schaftlichen Bewertung von Straßenbauprojekten bezüglich von Varianten-
vergleichen oder Dringlichkeitsreihung auf Basis von Nutzen-Kosten-
Verhältnissen dar. Der Quantifizierung von Wohlfahrts verlusten durch das 
monetär bewertete Unfallgeschehen liegen verschiedene Straßentypen ¬ ori-
entiert an der Querschnittsgestaltung ¬ mit entsprechenden Unfallkenngrö-
ßen zugrunde. Als Nutzen werden die vermiedenen Unfallkosten aus der be-
rechneten Differenz zwischen Vergleichs- und Planungsfall verstanden. Die 
Berechnungen orientieren sich an der Art der Wirkungsweise eines Baupro-
jekts, welche auf einzelne Streckenabschnitte und Knotenpunkte begrenzt 
ist oder auch einen Teil des Straßennetzes umfassen kann. 
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2.5.5 Handbuch für die Bewertung der Verkehrssicherheit von 

Straßen HVS 

Mit dem Ziel, einen Überblick über bestehende Verfahren der Verkehrssi-
cherheit zu geben und damit dem späteren Anwender Hinweise und Ent-
scheidungsmöglichkeiten zu liefern, erfolgte im Auftrag der BASt die Erar-
_bfqrkdăabpă~E^ka_r`e%p&ăcāoăafbă?btboqrkdăaboăSbohbeopsicherheit von 
Pqo^åbkă%ESP&©ăaro`eă?>OHăbqă^i+ă%/--5&+ăAfbăfjăBkqtrocăabpăESPăfj*
plementierten Verfahr en umfassen u. a. 

- die Auswertung von Straßenverkehrsunfällen, 
- die Sicherheitsanalyse von bestehenden Straßennetzen sowie 
- die Sicherheitsbewertung geplanter und bestehender Straßen. 

Während für die beiden ersten beschriebenen Verfahren auf die Methodik 
bereits vorhandener Regelwerke zurückgegriffen werden kann, wird mit der 
Sicherheitsbewertung geplanter und bestehender Straßen erstmals ein all-
gemeiner Verfahrensansatz zur Bewertung einzelner Netzelemente im deut-
schen Raum vorgestellt. In einer dreiteiligen Vorgehensweise erfolgt nach 
der Zuweisung eines Netzelements zu einem Bewertungsfall ¬ das kann ein 
Regelquerschnitt oder eine Knotenpunkt form mit bestimmter Regelungsart 
sein ¬ eine Berechnung des Sicherheitsgrades SG für das Netzelement. Die-
ser dient zur Festlegung einer ¬ bisher noch nicht näher definierten ¬ Qua-
litätsstufe der Verkbeoppf`eboebfqăêekif`eăabjă~E^ka_r`eăcāoăafbă?bjbp*
prkdăslkăPqo^åbkăE?P©ă%CDPSă2005). Eine klare Definition zur räumlichen 
Trennung der Elemente Knotenpunkt und Strecke liegt nicht vor 
(Abbildung 2-8). Es wird empfohlen, die Annäherungsbereiche (Einflussbe-
reiche) der angrenzenden Strecken in Abhängigkeit der Ortslage in der Be-
wertung der Knotenpunkte mit zu berück sichtigen. 

 
Abbildung 2-8:  Abgrenzung der Netzelemente an Straßen (BARK et al.  2008) 
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Die Zuordnung eines Netzelements zu einem Bewertungsfall ist an die Be-
dingung gleichbleibender Eigenschaften geknüpft. Bei Veränderung betrieb-
licher oder baulicher Eigenschaften erfolgt die Trennung von Netzabschnit-
ten, wobei sich die Kriterien für Strecken innerhalb und außerhalb bebauter 
Gebiete unterscheiden. Mit der Orientierung der Bewertungsfälle an Regel-
querschnitten ¬ cāoă>rql_^ekbkăafbkbkăafbă~Of`eqifkfbkăcāoăafbă>ki^dbăslkă
>rql_^ekbkăO>>©ă%CDPSă/--5B) als Grundlage, die RAL (FGSV 2012) 
cāoăI^kapqo^åbkăpltfbăafbă~Of`eqifkfbkăcāoăafbă>ki^dbăslkăPq^aqpqo^åbkă
O>Pq©ă%CDPSă2006B) für ausgewählte Typen der Stadtstraßen ¬ stellt das 
HVS die Verbindung zwischen den standardisierten Entwurfsklassen und 
deren Bewertung mittels Sicherheitsgrades her und untergliedert die bisher 
pauschal nach Örtlichkeit getrennten Grundunfallkosten nach den ESN 
(FGSV 2003). Für Land straßen sind Querschnitte des Bestandsnetzes den 
entsprechenden Bewertungsfällen zuzuordnen (Anhang B Tabelle B-1).  

Im Entwurf des HVS (BARK et al. 2008) sind für Regelquerschnitte, Stra-
ßentypen und Knotengrundformen (oder deren Elemente) Grundunfallkos-
tenraten (gUKR) ¬ teilweise differenziert nach der geltenden Vzul ¬ für den 
entsprechenden Fall zu wählen. Die gUKR repräsentiert das Sicherheitsni-
veau des Netzelements bei richtliniengerechtem Ausbau. Ist die Erfüllung 
dieser Maßgabe nicht möglich und treten Abweichungen zur richtlinien -
gerechten Gestaltung auf, sind diese als spezifische Zuschläge zur gUKR zu 
berücksichtigen. Dabei wird für Strecken in linienhafte und punktuelle Zu-
schläge unterschieden. Der Sicherheitsgrad eines Netzelements ergibt sich 
aus der Addition vo n gUKR und den Zuschlägen (Anhang D.3). 

Die Auswahl mit Zuschlägen behafteter Kriterien beruht überwiegend auf 
der Kenntnis und Analyse abgeschlossener Untersuchungen. Für einige Kri-
terien bestehen bisher nur Vermutungen bezüglich ihres Einflusses auf den 
Sicherheitsgrad. Daher ist die bisherige Größenordnung der Zuschläge im 
Verhältnis untereinander sicherlich richtungsweisend, aber in der Quantität 
eher geschätzter Natur. Darüber hinaus ist anzunehmen, dass weitere bisher 
unberücksichtigte die Verkehrssicherheit beeinflussende Kriterien vorliegen.  

Gegenüber den bisherigen getroffenen Annahmen, dass Verkehrsaufkommen 
und Unfall geschehen einen linearen Zusammenhang aufweisen, wird im 
Entwurf des HVS (BARK et al.  2008) der Einfluss des Verkehrsaufkom-
mens indirekt berücksichtigt. Es wird davon ausgegangen, dass Verkehrs-
aufkommen in Randbereichen der Kapazität zu einer Zunahme des Unfall-
geschehens führen, welches über entsprechende Zuschläge abgebildet wird 
(Vergleiche LEUTZBACH/ZOELLMER 1988).  
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2.5.6 Ausgewählte internationale Bewertungsverfahren 

FkăCfkki^kaăafbkqăa^păMoldo^jjăQ>OS>ăaboă~CfkkfpeăQo^kpmloqă>dbk`v©ă
als Grundlage für die Analyse und Bewertung des Straßennetzes und er-
möglicht das Auffinden unfallauffälliger B ereiche sowie eine Abschätzung 
der Wirkung möglicher sicherheitsverbessernder Maßnahmen (PELTOLA 
2009, PELTOLA et al. 2013). Die Wirkung dieser Maßnahmen liegt diffe-
renwfboqă cāoă sbop`efbabkbă Pqo^åbkqvmbkă _bp`eofb_bkă ā_boă ~@o^pe-
Modification -C^`qlop©ă %@JC) vor. Diese charakterisieren bauliche, ver-
kehrstechnische, umfeldbedingte und regulative Eigenschaften des Netzele-
ments. CMF repräsentieren den Anteil des zu erwartenden gegenüber dem 
zugrunde liegenden Sicherheitsgrad. Die Größenordnung des zu erwartenden 
Unfallgeschehens bei Umsetzung einer Maßnahme ergibt sich aus einer Ab-
schätzung über die empirische Bayes Methode, wobei das lokale beobachte-
te Unfall geschehen und das über das GLM ermittelte Unfallgeschehen mit-
einander kombiniert werden. Dabei werden die entsprechend gewählten 
CMF ¬ Multi plikation der Faktoren bei Einsatz mehrerer Maßnahmen ¬ 
zur Ergebnisermittlung hinzu gezogen. Der gewählte Ansatz ermöglicht ei-
nen effizienten Einsatz beschränkter Mittel zur Erhöh ung der Verkehrs-
sicherheit. Weitere Details sind PELTOLA et al. (2013) zu entnehmen.  

A^pă~Efdet^văP^cbqvăJ^kr^i©ă%>>PEQLă/-.-&ărjc^ppqăbfkăSboc^eobk)ă
welches sich mit der Sicherheitsbewertung des Straßennetzes der Vereinig-
ten Staaten auseinandersetzt und die Bewertung von (Einzel-) Elementen 
bojûdif`eq+ăä_boă~P^cbqv-Performance-Crk`qflkp©ă%PMC&ătfoaăafbăbot^oqbqbă
Unfallhäufigkeit als eine vom Verkehrsaufkommen und den Straßen-
eigenschaften abhängige Variable erklärt. Landstraßen werden in die Ele-
jbkqbă~Pqob`hb©ărkaă~Hklqbkmrkhq©ădbdifbaboq+ă>rpd^kdp_^pfpă_fiabqăcāoă
jedes Netzelement eine standardisierte SPF. Aus der Multi plikation mit 
~>``fabkq-Modification -C^`qlop©ă%>JC&ă%fke^iqif`eăhlkdorbkqăabkă@JC&ă¬ 
diese sind nach Charakteristik des betrachteten Elements auszuwählen ¬ 
lässt sich die zu erwartende Unfallhäufigkeit eines Netzelements abschätzen. 
AMF sind in diesem Zusammenhang als Faktoren zu verstehen, die zu einer 
Ab- oder Zunahme der Unfallhäufigkeit führen. Den AMF liegen mitunter 
verschiedene Einzelberechnungen zugrunde. Gleichermaßen quantifizieren 
sie im Umkehrschluss auch Wirkungen von Maßnahmen, die im Zuge einer 
Veränderung der bestehenden Charakteristik getroffen werden. Darüber 
hinaus lassen sich über vorliegende Verhältnisparameter die Unfallhäufig-
keiten für verschiedene Verletzungsstufen (Unfallschwere) und Kollisionsty-
pen ableiten. Zu letzteren zählt sowohl eine Differenzierung nach Beteili-
gungsarten als auch nach Bewegungsrichtung. 
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Ähnlich der EWS (FGSV 1997) ermöglicht das Programm COBA ¬ Cost 
Benefit Analysis ¬ abpă_ofqfp`ebkă~Abm^oqjbkqpăcloăQo^kpmloq©ăbfkbăslihp*
wirtschaftliche Bewertung von primär Fernstraßenbauprojekten (DFT 
2014). Zur Bewertung wird in die drei Kategorien Zeit - und Betriebskosten-
veränderungen, Umweltbelange (Kraftstoffverbrauch) und in eine Sicher-
heitskategorie unter dem Aspekt der vermiedenen Unfälle unterschieden. 
Eine räumliche Differenzierung erfolgt in die Netzelemente Knotenpunkt 
und Streckenabschnitt. Auf Basis eines Nutzen-Kosten-Vergleichs wird die 
Bauwürdigkeit einer Maßnahme abgewogen. Gegenüber dem finnischen und 
amerikanischen Verfahren stellt dieses Programm eine allgemeine Bewer-
tung dar, da eine Differenzierung der Straßengestaltung lediglich primär 
nach Knoten- und Streckentypen, letztere gegliedert nach Höhe der V zul, 
möglich ist. Während für Streckenabschnitte ein linearer Zusammenhang 
zwischen Verkehrsstärke und Unfallhäufigkeit unterstellt ist ¬ Berechnung 
mit vom Straßentyp abhängigen Unfallraten ¬ gilt für Knotenpunkte, dass 
die Unfallhäufigkeit von der Zu sammensetzung und Stärke der einzelnen 
Verkehrsströme am Knoten abhängt. 

Das Projekt RIPCORD ISEREST (2014) umfasste im Zeitraum von 2005 
bis 2008 die Zusammenarbeit von 14 europäischen Nationen mit dem Ziel, 
ein Handbuch für die Verkehrssicherheit von Straßen für das Sekundärnetz 
(Landstraßen) auf Basis verschiedener Lösungsansätze und best-practice 
Beispielen zu erstellen. Bausteine des Projekts sind u. a. die Verhaltensfor-
p`erkdă rkaă Fkqbomobq^qflkă abpă Pqo^åbko^rjpă rkqboă abjă >pmbhqă ~pbic-
explaining-road©)ăafbăCbpqibdrkdăslkăDorkapêqwbkăwrjăPqo^åbkbkqtrocărkaă
zur Bekämpfung von Unfallhäufungen sowie Handlungsempfehlungen zum 
Audit von Straßenelementen. Einen wesentlichen Bestandteil stellt die Be-
reitstellung von SPF dar, die einen allgemeinen Vergleich des Niveaus der 
Verkehrssicherheit bei sich verändernder Infrastruktur erlauben. Insbeson-
dere die Linienführung eines zu bewertenden Streckenabschnitts entspricht 
einem wichtigen mit dem Unfallgeschehen korrelierenden Bewertungs-
parameter. Für tiefergehende Informationen sei auf den Teil D  10 des Pro-
jekts verwiesen (RIPCORD ISEREST 2014). 

A^păMoldo^jjă~Mobaf`qfkdăOl^aă>``fabkqpă¬ a Transferable methodology 
^`olppăBrolmbªă%CEDR 2014) hat das Ziel, eine allgemeine Richtlinie und 
Anwendung zur Nutzung von AMP t rotz unterschiedlicher Randbedingun-
gen zu entwickeln und allgemein gültige CMF zur Verfügung zu stellen. Es 
enthält einen Überblick über den aktuellen Stand zur Ver wendung von 
Verallgemeinerten Linearen Modellen im Rahmen der Verkehrssicherheits-
arbeit in Europa. Für weitere Infor mationen sei auf CEDR (2014) verwie-
sen. 
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2.6 Schlussfolgerung 

Hinsichtlich der Netzeinteilung wird aus der Literatur die Notwendigkeit 
einer Trennung der Elemente Knotenpunkt und Strecke für eine exakte 
Bewertung von Landstraßen deutlich. Die im Entwurf des HVS (BARK et 
al. 2008) enthaltene räumliche Abgrenzung der Knotenpunkte mit je Seite 
angrenzendem Einflussbereich mit einer Länge von L =  150 m erscheint 
pauschal und unterscheidet sich von einer Vielzahl anderer Unter-
suchungen. In Untersuchungen wird den Knotenpunkten ein meist positiver 
Einfluss auf die Verkehrssicherheit der Zufahrten unterstellt, der eine weite-
re Unterteilung der Strecke notwendig werden lässt. Auch die sehr detail-
lierten Erhebungen von ECKSTEIN/MEEWES (2002) lassen Spielraum in 
der Ergebnisinterpretation zu Einflusslängen von Knotenpunkten zu. Valide 
Aussagen bedingen umfangreiche Kollektivgrößen. Da für Ortsdurchfahrten 
ähnlich wie für Knotenpunkte eine geschwindigkeitsdämpfende Wirkung auf 
die angrenzende Strecke ermittelt wurde, ist auch hier eine Zunahme der 
Verkehrssicherheit durch eine Abnahme der Unfallschwere zu erwarten. 
Bisher liegen keine Verfahrensansätze, auch nicht im Entwurf des HVS, 
vor, welche diese Eigenschaften in einem Bewertungsverfahren berück-
sichtigen. Unklar bleibt weiterhin, in welcher Form und in Abhängigkeit 
welcher Randbedingungen sich das Sicherheitsniveau auf kurzen Strecken-
abschnitten von der Freien Strecke unterscheidet.  

Das Unfallgeschehen von Landstraßen besitzt aufgrund der Schwere einen 
hohen Stellenwert in der Verkehrssicherheitsarbeit. Während die Unfallhäu-
figkeit in engem Zusammenhang mit der Trassierung der Strecke steht, 
zeichnen die Gestaltung des Seitenraums, die Wahrnehmung des Straßen-
verlaufs und die gewählte Geschwindigkeit für die Unfallschwere verant-
wortlich. Fahrunfälle, häufig das Resultat mangelhafter Ein schätzung des 
Streckenverlaufs im Zusammenspiel mit nicht angemessenen Geschwindig-
keiten, spiegeln eine typische Unfallkonstellation auf Landstraßen wider. In 
den zahlreichen Veröffentlichungen haben sich folgende Merkmale als we-
sentliche Einflussgrößen herausgestellt: 

- Trassierung: Die Elementabfolge im Lageplan, häufig beschrieben über 
die Kurvig keit, beeinflusst maßgebend die freie Geschwindigkeitswahl 
sowie die Unfallhäufigkeit. Unstetige Elementfolgen ¬ gepaart mit en-
gen Radien ¬ sind durch ein erhöhtes Unfallgeschehen gekennzeichnet. 
Für hohe Längsneigungen und Beschränkung der Sichtweiten ist eben-
falls ein Einfluss auf das Unfallgeschehen nachgewiesen.  

- Querschnittsgestaltung: Häufig über die Breite und Anzahl von Fahr - 
und Randstreifen beschrieben, wird im Allgemeinen ein breiterer Quer-
schnitt mit einer Ver ringerung des Unfallgeschehens in Verbindung ge-
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bracht. Dieser Bewertung sind ¬ auch aufgrund der Verkehrsbedeutung 
und der damit verbundenen Trassierung von Strecken ¬ in Bereichen 
sehr schmaler sowie überbreiter einbahnig (zweistreifiger) Straßen 
Grenzen gesetzt. Die Einrichtung von räumlich getrennten Über-
holmöglichkeiten führt zu einer Erhöhung der Verkehrssicherheit. 

- Umfeld: Neben der Ausgangsgeschwindigkeit wird die Unfallschwere 
für Unfälle mit Abkommen von der Fahrbahn wesentlich durch die Ge-
staltung des Seitenraums bestimmt. Der negative Einfluss fahrbahnna-
her Bäume ist unumstritt en, jedoch wird aus der Literatur deutlich, 
dass verschiedene Arten von Hindernissen ¬ auch passive Schutzein-
richtungen ¬ gegenüber dem hindernisfreien Seitenraum zu einer höhe-
ren Unfallschwere führen.  

Über die beschriebenen Merkmale hinaus liegen Untersuchungen zur Si-
cherheitswirkung weiterer Merkmale vor. Ein hoher Ausstattungsstandard 
wird mit einem höheren Sicherheitsniveau verknüpft, jedoch ist die Wir-
kung einzelner verkehrstechnischer Maßnahmen bisher nur unzureichend 
beschrieben. Die Beschränkung der Vzul stellt häufig eine reaktive Maß-
nahme an Unfallhäufungen dar. Eine allgemeine Wirkungsableitung gilt da-
her als schwierig.  

Bezüglich der Methodik liegen aus dem deutschen Raum für eine Vielzahl 
der Merkmale nur uni - und bivariate Verfahren zur Beschreibung der Ein-
flüsse vor, während im englischsprachigen und skandinavischen Raum die 
Verwendung von multiplen Modellen eine weit verbreitete Form zur Quan-
tifizierung der Einflussgrößen unter Verwendung von Crash-Modification -
Factors darstellt  (AASHTO 2010, PELTOLA et al. 2013, DFT 2014). Eine 
klassifizierte Bewertung der Kombination mehrerer Merkmale in Matrizen, 
wie sie bspw. DOHMEN et al. (1989) oder LEUTZBACH/ZOELLMER 
(1989) durchführten, stößt aufgrund der geringen Kollektiv besetzung der 
Klassen in den Randbereichen und der Überlagerung mehrerer Einflüsse 
häufig an seine Grenzen. Durch die allgemeine Nutzung der EDV dem letz-
ten Jahrzehnt und der damit verbundenen Digitalisierung von Informa -
tionen, entspricht die zügige Auswertung auch größerer Datenmengen dem 
Standard. Vor diesem Hintergrund sind Bewertungsverfahren, deren Analy-
se und Kalibrierung auf umfangreichen Datensätzen beruhen und in ver-
schiedenen Ländern bereits praktiziert werden, als Stand der Technik anzu-
sehen. 

Mit dem Entwurf des HV S (BARK et al. 2008) liegt in Deutschland ein 
erster möglicher Verfahrensansatz für eine einheitliche sicherheitstechnische 
Quantifizierung verschiedener Abweichungen zum Regelentwurf, dargelegt 
über Zuschläge zu einem Grundunfallniveau, vor. Damit geht der Entwurf 
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des HVS weit über die bisher sehr pauschale volkswirtschaftliche Bewer-
tung nach den EWS (FGSV 1997), den RAS-Q 96 (FGSV 1996) und der 
Angabe einer Grundunfallkostenrate für Landstraßen nach ESN (2003) hin-
aus. Die im Entwurf des HVS vorgestellt e Methodik bedarf dahingehend 
einer Prüfung, inwieweit mehrere Defizite zu Wechselwirkungen unterei-
nander und damit zu einer deutlicheren Abnahme der Verkehrssicherheit 
führen. Bisher liegen für einen Teil der Abweichungen nur ungenaue 
Kenntnisse über den Wirkungsgrad und damit die Höhe der Zuschläge vor 
¬ bspw. fehlende bauliche Richtungstrennung für RQ 21. Ferner ist unklar, 
ob bisher nicht berücksichtigte Merkmale auf den Sicherheitsgrad der Netz-
elemente wirken.  

Die bisher gültigen Sicherheitsgrade von Straßenverkehrsanlagen beruhen 
auf älteren Werten der EWS (FGSV 1997). Für die in den RAL (FGSV 
2012) enthaltenen EKL existieren bisher keine verifizierten Sicherheitsgrade 
zur Quantifizierung. Die im Entwurf des HVS vorge haltenen Grundunfall-
kostenraten sind in ihrer Größenordnung bisher eher theoretischer Natur. 
Eine erste Orientierung zur Höhe der Grundunfallkostenraten, auf einer 
Einteilung der Strecken nach Fahrbahnbreiten beruhend, liefern VIETEN 
et al. (2010). In dem Unter suchungsansatz, der auf der Ermittlung von Er-
wartungswerten aus einer Verteilungsfunktion basiert, bleibt die differen-
zierte Analyse einzelner Merkmale unberücksichtigt.  

Aus den vorliegenden Schlussfolgerungen lassen sich folgende Vorgehens-
weise und Randbedingungen im eigenen Verfahrensansatz ableiten: 

- Aufteilung der Netzabschnitte in verkehrsbedeutende Knotenpunkte, 
Einflussbereiche der Streckenübergänge und die Freie Strecke. 

- Klassifizierung und Zuordnung der (Bestands-) Streckenabschnitte um 
die besondere Charakteristik der verschiedenen Querschnitte zu be-
rücksichtigen. Prüfung einer Verknüpfung des Kollektivs mit den in 
den RAL (FGSV 2012) enthaltenen EKL in Anlehnung an die Katego-
risierung im Entwurf des HVS (BARK et al. 2008).  

- Aufnahme und Aufarbeitung als maßgebend angesehener oder vermu-
teter Einflussgrößen auf die Verkehrssicherheit. Diese orientiert sich an 
bisherigen Erkenntnissen. 

- Bewertung des Sicherheitsniveaus und Identifikation möglicher Ein-
flussgrößen der Querschnitte auf Basis multivariater statistischer Ver-
fahren, die eine unabhängige Wirkungsabschätzung der einzelnen Vari-
ablen ermöglichen. 
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3 Methodik  

3.1 Vorgehen 

Im Fokus der Untersuchungen stehen Außerortsstraßen außerhalb geschlos-
sener Ortschaften. Die Auswahl der Strecken erfolgte in MAIER et al. 
(2013) und ist in Kapitel 3.3.1 näher beschrieben. Eine Einflussnahme auf 
die Streckenauswahl war in der vorliegenden Arbeit nicht möglich. Die 
grundlegende Erhebungsmethodik orientiert sich am Forschungsprojekt FE 
82.334 der BASt (MAIER  et al. 2013) und wurde im Rahmen dieser Arbeit 
deutlich erweitert ( Abbildung 3-1). Dies betrifft  

- die Aufnahme von Merkmalen,  
- die Abgrenzung von Netzelementen, 
- die Modellansätze und -bildung für Freie Strecke und Einflussbereiche 

sowie 
- das Bewertungsverfahren eines Streckenabschnitts. 

Auf Basis des gewonnenen Erkenntnisstands und den zugrunde liegenden 
Daten leiten sich eine vertiefende Analyse der Straßencharakteristik, die 
Zuordnung der Strecken in definierte Bewertungsfälle (Querschnitte) und 
die Gliederung in verschiedene Netzabschnitte ab. 

Die Sicherheitsbewertung eines Straßenzugs setzt dessen Aufteilung in die 
Netzelemente Knotenpunkt, Einflussbereich und Freie Strecke voraus. Eine 
Auswertung von verkehrsbedeutenden Knotenpunkten, die eine Änderung 
der Streckencharakteristik bzw. des Verkehrsablaufs in den Zufahrten der 
betrachteten Strecke nach sich ziehen, erfolgt nicht. Knotenpunkte, die die-
se Eigenschaften nicht erfüllen, gelten als Bestandteil der Strecken-
charakteristik. Einflussbereiche und Freie Strecke werden getrennt vonei-
nander bewertet. Die räumliche Abgrenzung der Einflussbereiche stützt sich 
auf das Verfahren von ECKSTEIN/MEEWES (2002).  

Die räumliche Abgrenzung der Netzelemente beruht auf einer Bewertung 
des vorliegenden Unfallgeschehens. Mit der Anlehnung des Verfahrensan-
satzes an die Klassifizierung von Streckeneigenschaften nach dem Entwurf 
des HVS (BARK et al. 2008) entsteht die Notwendigkeit, für die Analyse 
Abschnitte mit überwiegend homogenen Eigenschaften zur Verfügung zu 
stellen. Aus den vorliegenden Streckeninformationen sind Merkmale zu er-
heben und zu quantifizieren.  
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Abbildung 3-1: Vorgehen bei der Untersuchung 

Die Identifikation si cherheitsrelevanter Faktoren von Strecken umfasst eine 
Vielzahl zu prüfender Merkmale. Die vorliegende Untersuchung greift auf 
die in MAIER et al. (2013) enthaltenen Merkmale zurück und führt dar-
über hinaus weitere Kenngrößen auf, die direkt oder indirekt mutmaßlich 
Einfluss auf den Sicherheitsgrad besitzen.  

Die vorangegangenen Arbeitsschritte bilden die Grundlage für die auf Basis 
multivariater Regressionsverfahren erfolgende Analyse der Unfallhäufigkeit. 
Die gewählte Methodik ermöglicht die Darstellu ng der Wirkung von Ein -
flussgrößen (Risikogrößen) unabhängig von weiteren Faktoren. Es wird der 
Beitrag der einzelnen Merkmale zur Veränderung des Sicherheitsniveaus 
geprüft. Dabei folgt die Erstellung der statistischen Modelle nach theoreti-
schen und fachlichen Gesichtspunkten. Die Differenzierung des Unfall-

Erkenntnisstand

ÅEinflussfaktorenauf die Verkehrssicherheit

Åmultivariate Methoden der Unfallanalyse

ÅStand Regelwerke und Verfahren der Sicherheitsanalyse

Åvolkwirtschaftliche Bewertung von Unfällen 

Datenbereitstellung

ÅStraßeninformationsbanken

ÅBefahrungsdaten

ÅUnfallkostensätze

BildungKollektive

ÅDefinition von Bewertungsfällen

ÅZuordnung Abschnitte

ÅAbgrenzung Ortschaften

räumliche AbgrenzungKnotenpunkteStreckenabschnitte

räumlicheAbgrenzung Einflussbereiche

Kenngrößen FS

ÅGrundniveau Verkehrssicherheit 

ÅZuschläge (Einflussgrößen)

KnotenpunktEinflussbereich (EB)

Eigenschaften:

ÅKollektivbildung nach Art des Übergangs

Åunterschiedliche Längen

Freie Strecke (FS)

Eigenschaften:

ÅKollektivbildung nach Bewertungsfall

Åhomogene Abschnitte

Kenngrößen EB

ÅFaktoren Sicherheitsniveau gegenüber FS

ÅZuschläge (Einflussgrößen)

SicherheitsbewertungStreckenabschnitte von Landstraßen

Modelle für FS

ÅModelle nach Unfalltyp und Unfallkategorie

ÅIdentifikation Einflussgrößen

Modelle für EB

ÅModelle nach Unfalltyp und Unfallkategorie

ÅIdentifikation Einflussgrößen

volkswirtschaftliche Bewertung Unfallgeschehen

G
ru

n
d
la

g
e

N
e

tz
e

in
te

ilu
n

g
A

n
a

ly
s
e

 
E

rg
e

b
n

is
 



60 Methodik  
 

geschehens nach verschiedenen Unfallkenngrößen in Teilmodellen erlaubt 
eine exakte Beschreibung von Wirkungszusammenhängen. Es werden zwei 
konkurrierende Ansätze ¬ Trennung des Unfallgeschehens einerseits nach 
Unfalltyp sowie andererseits nach Unfallkategorie ¬ gegenübergestellt und 
bewertet. Zielstellung ist, einen Bewertungsansatz zu entwickeln, welcher 
einen plausiblen Zusammenhang zwischen Sicherheitsniveau und praktisch 
veränderlichen Einflussgrößen herstellt. 

Die Verwendung von Unfallkostensätzen erlaubt eine volkswirtschaftliche 
Bewertung der Verkehrssicherheit. Aus der Aggregation der Teilmodelle 
eines betrachteten Falls lässt sich die Wirkung von Merkmalen auf die Ver-
kehrssicherheit monetär beziffern. Im Ergebnis liegen für die Bewertungs-
fälle Aussagen über deren Grundunfallkostenraten -ähnliches Niveau sowie 
Zuschläge vor, die in einem Bewertungsverfahren Verwendung finden kön-
nen.  

Zur Bewertung eines Netzabschnitts wird eine Berechnungsgrundlage er-
stellt, die eine zusammenfassende Betrachtung der Netzelemente Freie Stre-
cke und Einflussbereich mit entsprechenden Kenngrößen ermöglicht. Das 
Augenmerk liegt auf einem zielorientierten Ansatz, der zum einen die Ei-
genschaften und Interaktionen der verschiedenen Netzelemente berücksich-
tigt und zum anderen eine praxisorientierte Gesamtbewertung von Stre-
ckenabschnitten erlaubt. 

Bei dem betrachteten Streckenkollektiv handelt es sich überwiegend um 
Bestandsstrecken, entworfen nach den Grundsätzen der RAS-L (FGSV 
1995) und RAS-Q 96 (FGSV 1996). Der Anteil an Strecken, deren Gestal-
tung auf den Entwurfsparametern der RAL (FGSV 2012) beruht, ist ge-
ring. Die vorliegende Untersuchung trägt auch den Anspruch, das zu ent-
wickelnde Bewertungsverfahren mit den aktuell gültigen Richtlinien zu ver-
knüpfen. Dies erfordert zum einen die Kategorisierung älterer Bestandsstre-
cken und die Überprüfung einer Zuordnung in das System der RAL. Der 
Entwurf des HVS (BARK et al. 2008) enthält eine entsprechende Zuor d-
nung. Diese ist in Anhang B näher beschrieben. Zum anderen wird u. U. 
eine Anpassung der die Verkehrssicherheit beschreibenden Merkmale not-
wendig, da sich deren Eigenschaften ¬ dazu zählen u. a. die allgemeine De-
finition und Größenordnung ¬ nicht detailgetreu zwischen den Entwurfs-
grundsätzen der Richtlinien übertragen lassen. Dies äußert sich in folgenden 
Einschränkungen: 

- Die Größenordnung ermittelter Sicherheitsgrade spiegelt ¬ trotz mögli-
cher Differenzierung der Einflussgrößen (Zuschläge) nach Maßstab der 
RAL ¬ das Sicherheitsniveau des Bestandsnetzes wider.  
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- Der geringe Umfang von RAL-konformen Strecken im Bestand lässt 
die Überprüfung verschiedener mutmaßlicher Einflussgrößen aufgrund 
des seltenen oder fehlenden Auftretens nicht zu.  

- Merkmale, die für den überwiegenden Teil des Kollektivs nicht zur 
Verfügung stehen oder deren Bereitstellung mit erheblichem Aufwand 
verbunden ist, bleiben unberücksichtigt. Dazu zählen die Bewertung 
der Fahrbahngriffigkeit 2, der Defizite in der räum lichen Linienführung 
und der optischen Führung durch den Seitenraum. 

Hinsichtlich genannter Einschränkungen werden im Verlauf der Arbeit an 
betroffenen Stellen entsprechende Hinweise gegeben. 

3.2 Statistische Grundlagen 

Ziel ist es, strukturelle Merkmale, die zur Erhöhung der Unfallhäufigkeit 
führen, zu beschreiben. Daraus formulieren sich die Randbedingungen an 
das zu entwickelnde Verfahren. Neben der primären Identifikation unter-
schiedlicher Merkmale steht die Forderung, deren Wirkung unabhängig von 
anderen Einflüssen zu quantifizieren. Untersuchungen zeigen, dass insbe-
sondere der zweite Aspekt bei der Anwendung monokausaler Betrachtungen 
nur unter erheblichen Einschränkungen zu gewährleisten ist 
(KREBS/KLÖCKNER 1977, LEUTZBACH/Z OELLMER  1988). Darüber 
hinaus führen Scheinkorrelationen ¬ das untersuchte Merkmal korreliert mit 
einer nicht berücksichtigten (Stör -) Größe (confounder) ¬ u. U. zu nicht 
plausiblen Ergebnissen (HADI et al. 1995, TAYLOR et al. 2002). Folgende 
Ansätze tragen zur Lösung des Problems bei: 

- Vorher/Nachher -Vergleich: Voraussetzung ist, dass sich unter gleichen 
Bedingungen lediglich das betrachtete Merkmal verändert. 

- Mit/Ohne -Vergleich: Auch hier gilt die ceteris paribus Klausel.  
- Gleichverteilung der confounder: Alle betrachteten Teilkollektive wei-

sen eine gleiche Verteilung der Störgröße auf. 
- Verwendung von multivariaten statistischen Verfahren  

Die ersten beiden Ansätze sind aufgrund der auf das Unfallgeschehen wir-
kenden zeitlichen Entwicklung als auch fehlender geeigneter Stichproben-
größen, die verlässliche Aussagen zur Entwicklung des Unfallgeschehens er-

                                            
2 Ungenügende Griffigkeit steht in Zusammenhang mit einer Zunahme des Unfallgeschehens 

(KAMPLADE 1995). Der Zustand  der Fahrbahngriffigkeit unterliegt über einen längeren 
Zeitraum einer Änderung. Ungenügende Griffigkeiten sind nicht als planerische Defizit zu 
verstehen, da bei Um-/Neu - oder Ausbau zwangsläufig eine Bearbeitung (Erneuerung) der 
Fahrbahnoberfläche erfolgt.  
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lauben, praktisch nur mit erheblichem Aufwand umsetzbar. Da auch An-
satz drei anhand eines zu geringen Besetzungsgrades einzelner Kollektive 
ausscheidet, kommt lediglich der vierte Ansatz in Frage. Dieser erlaubt eine 
mathematische Beschreibung der Zusammenhänge zwischen Unfallgesche-
hen und mehrerer erklärender Merkmale und stellt eine geeignete Lösung 
dar. Unter der Annahme einer poisson-verteilten Unfallhäufig keit scheiden 
jedoch klassische Regressionsmodelle aufgrund ihrer restriktiven Randbe-
dingungen ¬ normalverteilte Zufallsgrößen ¬ aus. Dieser Einschränkung un-
terliegen Verallgemeinerte Lineare Modelle (GLM) nicht.  

GLM finden im Bereich von Untersuchung en zur Verkehrssicherheit seit 
den 1980er Jahren Anwendung (MAYCOCK/HALL  1984, ZEGEER et 
al.1987). Die Modelle unterliegen dabei einer ständigen Weiterentwicklung 
und werden dabei zur Lösung für verschiedene Fragestellungen herangezo-
gen (MIAOU/LUM  1993, MAHER/SUMMERSGILL  1996, HAUER/BAM -
FO 1997, YE et al. 2011). Neben einer weiten Verbreitung im englisch-
sprachigen und nordeuropäischen Raum, setzt sich deren Anwendung auch 
im deutschen Raum zunehmend durch (HEIDEMANN 1998, HAUTZIN-
GER et al. 2010, SCHÜLLER 2010, AURICH 2013). 

Die Beschreibung der Unfallzahl bzw. -häufigkeit in Abhängigkeit von wei-
teren Variablen bestimmt dabei häufig die Gestalt des Modells (Gl. 2). Da-
bei stellt die Verteilungs funktion der abhängigen Variable einen von drei 
Modellteilen dar. Diese entspricht der stochastischen Komponente des Mo-
dells. Der lineare Prädiktor, als zweiter Teil, umfasst die Summe aller Pro-
dukte der erklärenden Variablen und ihrer Parameter. Er entspricht der 
systematischen Komponente. Als dritter Bestandteil verbindet die gewählte 
Verknüpfungsfunktion (Link) in Abhängigkeit der Verteilungsfunktion ¬ bei 
der Modellierung von Unfällen i. d. R. Poisson- oder negative Binomialver-
teilung ¬ des Modells den linearen Prädiktor mit der abhängigen Variablen. 

Ὗ Ὧz ή ὒz ὩzВ ᶻ  
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Unfallanzahl im betrachteten Zeitraum (abhängige Variable)  

Konstante 

Kenngröße der Verkehrsstärke 

Kenngröße der Länge des Netzelements 

Einflussvariable (unabhängige Variable) 

Regressionskoeffizient 

Index für Einflussvariable und deren Regressionskoeffizient 
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Die Berücksichtigung der Offset-Variablen setzt die ermittelte Unfall anzahl 
in ein Verhältnis, welches in aller Regel einem Zeitraum ¬ Unfälle pro Jahr 
¬ entspricht. Eine vertiefende Modellbeschreibung ist Anhang F.5 zu ent-
nehmen. 

Der lineare Prädiktor lässt sich bei der Implementierung erklärender Vari-
ablen sinnbildlich in die Teile Exposition und w eiterer beschreibender Vari-
ablen (Risikofaktoren) differenzieren (REURINGS et al.  2005). Variablen 
der Exposition stellen Größen ¬ der Regressionskoeffizient steht in der Po-
tenz der Variable ¬ dar, die zur Quantifizierung eines Risikos herangezogen 
werden können. Dazu zählen in aller Regel die Verkehrsstärke und die Län-
ge des betrachteten Elements. Die Größenordnung Null für eine der Variab-
len hat das Auftreten von null Unfällen zur Folge. Die Höhe der Regressi-
onskoeffizienten gibt unmittelbar Auskunft über die Wirkung der Expositi-
onsvariablen auf die abhängige Variable. Werte größer eins ziehen bei zu-
nehmender Exposition einen degressiven, Werte kleiner eins einen progres-
siven Anstieg der abhängigen Variablen nach sich. Ein linearer Zusammen-
hang liegt bei einem Wert von eins vor. Die Gruppe der beschreibenden 
Variablen (Risiko faktoren) hat die Exponentialfunktion zur Basis. Damit 
führt eine fehlende Variablenbesetzung nicht zwangsläufig zu keinem Un-
fallgeschehen, da der Einzelterm in diesem Fall mit dem Faktor von 1 in 
der Gleichung berücksichtigt wird. Gleichermaßen bestimmt das Vorzeichen 
des Regressionskoeffizienten über die Wirkung der Variable auf das Unfall-
geschehen. Die Ermittlung der Regressionskoeffizienten des linearen Prädik-
tors erfolgt entgegen der bei der linearen Regressionsrechnung angewandten 
Methodik der kleinsten Quadrate mittels Maximum -Likelihood-Schätzung. 

Modellerstellung 

Die Entwicklung des Modells folgt dem Ziel, den Teil systematischer Streu-
ung der abhängigen Variablen durch beschreibende Variablen vollständig 
zu klären. Die verbleibende zufällige Streuung entspricht dann der stochas-
tischen Komponente der Verteilungsfunktion. Im Falle der Modellierung 
von Unfällen stellt diese die Poissonverteilung dar. Das die mittlere Unfall-
häufigkeit beschreibende Nullmodell stellt den Ausgangspunkt dar.  

Im Verlauf werden alle zur Verfügung stehenden Variablen einzeln dem 
Modell zugeführt und auf ihren Erklärungsanteil geprüft. Voraussetzung für 
eine eventuelle Aufnahme in das Modell ist, dass die Variable einen signifi-
kanten Nutzen zur Erklärung der Modellgüte ¬ Prüfung auf Verringerung 
der Varianz mit Hilfe des Wald -Tests ¬ als auch einen signifikanten Ein-
fluss auf das Unfallgeschehen ¬ Prüfung der Modelleffekte mit Likelihood -
Ratio-Test ¬ besitzt. Die Variable mit dem höchsten Erklärungsanteil ist in 
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aller Regel in das Modell aufzunehmen (Vorwärtsselektion). In der daran 
anschließenden Wiederholung der Prozedur erfolgt eine erneute Prüfung der 
verbliebenen Variablen.  

Als Grenzkriteri um für eine mögliche Aufnahme ist das Signifikanzniveau 
heranzuziehen. Die Verwendung eines Ŭ <  0,05 stellt kein Dogma dar, wird 
aber allgemein als akzeptable Größenordnung angesehen. Aus der Intention 
eine Vielzahl mutmaßlicher Einflussgrößen zu identifizieren, wird ein Signi-
fikanzniveau von 10 % als akzeptabel betrachtet. Eine weitere Randbedin-
gung stellt die Vermeidung von Multikollinearität dar (siehe Anhang F.5).  

Die Aufnahme einer Variablen in  das Modell wird unabhängig von mögli-
chen Korrelationen nicht allein vom Erklärungsanteil und Signifikanz niveau 
bestimmt. Die endgültige Berücksichtigung erfolgt auf Basis fachlicher und 
pragmatischer Gesichtspunkte. Die Variablendarstellung beschreibender 
Merkmale im Modell beinhaltet in der Regel ver schiedene Typen:  

- Kontinuierlich/stetig (e ɓx): Merkmale mit einer hohen (metrischen) 
Anzahl an Ausprägungen (bspw. Kurvigkeit), die direkt Berücksichti-
gung finden, werden als kontinuierliche Variable bezeichnet. Aufgrund 
der funktionalen Gestalt des Modells, folgt aus einer zunehmenden 
Merkmalausprägung ceteris paribus ein Anstieg der abhängigen Vari-
ablen. 

- Kategorial (eɓ): Merkmale mit einer begrenzten ¬ häufig dichotomen ¬ 
Anzahl an Ausprägungen. Der Regressionskoeffizient gibt direkt Aus-
kunft über die Wirkung der Variable. Für den Nachweis einer unter-
schiedlichen Wirkung der Kategorien untereinander, können Variablen 
mit mehr als zwei Kategorien nur dann Berück sichtigung finden, wenn 
sich alle Koeffizienten signifikant zueinander (Ŭ Ò 0,1) unterscheiden 
(paarweise Kontraste).  

Die Umwandlung von stetigen in kategoriale Variable ist prinzipiell zuläs-
sig, wenn das betrachtete Merkmal nur in einer geringen Anzahl an Aus-
prägungen vorliegt oder eine bessere Modellerklärung erzielt wird und sach-
logische Überlegungen zugrunde liegen (TAYLOR et al. 2002). Die Darstel-
lung von Variablen aus einer Kombination von konti nuierlichen und kate-
gorialen Eigenschaften ¬ bspw. Festlegung eines fixen Zuschlags bei Über-
schreitung eines Grenzwertes ¬ ist auf Basis sachlogischer Annahmen mög-
lich. 

Die Gesetzmäßigkeit der Verteilung des Unfallgeschehens, legt die Anwen-
dung von Regressionsmodellen auf Basis der Poisson-Verteilung nahe, wel-
che aber Einschränkungen unterliegt. Häufig reichen die identifiziert en Va-
riablen nicht aus, um den vollständigen Anteil an systematischer Varianz 
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zu erklären. Dies hat eine ungenügende Koeffizientenschätzung zur Folge. 
In diesem Fall spricht man von Überzufälligkeit (overdispersion) des Mo-
dells, für die Gründe, wie fehlende, fehlerhafte Variable oder eine ungeeig-
nete Modellbildung in Frage kommen (MIAOU/LUM  1993, MAHER/SUM -
MERSGILL  1996): 

Da die Poisson-Verteilung sinnbildlich die Auftretenshäufigkeit von Unfäl-
len an einer Stelle über die Zeit beschreibt, fehlt ihr eine Ab bildung der Dif-
ferenzen mehrerer Stellen untereinander, welcher über die Einflussvariablen 
erklärt werden soll. Diese wird allgemein am ehesten durch eine 
Gammaverteilung repräsentiert. Die Möglichkeit einer verbesserten Para-
meterschätzung bietet die Verwendung der negativen Binomial -Verteilung 
(negBin-Modelle) (MIAOU/LUM  1993, MAHER/SUMMERS GILL  1996). 
Gegenüber der Poisson-Verteilung werden bei dieser ebenfalls diskreten 
Verteilung zwei Parameter ¬ Mittelwert und Streu parameter ¬ beschrieben. 
Durch die Abbildung der verbleibenden Varianz mit einem eigenen Para-
meter werden die verbliebenen Regressionskoeffizienten um diesen Anteil 
bereinigt. 

Modellprüfung  

Die Realität wird durch die Modelle nur annähernd beschrieben. Für er-
stellte Modelle ist zu klär en, ob die Anpassung an die Stichprobe korrekt ist 
und ob die erhaltenen Ergebnisse über die Stichprobe hinaus verallgemei-
nert werden können. 

Kleine Stichprobengrößen im Zusammenspiel mit geringen Erwartungswer-
ten führen mit unter zur deutlichen Beeinflussung der Regressions-
koeffizienten und Signifikanzen im Modell (LORD 2006). Zum einen gewin-
nen seltene zufällige Ereignisse unverhältnismäßig an Bedeutung, zum an-
deren wird die Wirkung als solche überschätzt. AGRAWAL / LORD (2006), 
die den allgemeinen Stichprobenumfang als abhängig von der Größe des 
Erwartungswertes ansehen, erklären einen Beobachtungsumfang von 
n =  100 als notwendig. Einen Stichprobenumfang von n =  80 sieht GREI-
BE (2003) als Grenze an. 

Für ein gesättigtes Modell gilt, dass die systematische Varianz vollständig 
erklärt und ledig lich die stochastische Varianz übrig bleibt. Im Idealzustand 
wird das gleiche Unfallgeschehen wie in der Empirie ermittelt. Verbleibende 
Abweichungen sind auf rein zufällige Streuung zurückzuführen. Modelle mit 
geringem Kollektivumfang neigen auch bei geringer Variablenanzahl zu ei-
nem hohen Grad der systematischen Varianzerklärung. 
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Für die Güteprüfung des Einzelmodells und dem Vergleich von Modellen 
können das Pearson-ʔ2

 für Poisson-Modelle als auch das Akaike-
Informations-Kriterium (AIC) heran gezogen werden. Das Pearson- ʔ2 um-
schreibt die Anpassungsgüte des Modells an die zugrunde gelegte Vertei-
lungsfunktion. Die Anpassungsgüte entspricht dabei der Approximation des 
Modells an die Empirie. Etwaige Abweichungen (defiance) werden als ʔ2

 

verteilt angenommen. Für ein vollständiges Modell entspricht die Anzahl 
der Freiheitsgrade ¬ Anzahl der betrachteten Fälle abzüglich der Anzahl 
verwendeter Parameter ¬ dem Mittelwert der  ʔ2 Verteilung. So gilt, dass 
das Unfallgeschehen nur noch auf die stochastische Komponente der Pois-
son-Verteilung zurückzuführen ist, wenn der Quotient aus ʔ2 und Anzahl 
der Freiheitsgrade eine Größenordnung von eins aufweist. Werte größer eins 
entsprechen einer Übererklärung, Werte kleiner eins einer Untererklärung 
(underdispersion). 

Das AIC eignet sich, um den modellbezogenen Nutzen aufgenommener Va-
riablen sowie die Modelle untereinander zu prüfen. Vereinfachend gilt, je 
niedriger der AIC, desto besser ist das Modell, wobei nicht der absolute 
Wert des AIC, sondern die Differenz zwischen zwei Kandidaten maßgebend 
ist (BURNHAM / ANDERSON 2002). Für Modelle mit einem Quotienten 
aus Fallanzahl und verwendeter Parameter kleiner 40 wird der Rückgriff  
auf die korrigierte Prüfgröße AIC C empfohlen.  

Bei der Verwendung von GLM ist es möglich, auch nichtlineare Zusam-
menhänge zwischen verschiedenen Einflussgrößen zu berücksichtigen. Linea-
re Regressionen ermöglichen die Modellkontrolle anhand verschiedener Be-
dingungen, setzen aber lineare Zusammenhänge zwischen den Variablen vo-
raus. Für GLM erfolgt daher die Transformation der Residuen, die u. a. 
eine Abbildung von Wahrscheinlichkeitsplot und standardisierten Pearson-
Residuen ermöglicht (TABACHNIK / FIDELL 2000). Die Resi duen eines 
Modells sollen dabei verschiedenen Bedingungen genügen.  

Abweichungen zwischen modelliertem und beobachtetem Unfallgeschehen 
lassen sich für die verwendeten Variablen in Residuenplots darstellen. Ho-
moskedastizität und Linearität sind zwei Prüfk riterien für diese Art der 
Aufbereitung. Homoskedastizität beschreibt den Anspruch einer unsystema-
tischen Verteilung der standardisierten Residuen um den Mittel wert Null 
über die betrachtete Variable. Eine Linearitätsverletzung liegt vor, wenn 
aus der Verteilung der Residuen eine strukturelle oder systematische Ab-
weichung erkennbar wird. 

Die Abbildung der kumulierten Residuen über eine Modellvariable (Cure-
Plot) entspricht einer weiteren Modell kontrolle. Für eine unsystematische 
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Abweichung der Residuen steht eine Oszillation der Kurve nahe dem Wert 
Null, während ein deutlicher Anstieg oder Fall auf systematische Über-  
oder Unterschätzung in Abhängigkeit der betrachteten Variable zurückzu-
führen ist. HAUER/BAMFO  (1997) legen für den Kurvenverlauf einen 
Vertrauensbereich von ± 2 ů* vor, dessen Überschreitung über längere Ab-
schnitte ein Indiz für eine nicht genügende Modellanpassung steht. Für die-
sen Fall legen HAUER/BAMFO  (1997) eine erneute Modellentwicklung 
und Prüfung nahe. 

Bei annähernder Normalverteilung der standardisierten Abweichungsresidu-
en entspricht deren Darstellung im Wahrscheinlichkeitsplot (Q -Q-
Diagramm) einer Geraden entlang der Diagonalen. Systematische Abwei-
chungen sind ein Hinweis auf eine Verletzung der Annahme einer Normal-
verteilung. Für  eine gute Modellanpassung spricht, wenn ca. 95 % der Fälle 
mit einer Größenordnung von maximal ± 1,96 um den Mittelwert streuen. 
Der Plot erlaubt die Ident ifikation von Ausreißern.  

Häufig zeichnen einzelne Fälle für Abweichungen und Auffälligkeiten in den 
Residuenplots Verantwortung. Mit Cook -Distanz und Hebelwert ist deren 
Identifikation zum weiteren Umgang möglich (siehe Anhang F.4). 

3.3 Datengrundlage 

3.3.1 Streckenauswahl 

Der Untersuchung liegt das Streckenkollektiv dbpăClop`erkdpmolgbhqpă~?b*
tboqrkdpjlabiiăcāoăafbăSbohbeoppf`eboebfqăslkăI^kapqo^åbk©ă%J>FBOăbqă^i+ă
2013) zugrunde. Das Kollektiv untergliedert sich in Anlehnung an die Stra-
ßenquerschnitte nach den RAL (FGSV 2012) in Bewertungsfälle, denen die 
Bestandsstrecken nach RAS-Q 82 und RAS-Q 96 zugeordnet sind. Der je-
weilige Streckenumfang orientiert sich an der Verbreitung der Querschnitte 
im Netz ( Tabelle 3-1). Die Auswahl der Strecken berücksichtigt den 
Wunsch, ein möglichst heterogenes Bild verschiedener Charakteristika zu 
erzeugen. Daher fanden 1.744 Netzknotenabschnitte aus sechs Bundes-
ländern, die sich teilweise deutlich im Terraintyp unterscheiden, Berück-
sichtigung. Es handelt sich um Strecken des klassifizierten Straßennetzes, 
überwiegend der Kategorie Bundes- und Landes-/Staatsstraßen. Für Kreis -
straßen liegen i. d. R. nur dann Daten in den Straßeninformationsbanken 
(SIB) der Länder vor, wenn sie unter Verwaltung der Straßen baubehörden 
stehen. Einen Ausschluss erfuhren Streckenabschnitte mit erkennbaren oder 
bekannten Baumaßnahmen. 



68 Methodik  
 

Tabelle 3-1: Verteilung der Abschnitte nach Querschnitt (links) und Bundesland (rechts)  

Aufteilung in Anlehnung an die RAL   Aufteilu ng nach Bundesländern 

Querschnitt**  Abschnitte  
Länge* 

[km] 
Bundesland Abschnitte  

Länge* 
[km] 

RQ 21 -ähnlich 99 136 BB 236 606 

RQ 15,5 -ähnlich 42 63 BW 291 422 

RQ 11,5+ -ähnlich 39 59 BY 233 424 

RQ 11 -ähnlich 1.091 2.021 RP 378 648 

RQ 9 -ähnlich 473 936 SN 287 522 

Summe 1.744 3.215 ST 319 593 

*) Länge abzüglich Knotenbereiche und Ortschaften (Ortsdurchfahrten)  

**) die Zuordnung erfolgt anhand der später beschriebenen Kategorisierung 

3.3.2 Allgemein Datenquellen 

Die SIB bilden die Grundlage für ei ne einheitliche Bewertung und Doku-
mentation von Bestandsprojekten und enthalten wesentliche Informationen 
zur Gestalt und Struktur der klassifizierten Straßennetze. Sie werden konti-
nuierlich fortgeschrieben. In der vorliegenden Untersuchung beinhalten die-
se den Datenstand vom Frühjahr 2010. Die im Netzknotensystem aufberei-
teten Datenbanken liefern je nach Interessenlage umfangreiche Informa-
tionen zu einzelnen Netzabschnitten. LIPPOLD et al. (2004) weisen jedoch 
auf die variierende Datenqualität in den B undesländern hin. Um für alle 
Strecken einen einheitlichen Datengrundstock zu gewährleisten, erfolgte ne-
ben dem Zugriff auf die SIB die Befahrung sämtlicher Streckenabschnitte 
jfqă abjă Jbppc^eowbrdă RKLă abpă Ibeopqreipă ~Dbpq^iqrkdă slkă Pqo^åbk-
verkehrsanlagek©ăaboăQRăDresden. Die so gewonnenen Daten stehen in dem 
zur Auswertung entwickelten Programm RoadView zur Verfügung und er -
lauben eine detaillierte Aufnahme der Elemente des Seitenraums sowie die 
Ableitung der Querschnittselemente auf Basis von Lagedaten (Anhang C). 
Damit liegen auch Informationen zu Merkmalen vor, die nicht in den SIB 
verankert sind. 

3.3.3 Merkmale aus Datenbanken 

Quer- und Längsneigung 

Informationen zur Quer - und Längsneigung sind in den SIB enthalten. Fer-
ner liegt die Angabe zur Querneigung aus der Zustandserfassung und -be-
wertung (ZEB) der Länder in einer Schrittweite von 25  m vor. Bei fehlen-
den Bereichen wird auf eine Auswertung dieser Abschnitte verzichtet. Die 
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Überprüfung des von den RAL (FGSV 2012) zur Vermeidung entwässe-
rungsschwacher Zonen (ESZ) vorgesehenen Kriteriums ist aufgrund fehlen-
der Informationen zu den Verwindungsbereichen nicht möglich. Für eine 
Ermittlung des möglichen Einflusses von ESZ wird daher das Prüfkriterium 
der RAS-Ew (FGSV 2005B) mit der Forderung einer Schrägneigung von 
p Ó 0,5 % angesetzt. Weiterhin Berücksichtigung finden Bereiche mit Null-
durchgängen der Querneigung sowie Abschnitte, die eine Überschreitung 
der maximalen Höchstlängsneigung ¬ in Abhängigkeit der EKL ¬ nach den 
RAL (FGSV 2012) enthalten.  

ὴ ί ή Gl. 3 

p 

s 

q 

Schrägneigung [%] 

Längsneigung [%] 

Querneigung [%] 

 

Hügeligkeit 

Außer der Angabe von Höhenpunkten existieren in den SIB keine Informa-
tionen zu den Elementfolgen des Höhenplans. Um neben der Angabe zur 
Überschreitung der maximalen Höchstlängsneigung den mutmaßlichen Ein-
fluss des Höhenprofils überprüfen zu können, ist die Einführung einer weite-
ren Variablen erforderlich. Eine Darstellung über die mittlere Längsneigung 
zwischen Start- und Zielpunkt eines Streckenabschnitts ist ungeeignet, da 
Längsneigungsunterschiede innerhalb des Streckenabschnitts nivelliert wer-
den (BAKABA 2002). Um diese zu charakterisieren, ist die Hügeligkeit ¬ 
Q>VILOăbqă^i+ă%/--/&ăsbotbkabqăabkă?bdofccăaboă~Efiifkbpp©)ăwrăā_bopbqwbkă
als Hügeligkeit bzw. Welligkeit ¬, als der Betrag der mittleren, auf einem 
Streckenabschnitt vorzufindenden, Längsneigung unabhängig der Fahrt-
richtung definiert ( Gl. 4). 
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si 

L i 

LAbschnitt  

Hügeligkeit [%] 

Längsneigung Abschnitt i [%] 

Länge Teilabschnitt i [km]  

Länge Gesamtabschnitt [km] 

 

Defizite des Höhenplans 

Die Trassierungselemente des Höhenplans sind aus den zur Verfügung ste-
henden Daten nicht eindeutig reproduzierbar. Auf eine Bewertung von 
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Raumelementfolgen wird verzichtet. Neben Defiziten, die aus fehlerhaften 
Elementfolgen resultieren, sind Einschränkungen in der Sicht auch auf Ein-
flüsse des Seitenraums ¬ fahrbahnnahe Vegetation, aufsteigende Böschun-
gen u. ä. ¬ zurückzuführen. Diese Einflüsse sind nur sehr eingeschränkt dar-
stellbar. Um dennoch Aussagen zum  Einfluss der Trassierung im Höhen-
plan auf die Verkehrssicherheit treffen zu können, erfolgt eine Bewertung 
aboă Eûebkmrkhqa^qbk+ă Afbp_bwādif`eă tboabkă afbă Jbohj^ibă ~Hofqfp`ebă
Pf`eqp`e^qqbk_bobf`ebă %HP?&©ă rkaă ~Rkqbop`eobfqrkdă aboă E^iqbpf`eqtbfqbă
%EPT&©ăboc^ppq+ăHP?ăpfkaăfjăPf`eqp`e^qqbk_^kaăa^o^kăwrăbohbkkbk)ăa^ppă
auf der vorausliegenden Fahrbahn (Länge L =  600 m) über mindestens 
75 m eine Sichtschattentiefe von mehr als 0,75 m auftritt (FGSV 2012). 
Während die Bereiche mit KSB als Anteil an der Streckenlänge erfasst 
werden, erfolgt die Erfassung des Merkmals HSW über die Dichte. Eine 
Unterschreitung der HSW tritt auf, wenn ein Sichtschatten bereich inner-
halb der Haltesichtweite vorliegt. Die nach Geschwindigkeit und Längsnei-
gung unterschiedenen Grenzwerte der Haltesichtweite orientieren sich an 
den RAL (FGSV 2012).  Auf Basis eines entwickelten Tools erfolgt die Er-
fassung beider zur Beschreibung des Höhenplans dienenden Merkmale au-
tomatisiert für beide Fahrt richtungen 

Kurvigkeit  

Der Richtungsänderungswinkel ɾ beschreibt die Kurvigkeit eines Lageplan-
elements im Verhältnis zu seiner Länge. Aus der Summe der Richtungsän-
derung aller Elemente eines Abschnitts, dividiert mit dessen Gesamtlänge, 
resultiert die Kurvigkeit des betrachteten Abschnitts. Die kumulierte R ich-
tungsänderung und die Kurvigkeit werden aus der Nachtrassierung der La-
geplanelemente ermittelt. 

ὑὟ
В‎
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KU  

ɔi 

LAbschnitt  

Kurvigkeit [gon/km]  

Richtungsänderung des Elements i [gon] 

Länge Gesamtabschnitt [km] 

 

Kreisstrukturdaten  

Neben Daten zur baulichen Gestaltung und dem unmittelbaren Umfeld der 
Strecke finden auch abstrahierte Aussagen über die weitere Siedlungsstruk-
tur Berücksichtigung, die auf den Ordnungskriterien für Landkreise v on 
MÄDER/PÖPPEL -DECKER (2001) beruhen. In Abhängigkeit von der 
Bevölkerungsdichte im Jahr 2007 erfolgt die Einteilung der Landkreise in 
fünf verschiedene Kreisstrukturtypen (KST) von B bis F mit einer analog 
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abnehmenden Siedlungsdichte (Tabelle 3-2). Landkreise im Stadt verband, 
welche den Typ A zuzuordnen wären, sind nicht im Kollektiv enthalten. 
Der Einfluss dieses Kriteriums ist eher bei niedrigen Entwurfsklassen zu 
vermuten. 

Tabelle 3-2:  Kriterien für Zuordnung der Landkreise zu Kreisstrukturtypen KST nach MÄ-
DER/PÖPPEL -DECKER (2001)  

KST Einwohner/km 2 Randbedingung 

B Ó 500 Einwohnerzahl Ó 100.000 

C 
Ó 500 Einwohnerzahl < 100.000 

Ó 300 - 

D Ó 150 - 

E Ó 100 - 

F < 100 - 

 

DTV  

Die verwendeten Verkehrsstärkedaten (DTV) entstammen den Erhebungen 
des Jahres 2005 und stellen somit einen direkten Bezug zum Untersu-
chungszeitraum des Unfallgeschehens dar. Nach PELTOLA (2009) ist die 
Güte dieser Einflussgröße aufgrund ihres hohen Erklärungsanteils prägend 
für die Qualität fahr leistungsbezogener Ergebnisse. KATHMANN et al. 
(2009) beschreiben die Erhebungsmethodik und Einschränkung der Stra-
ßenverkehrszählung 2005. Folgende Einschränkungen liegen in der Daten-
qualität vor:  

- Die Ermittlung des DTV gründet auf der Hochrechnung mehrerer 
Kurzzeitzählungen an durchschnittlichen repräsentativen Tagen. Der 
Detaillierungsgrad der Hochrechnung ist dabei auf die Kreisebene ¬ be-
schrieben durch Flächenregionen basierend auf fünf Kennziffern ¬ und 
weitere zeitliche Faktoren beschränkt. Innerhalb eines Kreises werden 
Unterschiede im Verkehrsaufkommen nicht mehr berücksichtigt. 

- Die Verkehrserhebungen liegen für Zählabschnitte vor, welche sich aus 
mehreren Streckenabschnitten mit gleichbleibender Charakteristik und 
Verkehrsstärke zusammensetzen. Abweichungen auf einzelnen Ab-
schnitten werden gemittelt.  

- Trotz enger Grenzen bei der Datenplausibilisierung wird eine Vielzahl 
kritischer Werte pauschal bestätigt.  

- Je niedriger die Klassifizierung einer Strecke ist, desto niedriger ist der 
Abdeckungsgrad. Im Kreisstraßennetz liegt dieser in der Regel bei 
20 %. 
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3.3.4 Informationen aus der Streckenbefahrung 

Die Vorteile der Zustands- und Ausstattungserfassung sowie deren Bewer-
tung durch Videobefahrungen wurden bereits in LIPPOLD/MATTHESS 
(1992) erläutert. Sie erfahren eine wachsende Bedeutung. Grundlage für die 
Lokalisierung von Merkmalen in der eigenen Untersuchung liefern die Bild-
daten des Messfahrzeugs in einer 10 m Schrittweite mit Station sbezug. Die 
nachträgliche Identifikation und Lokalisierung erfolgte manuell durch ge-
schultes Personal, dem ein Aufnahmekatalog als Richtlinie zur Verfügung 
stand. Es wird anhand der räumlichen Ent wicklung in linienhafte und 
punktuelle Merkmale unterschieden (Tabelle 3-3). 

Linienhafte Merkmale treten über größere Entfernungen in Erscheinung. 
Als untere Grenze wird eine Länge von L Ó 100 m definiert. Dementspre-
chend erfolgt die Erfassung über einen auf die Streckenlänge bezogenen An-
teilswert A M. Die Wirkung linienhafter Merkmale auf die Verkehrssicherheit 
kann sowohl auf eine Fahrtrichtung beschränkt sein ¬ bspw. einseitige Be-
schränkung Vzul ¬ oder richtungsunabhängig in Erscheinung treten ¬ bspw. 
fehlende Mittelmarkierung. Daraus resultiert, dass die betrachtete Strecken-
länge für fahrtrichtungs bezogene Merkmale doppelt, für richtungsunabhän-
gige Merkmale nur einfach, zu berücksichtigen ist. Dementsprechend erfolgt 
die Berechnung von AM (Gl. 6 und Gl. 7). 

ὃ
Вὒ

ςz ὒ
 Gl. 6 

AM2 

 

LM 

LAbschnitt  

Anteil linienhaftes Merkmal mit richtungsabhängiger  

Ausprägung [-] 

Länge Merkmal [km] 

Länge Gesamtabschnitt [km] 

 

ὃ
Вὒ

ὒ
 Gl. 7 

AM1 

 

LM 

LAbschnitt  

Anteil linienhaftes Merkmal mit richtungsunabhängiger  

Ausprägung [-] 

Länge Merkmal [km] 

Länge Gesamtabschnitt [km] 

 

Punktuelle Merkmale entsprechen Elementen mit einer Länge kleiner 
100 m. Da für den überwiegenden Teil dieser Merkmale eine querschnitts-
übergreifende Wirkung auf die Verkehrssicherheit unterstellt werden kann ¬ 
bspw. Anschlussknoten ¬, erfolgt die Erhebung richtungsunabhängig über 
die Häufigkeit je Kilometer.  
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Die Aufstellung der mit RoadView erfassten Merkmale enthält Tabelle 3-3. 
Weitere Informationen sind auch Anhang G zu entnehmen. Folgende 
Randbedingungen bestehen: 

- Afbă >rck^ejbă abpă Jbohj^ipă ~m^ppfsbă C^eozeug-Rückhaltesysteme 
%MPB&©ăboclidqăcāoă?bobf`eb)ăcāoăafbăbfkbăTfohrkdăwrăbot^oqbkăfpq+ăCāoă
eine bessere Analyse der PSE erfolgt eine Differenzierung der Ab-
schnitte nach der rückwärtigen Ausstattung des fahrbahnnahen Um-
felds.  

- Soweit nicht anders gekennzeichnet, gilt nach Verlassen der Ortsdurch-
fahrt eine V zul von 100 km/h. Gelten Restriktionen der V zul nur für be-
stimmte Verkehrsteilnehmerarten oder Randbedingungen, die in der 
Regel auf einen Bruchteil des jährlichen Verkehrsvolumens beschränkt 
sind ¬ bspw. Beschränkung Vzul in den Nachtstunden ¬, bleiben diese 
in der Aufnahme unberücksichtigt. Der Wirkungsbereich des Z 103 und 
Z 105 StVO wird anhand des Streckenverlaufs festgelegt. 

- RkqboăabjăJbohj^iă~>kp`eirpphklqbkmrkhq©ăpfkaă^iibăHklqbkmrkhqbă
ohne bauliche Veränderung der Fahrbahn und/oder Beschränkung der 
Vzul, ferner alle sonstigen Einfahrten (Grundstückszufahrten, bedeut-
same Wegeanschlüsse etc.), zusammengefasst (TAYLOR et al. 2002).  

- Auf Grundlage der Erkenntnisse von MEEWES (2001) und HEGE-
WALD/WE BER (2008) erfolgt eine Kategorisierung des Merkmals 
Baum in fahrbahnnah und -fern. Eine Differenzierung zwischen Wald 
und Allee erfolgt nicht. Da der Übergang zwischen Allee und Einzel-
baum nicht anhand eines Wertes zu fixieren ist und die festgelegte 
Eint eilung für Alleen nach MEEWES (2005) als zu feingliedrig angese-
hen wird, gilt der Grenzwert für linienhafte Merkmale. Ein Baumbe-
satz mit Abständen größer ca. 100 m wird daher über punktuelle Ge-
fahrenstellen (Einzelbaum) erfasst. 

- Die räumliche und allgemeine Festlegung von Gefahrenstellen mit 
punktuellem und linienhaftem Bezug ist z. T. durch eine subjektive 
Bewertung der Bilddaten begründet. Punktuelle Gefahrenstellen sind 
hierbei durch fahrbahnnahe, auf dem Bankett befindliche Objekte defi-
niert, unabhängig einer vorhandenen PSE, die eine Gefährdung der 
Fahrzeuginsassen nach RPS (FGSV 2009) darstellen. Böschungen und 
Mauerwerke/Naturwände gelten als linienhafte Gefahrenstellen, wenn 
diese sich unmittelbar an den Fahrbahnrand anschließen, wobei erstere 
einen augenscheinlichen Höhenunterschied von mehr als 3 m aufweisen. 
Auch kurzzeitige Verengungen des Querschnitts stellen ebenso wie 
Bahnübergänge punktuelle Gefahrenstellen dar. 
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Tabelle 3-3: Klassifizierung aus Bilddatenbanken aufgenommener Merkmale 

Auftreten 
des 
Merkmals 

Allgemeine 
Kategorie 

Bezeichnung Erläuterung 
Getrennte 
Aufnahme 
Fahrtrichtung  

L
in

ie
n

h
a

ft
 

Verkehrszeichen 

(nach StVO) 

Z 101 Gefahrenstelle (L > 100  m nach Zusatzzeichen) ja 

Z 103 Kurve (Länge nach Streckenverlauf) ja 

Z 105 Doppelkurve (Länge nach Streckenverlauf) ja 

Z 274 zulässige Höchstgeschwindigkeit (Länge bis  

Widerruf oder Änderung)  

ja 

Z 276 Überholverbot (Länge bis Widerruf oder  

Änderung) 

ja 

Z 331 Kraf tfahrstraße (Länge bis Widerruf)  ja 

Z 625 Richtungstafel (Länge nach Streckenverlauf) ja 

Markierung Fahrbahnmitte  

(MM)  

- 0 = keine Markierung vorhanden  

- 1 = Leitlinie (Z 340 StVO)  

- 2 = Fahrstreifenbegrenzung (Z 295 StVO) 

- 3 =  einseitiges Überholverbot (Z 296 StVO)  

nein 

Fahrbahnrand 

(RM)  

- 0 = Markierung fehlt beidseitig  

- 1 = Markierung fehlt einseitig  

- 2 = Markierung beidseitig vorhanden  

nein 

Passive Fahrzeug- 

Rückhaltesysteme 

PSE - 1 = keine ersichtlichen Hindernisse hinter PSE 

- 2 = Baumrei he auf Bankett hinter PSE  

- 3 = Andere Hindernisse auf Bankett hinter PSE  

- 4 = Hindernisse hinter PSE aber hinter Bankett  

ja 

Umfeld Baumreihe - 3 = unmittelbar auf Bankett ohne PSE  

- 5 = nach Böschungsmulde ohne PSE 

ja 

Linienhafte 

Gefahrenstelle 

(ohne PSE) 

- Böschung (augenscheinlicher  

  Höhenunterschied von mehr als 3 m) 

- Mauer unmittelbar am Fahrbahnrand ohne PSE 

ja 

Radweg parallel zur Straße verlaufend nein 

P
u

n
kt

u
e

ll
 

Verkehrszeichen 

(nach StVO) 

Z 101 Gefahrenstelle   

Z 120/121 kurzzeitige Fahrbahnverengung 

Z 208/308 fahrtrichtungsbezogene Vorrangregelung 

Knotenpunkte Anschluss-

knotenpunkt 

- E = Einmündung ohne vorfahrtregelnde Zeichen 

- Kr = Kreuzung ohne vorfahrtregelnde Zeichen 

- E_VZ = Einmündung mit vorfahrtregelnden  

  Zeichen 

- Kr_VZ = Kreuzung mit vorfahrtregelnden  

  Zeichen 

Umfeld Punktuelle 

Gefahrenstelle 

(ohne PSE) 

- Einzelbaum auf Bankett  

- Haus in unmittelbarer Fahrbahnnähe 

- Mast auf Bankett  

- Brückenwiderlager auf Bankett 

Abbildung 3-2 enthält beispielhaft die Vorgehensweise für die Aufnahme 
von verschiedenen Merkmalen einer Strecke. Der untere Teil  beinhaltet die 
Aufnahme von linienhaften, der obere Teil die Aufnahme punktueller 
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Merkmale. Eine Überlagerung mehrerer das Umfeld beschreibender linien-
hafter Merkmale je Fahrtrichtung ist nicht möglich.  

Hinsichtlich der Übergänge zu Knotenpunkten werden die in Tabelle 3-4 
enthaltenen zufahrtsbezogenen Merkmale erfasst. Die Auswertung der Be-
fahrungsdaten dient weiterhin zur Klassifizierung der Querschnitte in Kapi-
tel 3.3.5. 

 
Abbildung 3-2: Beispiel Aufnahme der Merkmale des Streckenumfelds mit RoadView 

Tabelle 3-4: Klassifizierung der Merkmale für Zufahrten an Knotenpunkten  

Allg. Kategorie  Bezeichnung Erläuterung 

Verkehrsregelung  
der Zufahrt  

LSA Knotenpunktregelung durch Lichtsignalanlage 

Z 205/206 Knotenpunktregelung durch Verkehrszeichen; Zufahrt war-

tepflichtig  

Z 306 Knotenpunktregelung durch Verkehrszeichen; Zufahrt be-

vorrechtigt  

Kreisverkehr Knotenpunktgrundform entspricht Kreisverkehr  

Ein-/Ausfahrten  Anschluss der weiteren Strecke erfolgt über Ein - und Aus-

fahrtbereiche 

Art der Zufahrt am 

Knoten 

E  
 

Plangleicher dreiarmiger Knotenpunkt; betrachtete Zufahrt 

mündet ein 

ER 
 

Plangleicher dreiarmiger Knotenpunkt; Einmündende Zu-

fahrt aus betrachteter Zufahrt auf der rechten Seite  

EL 
 

Plangleicher dreiarmiger Knotenpunkt; Einmündende Zu-

fahrt aus betrachteter Zufahrt auf der rechten Seite  

K  
 

Plangleicher vierarmiger Knotenpunkt  

Bauliche Verände-

rung der Zufahrt  

BV  Vorhandensein einer baulichen Veränderung in der Zufahrt  

Beschränkung Vzul VZUL  Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit, die mit 

dem anschließenden Knotenpunkt in Zusammenhang steht 
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Die mit den aufgezeichneten Koordinaten des Messfahrzeuges und mit Hilfe 
des CAD-Programms CARD erfolgte nachträgliche Trassierung der Lage-
planelemente bildet eine einheitliche Datengrundlage für eine Bewertung 
der Strecken (MAIER et al. 2013). Diese Vorgehensweise gründet sich auf 
die Tatsache, dass für Bundes- und Landesstraßen häufig umfassende In-
formationen in den SIB vorliegen, während sich die Qualität und Quantität 
der Daten im Bereich der Kreis- und Kommunalstraßen deutlich verringert. 
Darüber hinaus verweisen LERCH et al. (2012) auf vereinzelte nicht konsis-
tente Angaben zu Länge und Radius von Kreisbogenelementen in den SIB.  

3.3.5 Festlegung und Zuordnung Bewertungsfälle nach  
Querschnitt  

Die Unterschiede in der Gestaltung der EKL, insbesondere in der Längs-
markierung, gewährleisten eine hohe Wiedererkennbarkeit. Die EKL gibt u. 
a. Auskunft über die Betriebs form, den Regelquerschnitt, die Elemente der 
Linienführung sowie Führungsformen in Knotenpunkten. Jeder EKL ist ein 
einbahniger Regelquerschnitt (RQ) zugeordnet. Damit liegt eine Standardi-
sierung vor. Es gilt, je niedriger die EKL, desto angepasster kann eine Lini-
enführung im Gelände erfolgen. Dementsprechend verändern sich die Min-
destwerte für die Entwurfselemente des Lage- und Höhenplans. Für einen 
hohen Anteil der Bestandsstrecken ist eine eindeutige Einordnung zu einer 
EKL aufgrund sich verändernder Randbedingungen nicht ohne weiteres 
möglich. Es ist zu klären, anhand welches Kriteriums die Klassifizierung der 
Bestandsstrecken erfolgen soll. Die mögliche Anpassung dieser Klassifizie-
rung mit dem System der EKL, in Anlehnung an den Entwurf des HVS 
(BARK et al. 2008), stellt  eine Randbedingung dar. 

Für Aussagen hinsichtlich der Gestaltung und Betriebsform einer Straße 
sowie der Vermeidung systematischer Fehler in der Modellierung sind die 
Kenntnisse zur EKL und somit einer geeigneten Kategorisierung der Stre-
cken von Belang. Aus den zur Verfügung stehenden Daten ist häufig nur 
ein indirekter Rückschluss auf die EKL möglich. Dies gilt insbesondere für 
eine Klassifizierung der in der baulichen Ausprägung des bisherigen Be-
stands sehr ähnlichen einbahnig zweistreifigen Streckenabschnitte. Die Er-
hebung dieser Information wäre lediglich durch eine Befragung der örtlichen 
zuständigen Behörden zu realisieren.  

Eine Klassifizierung des Kollektivs auf Basis des DTV ist nicht zielführend. 
Zwar geben sowohl die RAL (FGSV 2012) als auch die RAS-Q 96 (FGSV 
1996) Einsatzgrenzen der Querschnitte in Abhängigkeit vom Verkehrsauf-
kommen vor. Aber wie bereits diskutiert, unterliegt die Größe aufgrund der 
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Erhebungsmethodik einem erheblichen Spielraum. Ferner können zeitliche 
Veränderungen in der Netzstruktur dazu führen, dass das Verkehrsauf-
kommen nicht mehr den eigentlichen Rahmenbedingungen des Querschnitts 
entspricht. Eine Differenzierung anhand der Entwurfselemente der Linien-
führung ist ebenfalls nicht eindeutig . Zum einen ist aufgrund sehr bewegter 
Topografie für einige Streckenabschnitte eine Bestimmung der EKL anhand 
der Linienführung nicht möglich, zum andern würde diese Form der Be-
wertung dazu führen, dass, unabhängig vom Fehlen eines geeigneten 
Grenzwertes, Streckenabschnitte mit geri ngen Radien in aller Regel einer 
EKL mit sehr an gepasster Linienführung zugeordnet werden. 

Für die Untersuchung wird eine Klassifizierung der Streckenabschnitte an-
hand der Querschnittsgestaltung vorgenommen. Es gilt die Annahme, dass 
sich beim Bau oder Umbau einer Strecke die Wahl des Querschnitts ¬ ins-
besondere die Fahrstreifenbreite ¬ an der ursprünglichen Straßenkategorie 
mit dem dafür vorgesehenen Verkehrsaufkommen orientiert. Zur Bestim-
mung des Querschnitts ¬ maßgebend ist die befestigte Breite ¬ sind die Da-
ten der SIB nur eingeschränkt nutzbar. VIETEN et al. (2010) beschreibt, 
dass im Verlauf eines Abschnitts variierende Angaben zur Breite ¬ teilweise 
bedingt durch Anschlussknotenpunkte oder andere Merkmale ¬ vorliegen, 
die eine automatisierte Klassifizierung einschränken. Weiterhin liegt keine 
einheitliche Differenzierung der Fahrbahn nach den Elementen Fahr- und 
Randstreifen vor. Die Ermittlung der Fahrbahnbreite und weiterer Elemen-
te mittels Bildvermessung auf der Basis von RoadView-Daten erlaubt eine 
Vermeidung dieser Einschränkungen. Die Ergebnisse dienen zur Kategori-
sierung der Streckenabschnitte in Querschnitts( -gruppen) (Bewert-
ungsfälle). Für jeden Streckenabschnitt erfolgt aller 500 m, mindestens aber 
zweimal die Aufnahme der Querschnittsmerkmale. Dazu zählt die befestigte 
Breite einschließlich Markierungen zur Begrenzung von Fahrstreifen. Aus 
dem harmonischen Mittelwert aller Messungen eines Abschnitts ergibt sich 
der charakteristische Streckenquerschnitt. Anhang B enthält  eine detaillier-
te Beschreibung der Aufnahmekriterien. Die Einordnung der Bestandsstre-
cken zu den RQ in Anlehnung an die RAL (FGSV 2012) erfolgt nach der in 
BARK et al. (2008) beschriebenen Kategorisierung. Dabei gelten die in Ta-
belle 3-5 beschrieben Kriterien als Grenzen für eine Zuordnung. 

Mit der differenzierten Klassifizierung des Q 9 wird die Einordnung des Be-
standsquerschnitts e2 nach RAS-Q 82 (FGSV 1982) ¬ Fahrstreifenbreite 
von 3,0 m ohne Randstreifen ¬ zu dem Bewertungsfall RQ 9 ¬ in aller Regel 
Bestandsquerschnitte mit Fahrstreifenbreiten kleiner 3,0 m ¬ im Bewer-
tungssystem nach BARK et al. (2008) entsprechend berücksichtigt.  
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Tabelle 3-5: Bezeichnung und Abgrenzung der Querschnitte (Bewertungsfälle) 

Bezeichnung 
Bewertungsfälle 

Pendant 
RAL  

Abgrenzung 

Q 9 RQ 9 

- 
 
 

- 

Einbahnige (zweistreifige) Streckenabschnitte mit einer Fahrstreifen-
breite Ò 2,9 m bei vorhandenem Randstreifen (unabhängig des Vor-
handenseins einer markierten Leitlinie/Fahrstreifenbegrenzung) 

Einbahnige (zweistreifige) Streckenabschnitte mit einer Fahrbahn-
breite Ò 6,2 m bei fehlendem Randstreifen 

Q 11 

2 FS 

RQ 11 

- 

 

 

Einbahnig zweistreifige Streckenabschnitte mit einer Fahrstreifenbrei-
te >  2,9 m bei vorhandenem Randstreifen bzw. einer Fahrbahnbreite 
>  6,2 m bei fehlendem Randstreifen 

Q 11,5+ 

2FS 
RQ 
11,5+ 

- 

 

 

Einbahnig zweistreifige Streckenabschnitte mit einer Fahrstreifenbrei-
te >  2,9 m, wenn im betrachteten Netzknotenabschnitt ein separat 
einbahnig dreistreifiger Abschnitt mit Überholfahrstreifen vorliegt  

Q 11,5+ 

3FS 
3 FS 

- 

 

Einbahnig dreistreifige Streckenabschnitte mit einer Fahrstreifenbrei-
te >  2,9 m, wenn Überholfahrstreifen im Netzknotenabschnitt separat 
vorliegen 

Q 15,5 RQ 15,5 
- 

 

Einbahnig dreistreifige Streckenabschnitte mit durchgehender wech-
selseitiger Folge von Überholfahrstreifen im Netzknotenabschnitt 

Q 21 RQ 21 - Zweibahnig vierstreifige Streckenabschnitte ohne Seitenstreifen 

Die Mindestgrößen der Trassierungselemente unterscheiden sich für den 
Q 11,5+ unabhängig von der Anzahl der Fahrstreifen nicht. Weiterhin ist 
dieser Querschnitt im Bestand sehr selten vorzufinden. Strecken mit ab-
schnittsweisen Überholfahrstreifen treten im Kollektiv über wiegend an Stei-
gungsstrecken in topografisch bewegtem Gelände auf. Daher gilt dem 
Q 11,5+ 3FS in der Auswertung besonderes Augenmerk. Als Einschränkung 
der gewählten Vorgehensweise ist die mögliche inkorrekte Zuordnung eines 
Abschnitts zwischen den Gruppen Q 9 und Q 11 zu nennen. Dies gilt, wenn 
Streckenabschnitte einer Straßenkategorie in ihrer baulichen Ausprägung 
eine deutlich zu breite oder zu schmale Querschnittsgestaltung gegenüber 
der Regelbreite aufweisen. Dieser Aspekt wird jedoch als sehr seltenes Er-
eignis und eine daraus resultierende Abweichung als vernachlässigbar ange-
sehen. 

Die Aussagekraft separater Modelle für Q 11,5+ ist aufgrund des geringen 
Streckenumfangs als kritisch zu bewerten. Es erfolgt anhand der Fahrstrei-
fenanzahl die Aufteilung und Zuordnung der Abschnitte zu den Kollektiven 
Q 11 und Q 15,5, fortfolgend als Q 2FS bzw. Q 3FS bezeichnet. Dabei wird 
der Q 11,5+ ggf. als eigenständiger Querschnitt über eine kategoriale Vari-
able berücksichtigt. Für den Q  21 gelten die Fahrbahninnenseiten nicht als 
Seitenraum. 
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3.3.6 Bewertung Relationstrassierung 

FjăI^dbmi^kătfoaăafbăIfkfbkcāeorkdăaro`eăafbă>_clidbăaboăBibjbkqbă~Db*
rade ¬ Hobfp_ldbk©ăpltfbă~^rcbfk^kaboclidbkaboăHobfp_ûdbk©ă_bp`eofb_bk+ă
Durch den bekannten Zusammenhang zwischen einem erhöhten Unfall -
geschehen aufgrund hoher Geschwindigkeitsdifferenzen in Bereichen unste-
tiger Linien führung erfolgt die Bewertung der Abfolge von Lageplanelemen-
ten hinsichtlich der Einhaltung der Rela tionstrassierung (LIPPOLD  1997). 
Grundlage der Kategorisierung bilden die Verhältnisse aufeinanderfolgender 
Kreisbögen sowie zulässige Radien im Anschluss an Geraden nach den RAL 
(FGSV 2012). Um einen einheitlichen Bewertungsstandard zu gewährleis-
qbk)ătroabă^ipăJ^åpq^_ăfjjboăaboă~drqbă?bobf`e©ăwrdorkabădblegt. Ein De-
fizit ¬ Abweichung von der Relationstrassierung ¬ liegt vor, wenn das Ver-
eêiqkfpăaboăBibjbkqclidbkădbdbkā_boăabjă~drqbkă?bobf`e©ăbfkbă>_tbf`erkdă
von mehr als 20 "ă^rctbfpq+ăAfbpăbkqpmof`eqăf+ă>iid+ăabjăä_bod^kdăwrjă~wră
sbojbfabkabkă?bobf`e©ă%Abbildung 3-3). Somit liegt für jedes Einzelelement 
eine Bewertung in Abhängigkeit vom vorausgehenden Element vor. 

 
Abbildung 3-3:  Beispiel Grenzwert für Verhältni s aufeinanderfolgender Radien (Grundlage FGSV 2012) 

Die Anpassung der Linienführung wird in den EKL u. a. durch die Angabe 
von empfohlenen Radienbereichen erreicht. Die Größenordnung orientiert 
sich an der Planungsgeschwindigkeit. Dabei stellt die Unters chreitung des 
empfohlenen Radienbereichs gegenüber der Überschreitung das maßgeben-
dere Kriterium dar. Diesbezüglich wird die Unterschreitung des Mindestra-
dius von Kreisbögen nach den Vorgaben der RAL (FGSV 2012) bewertet 
(Tabelle 3-6). Es werden folgende Defizite bei der Abwicklung des Lage-
plans unterschieden: 



80 Methodik  
 

- Abweichung von der Relationstrassierung bei gleichzeitiger Unter-
schreitung des Mindestradius 

- Abweichung von der Relationstrassierung ohne Unterschreitung des 
Mindestradius 

- Unterschreitung des Mindestradius ohne Abweichung von der Relati-
onstrassierung 

Tabelle 3-6:  Mindestradius und Mindestlänge Kreisbogen nach RAL (FGSV 2012)  

Entwurfs- 
klasse 

Mindestradius 
R 

[m] 

Mindestlänge 
Kreisbogen 

[m] 

EKL 1  500 70 

EKL 2  400 60 

EKL 3  300 50 

EKL 4  200 40 

Mitunter liegen auf Basis der teilautomatisierten Nachtrassierung der Stre-
cken in CARD sehr kurze ¬ als nicht plausibel einzustufende ¬ Elementlän-
gen vor. Der mögliche Fehlereinfluss wird als unbedeutend angesehen, da 
zum einen nur Elemente mit einer Mindestlänge von L =  50 m bewertet 
wurden. Zum anderen ist die Häufigkeit möglicher Ausweichmanöver des 
Messfahrzeuges als sehr gering einzustufen. 

3.3.7 Unfallkollektiv  

Unfälle stellen seltene Ereignisse dar. Das Betrachten eines umfangreichen 
Zeithorizontes führt zu validen Aussagen. Mögliche kurzzeitlich deutliche 
Ausprägungen des Unfallgeschehens werden mit einem darauffolgenden 
Rückgang ¬ aboăBccbhqăabpă~obdobppflkăqlăqebăjb^k©ă¬ durch die Nivellie-
rung über den Betrachtungszeitraum leicht reduziert (HARWOOD et al. 
2000). Demgegenüber steht eine fortwährende Wandlung der Netzstruktur 
in Form eines sich verändernden Verkehrsaufkommens sowie dem Umbau 
und Neugestaltungen von Verkehrsanlagen, welche die Aussage zeitlich um-
fangreicher Auswertungen beschränkt. Mit Aus nahme von Untersuchungen 
zu Unfällen mit hohem Schweregrad entspricht bei der Anwendung von 
GLM die Bewertung des Unfallgeschehens über einen Zeitraum von fünf 
Jahren der Regel (ZEGEER et al. 1994, TAYLOR et al. 2002, HAYNES et 
al. 2007).  

Unfalldaten aus sechs Bundesländern liegen in unterschiedlich langen Zeit-
räumen und für verschiedene Unfallkategorien vor (Tabelle 3-7). In den 
Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg und Brandenburg wird auf die 
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statistische Erfassung der Unfallkategorie 5 durch die Polizei verzichtet 
bzw. erfolgt nur die Auf nahme anzeigepflichtiger Unfälle. Aus den drei ge-
nannten Bundesländern stehen daher nur die Unfallkategorien 1 bis 4 und 6 
zur Verfügung. Das bayerische Kollektiv der Unfall kategorie 4 beruht auf 
einer Transformation der sonst in Bayern gebräuchlichen Verwendung der 
Unfallkategorie 7, welche durch bayerische Behörden zur Verfügung gestellt 
wurde (OBERSTE BAUBEHÖRDE 2010).  

Tabelle 3-7:  Unfalldatenverfügbarkeit der verschiedenen Bundesländer  

 BB BW BY RP SN ST 

Zeitraum 
2005 - 
2009 

2005 - 
2009 

2005 ¬ 
2008 

2005 - 
2009 

2005 - 
2009 

2005 - 
2009 

Kategorien 
1 ¬ 4  
und 6 

1 ¬ 4  
und 6 

1 ¬ 4 (7) 1 - 6 1 - 6 1 - 6 

Anzahl U(P)  1.387 2.596 1.198 1.889 2.028 2.481 

Anzahl U(SS) 487 837 308 987 908 972 

Anzahl U(LS)  - - - 9.457 9.640 12.402 

Die programmseitige Verortung von Unfällen in elektronischen Unfallty-
penkarten erfolgt i. d. R. durch Polizei beamte auf Grundlage der Informati-
onen aus der Verkehrsunfallanzeige. Die georeferenzierte Lokalisierung ba-
siert auf der Angabe geodätischer Koordinaten, die eine stationsgebundene 
Zuordnung der Unfälle zu Netzknotenabschnitten nur indirekt zulassen. Um 
eine Zuordnung zu ermöglichen, werden die Unfälle in einem geografischen 
Informationssystem (GIS) eingelesen. Hüllkurven erlauben die allgemeine 
Zuweisung von Unfällen zu einem Streckenabschnitt. Eine Hüllkurvenbreite 
von B =  27,5 m umschließt mit Ausnahme seltener extremer Ausreißer ¬ 
diese bleiben in der Auswertung unberücksichtigt ¬ alle Unfälle. Die end-
gültige Projektion der Unfälle auf eine Station des Streckenabschnitts er-
folgt über die Berechnung eines Lotfußpunktes zwischen den Unfallkoordi-
naten und den Polygon der nächsten anliegenden Strecke, aus der sich ein 
Stationsbezug ableiten lässt.  

Eine Angabe zur Fahrtrichtung liegt bei dem überwiegenden Teil des Un-
fallgeschehens vor. Gerade für einbahnige Strecken ist aber festzustellen, 
dass diese Angabe häufig fehlerbehaftet ist. Für einen Teil des Unfallge-
schehens ist es aufgrund der Interaktionen zwischen den Beteiligten schwie-
rig, eine eindeutige Richtungszuordnung vorzunehmen. Um die Aussage-
kraft der Ergebnisse zu erhöhen, wird auf eine richtungsgetrennte Strecken-
bewertung verzichtet. 

Bei der Anwendung Verallgemeinerter Linearer Modelle stellt das Unfallge-
schehen die abhängige Variable dar. Dabei sollen die gewählten Strecken 
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hinsichtlich des Unfallgeschehens in ihrer Summe der Zusammensetzung 
nach verschiedenen Kenngrößen einem allgemeinen gesamtdeutschen Bild 
ähnlich sein. Aus dem Vergleich der Unfallschwere und Unfalltypen ¬ ohne 
Kategorie 5 ¬ des Kollektivs mit den gesamtdeutschen Werten (Außerorts 
ohne BAB) im gleichen Bezugszeitraum wird die Repräsentativität der Da-
ten deutlich. Von den betrachten Unfällen des gesamten betrachteten Net-
zes sind ca. 17 % knotenpunkt typische Unfälle. Ca. ein Viertel der Fälle ist 
der Unfallkategorie 1 oder 2 zuzuordnen, jedoch stellt der Unfall mit leich-
tem Personenschaden (Kategorie 3) die häufigste Unfallfolge dar. Der hohe 
Anteil der Unfälle mit Todesfolge (Kategorie 1) in Branden burg ist u. a. 
auf den überdurchschnittlichen Anteil an Strecken mit Alleebesatz zurück-
zuführen (Abbildung 3-4 links). 

 
Abbildung 3-4:  Verteilung der Unfallkategorien 1 bis 3 (links) sowie der Unfall typen (rechts) nach ein-

zelnen Bundesländern an Unfallkategorien 1 bis 4 (entspricht 100 %) im Vergleich mit 
den gesamtdeutschen Werten für Landstraßen im Zeitraum 2005 bis 2009 (DESTATIS 
2010) 

Die Verteilung der Unfalltypen weist zwischen den Bundesländern deutliche 
Unterschiede auf (Abbildung 3-4 rechts). Die Berücksichtigung eines um-
fangreichen Kollektivs kurvenreicher Strecken mit niedrigem Entwurfsstan-
dard begründet den hohen Anteil der Fahrunfälle in Rheinland -Pfalz und 
Sachsen. Am häufigsten tritt der Fahrunfall (Typ 1) auf. Unfälle im Längs-
verkehr und die Gruppe knotenpunkttypische Unfälle weisen im Mittel eine 
nahezu identische Größenordnung auf. Die Differenzen zwischen den Bun-
desländern sind auf Unterschiede in der Streckencharakteristik und Sied-
lungsstruktur zurückzuführen.  

Die Verunglücktenstruktur bestimmt maßgebend die volkswirtschaftliche 
Bewertung von Unfällen. Sie gibt Auskunft über die mittlere Unfallschwere 
und mögliche systematische Abweichungen (Tabelle 3-8). Wegen der Stre-
ckenzusammensetzung repräsentiert das untersuchte Kollektiv nicht den 
deutschen Mittelwert. Gegenüber den gesamtdeutschen Werten ist das Ri-
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siko, bei einem U(SP) getötet oder schwerverletzt zu werden, geringfügig 
höher, gegenüber den Werten nach FGSV (2002) nahezu gleich.  

Die Verunglücktenstruktur der einzelnen Querschnitte beruht auf Unfällen 
der Streckenabschnitte ausschließlich verkehrsbedeutender Knotenpunkte. 
Somit wird eine höhere Vergleichbarkeit der Streckencharakteristik unab-
hängig der Knotenpunkte gewährleistet. Die Differenzierung der Verun-
glücktenstruktur nach den Querschnitten offenbart Unter schiede. Gegen-
über allen anderen Querschnitten weist der Q 21 die niedrigsten tödlichen 
Unfallfolgen bei U(SP) auf. Dies ist mutmaß lich auf die Richtungstrennung 
der Fahrbahnen ¬ Vermeidung von Kollisionen mit dem Gegenverkehr ¬, 
welche das höhere Risiko schwerer Verletzungen aufgrund höherer Ge-
schwindigkeiten mehr als kompensiert, zurückzuführen.  

Tabelle 3-8:  Vergleich Verunglücktenstruktur für U(SP) und U(P) mit FGSV (2002) und gesamt-
deutschen Werten von 2005 bis 2009 nach DESTATIS (2010) 

Kollektiv  
Verunglückte je 100 U(SP) Verunglückte je 100 U(P)  

Getötete 
Schwer-
verletzte 

Leicht-
verletzte 

Getötete 
Schwer-
verletzte 

Leicht-
verletzte 

FGSV (2002) 12 118 44 

 
Deutschland 
DESTATIS 
(2010) 

11 112 - 

eigenes Kollek-
tiv  

12 116 47 5 45 102 

Q 9*  11 113 40 4 46 95 

Q 2FS* 14 115 48 6 45 102 

Q 3FS* 18 127 71 7 47 120 

Q 21*  7 125 40 2 35 107 

*Kollektiv ohne Berücksichtigung Knotenpunkte  

Im Vergleich der einbahnigen Querschnitte ist das niedrige Verletzungs-
risiko des Q 9 für U(SP) mutmaßlich durch ein geringes Geschwin-
digkeitsniveau bzw. eine geringere Anzahl von Unfällen mit Zusammenstoß 
¬ Unfallart 1 bis 6 mit 40  % gegenüber 48 % für Q  2FS ¬ zu erklären, ob-
wohl der Q 9 den höchsten Anteil von U(SP) an allen U(P) aufweist 
(Abbildung 3-5 links). Demgegenüber ist das Kollektiv Q 3FS durch ein 
hohes Verletzungsrisiko in allen Unfallkategorien mit Personenschaden ge-
kennzeichnet (Tabelle 3-8). So ermittelte JÄHRIG (2012) auf dem Überhol -
fahrstreifen einbahnig dreistreifiger Abschnitte deutlich über der V zul lie-
gende mittlere Geschwindigkeiten, die sich bei ungünstigen Randbeding-
ungen ungünstig auf die Unfallschwere auswirken können. Trotz der Siche-
rung der Überholmöglichkeiten besteht die Gefahr, bei Verlust der Fahr-
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zeugkontrolle mit dem Gegenverkehr zu kollidieren, wobei hohe kinetische 
Energien eine erhebliche Unfallschwere nach sich ziehen.  

 
Abbildung 3-5:  Verteilung der Unfallkategorien 1 bis 3 (links) sowie der Unfalltypen (rechts) nach ein-

zelnen Querschnitten an Unfallkategorie 1 bis 4 (entspricht 100 %) ohne (verkehrs -
bedeutende) Knotenpunkte 

Der Fahrunfall (Typ 1) prägt das Unfallgeschehen aller Querschnitte. Ab-
schnitte des Kollektivs Q  2FS weisen gegenüber den anderen Querschnitten 
den geringsten Anteil an Fahrunfällen an U(P,  SS) auf (Abbildung 3-5 
rechts). An zweiter Stelle folgt der Unfall im Längs verkehr (Typ 6). Gegen-
über den Q 9 und Q 2FS ist der Anteil der knotenpunkt typischen Unfallty-
pen 2 und 3 für Q  3FS unterrepräsentiert Dies ist auf die geringe An-
schlussknotendichte des Kollektivs zurückzuführen.  

AfbăRkc^iih^qbdlofbă2ătfoaăaro`eăabkăRkc^iiqvmă4ă~Plkpqfdb©ăaljfkfboqă
(Abbildung 3-6). Dabei zeigt für jeden Querschnitt das Ver hältnis der Un-
falltypen 1 und 6 zueinander ähnliches Niveau. Knotenpunkttypische Unfäl-
le des Typs 2 und 3 sind unbedeutend. 

 
Abbildung 3-6:  Verteilung relevanter Unfalltypen nach einzelnen  Querschnitten für Unfallkategorie 5 
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Zusammenfassend gilt, dass das gesamte Unfallkollektiv, trotz Unterschiede 
innerhalb der Bundesländer und Querschnitte, das typische Unfallgeschehen 
außerörtlicher Straßen repräsentiert. Die differenzierte Betrachtung nach 
Unfalltyp und Unfallart ver deutlicht, dass Fahrunfälle bezüglich der An-
zahl, Gegenverkehrsunfälle bezüglich ihrer Schwere, eine besondere Proble-
matik der Verkehrssicherheit auf Landstraßen darstellen.  

3.4 Abgrenzung der Netzelemente 

3.4.1 Abgrenzung verkehrsbedeutender Knotenpunkte 

Die pauschale räumliche Abgrenzung der verkehrsbedeutenden Knoten-
punkte gegenüber der FS erfolgt anhand einer Analyse des Unfallgesche-
hens. Der gewählte Ansatz wird als zielführend für eine exakte Abgrenzung 
der Knotenpunkte aus Sicht einer sicherheitstechnischen Bewertung von 
Netzelementen angesehen (BARK et al. 2008). Während die Unfalltypen 2 
(Abbiegen) und 3 (Einbiegen/Kreuzen) das Unfallgeschehen an Knoten-
punkten maßgeblich bestimmen, ist ihr Anteil am Unfallgeschehen auf Stre-
ckenabschnitten gering. Daher gilt die Annahme, dass deutliche Änderun-
gen der Anteilswerte in der Unfalltypen struktur Auskunft über den Über -
gang zwischen beiden Netzelementen geben. Die Bewertung der Anteilswer-
te von knotenpunkttypischen Unfall typen zwischen knotenpunktnahen und 
knotenpunktfernen (unbeeinflussten) Abschnitten ermöglicht die längenbe-
zogene Abgrenzung von Knotenpunkten. Der 4-Felder-ʔ2 Test erlaubt die 
Prüfung dichotomer Merkmalsalternativen auf stochastische Unabhängig-
keit. Das zugrunde liegende Verfahren ist in Anhang F.2 näher beschrieben. 
Maßgabe bildet die möglichst exakte Lokalisierung des Unfallgeschehens, 
welche unmittelbar Einfluss auf die gewählten Abschnittslängen besitzt. Die 
Verortung der Unfälle hängt von der örtlichen Aufnahmegenauigkeit in ei-
nem Bezugssystem und ggf. der nachträglichen Lokalisierung in Unfallty-
penkarten ab. Das Verfahren besitzt zwei Vorgehensweisen.  

Für die Überprüfung des Unfallgeschehens von Seiten des Knotenpunkts 
(Variante A) bilden alle klassifizierten, nach Grund - und Betriebsform un-
terschiedenen, Netzknoten im Unter suchungskollektiv mit einem Mindest-
abstand von A Ó 500 m die Grundlage. Ausgehend von einem zentralen 
Knotenbereich (R =  25 m) um den Schnittpunkt der Achsen erfolgt die 
schrittweise Anlage von Ringpuffern um den Knoten. Die Puffer breite s be-
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trägt ebenfalls s =  25 m. Das Unfallgeschehen dieser Ringpuffer3 wird mit 
einem unabhängigen knotenfernen Referenzbereich der FS verglichen. Der 
Knotenpunktbereich wird im Resultat durch den äußeren Radius des letz-
ten Ringpuffers begrenzt, dessen Unfalltypenverteilung sich signifikant vom 
Referenzbereich unterscheidet. Da die Abgrenzung der Knotenpunkte alle 
Zufahrten umfasst, gilt die Annahme, dass das Unfallgeschehen in zufälliger 
Form gleichmäßig verteilt in Knotennähe lokalisiert vorliegt. Eine Unter-
scheidung der durch Verkehrszeichen geregelten Knotenpunkte nach Art 
der Vorfahrtsregelung in den Zufahrten ist somit nicht mög lich. Eine exakte 
zufahrtbezogene Analyse des Unfallgeschehens scheidet aufgrund der nicht 
gegebenen oder nur indirekten Zuordnung des Unfallgeschehens nach Zu-
fahrt in unmittelbarer Knotennähe aus. Eine manuelle Zuordnung bietet die 
Möglichkeit einer genauen zufahrtfeinen Prüfung, ist aber angesichts der 
Kollektiv größe unverhältnismäßig. 

Die knotenpunktseitige Betrachtung des Unfallgeschehens (Variante A) ist 
durch die Gesamtbetrachtung aller Zufahrten eingeschränkt. Die strecken-
seitige Prüfung (Variante  B) erlaubt eine detailliertere Aussage zu weiteren 
Merkmalen, wie bauliche Veränderung, Beschränkung der Vzul, und Zu-
fahrt regelung. Ähnlich der obigen Vorgehensweise wird die Verteilung der 
Unfalltypen eines knotennahen Streckenabschnitts (L =  100 m) einem kno-
tenfernen Referenzbereich gegenübergestellt. Dabei wird der Abstand zum 
Knotenpunkt beginnend vom zentralen Knotenbereich iterativ mit einer 
Schrittweit e von s =  25 m vergrößert. Weist der betrachtete Abschnitt kei-
nen signifikanten Unterschied zum Referenzbereich auf, ist das Ende des 
Knotenbereichs erreicht. Die Vorgehensweise setzt voraus, dass die an-
grenzenden Streckenabschnitte eine ausreichende Länge aufweisen, um das 
Verkehrssicherheitsniveau der FS zu erreichen (ECKSTEIN/MEE -
WES 2002). Die gewählte Min destlänge setzt sich aus einem als maximal 
angenommenen Knotenbereich von 100 m sowie einer 1.000 m langen Zu-
fahrtsstrecke ohne wesentliche Merkmalsänderungen zusammen. Für einen 
Streckenabschnitt ergibt sich somit eine Gesamtlänge von 2.200 m.  

In beiden Varianten zählen nicht klassifizierte Anschlussknoten als Be-
standteil der Unter suchungsstrecke. Der Referenzbereich repräsentiert die 
durchschnittliche Unfalltypen verteilung der FS und muss eine ausreichende 
Entfernung zu möglichen EB der Streckenübergänge aufweisen. In Anleh-
nung an die Erkenntnisse von ECKSTEIN/MEEWES (2002) und VIETEN 
et al. (2010) wird der Referenzbereich mit einer Länge von L = 500 m be-

                                            
3 Die Verwendung von Ringen als geometrische Grundform erlaubt eine einheitlichere Berück-

sichtigung der Streckenlängen der Zufahrten unabhängig des Kreuzungswinkels  
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ginnend mit einem Abstand von A = 600  m zum Schnittpunkt der Achsen 
eines Knotens bzw. der Ortstafel festgelegt. Die beider Vorgehensweisen 
sind in Abbildung 3-7 dargestellt. Die engere räumliche Ausdehnung der 
Ringpuffer erlaubt gegenüber den knotennahen Streckenabschnitten eine 
exaktere Abgrenzung des Knotenbereichs, birgt jedoch die Gefahr, dass die 
Unfalltypenverteilung innerhalb der Ringpuffer bei geringen Kollektivgrö-
ßen stärker Zufälligkeiten unterworfen ist. Die endgültige Festlegung des 
Knotenbereichs resultiert aus der manuellen vergleichenden Bewertung der 
Ergebnisse beider Vorgehensweisen. Eine nähere Erläuterung enthält An-
hang E.2. 

 
Abbildung 3-7:  Schema Anordnung der Elemente zur Abgrenzung des Knotenbereichs 

Von der Betrachtung ausgeschlossen sind Knotenpunkte an zweibahnigen 
Strecken. Da diese Abschnitte einen autobahnähnlichen Charakter aufwei-
sen, ist davon auszugehen, dass sich die allgemeine Gestaltung der Zufahr-
ten sowie das Fahrverhalten von einbahnigen Abschnitten unterscheiden. 
Unabhängig davon gilt für Ein - und Ausfahrtbereiche in An lehnung an 
BARK et al. (2008) eine eigene Definition und Abgrenzung des Knotenbe-
reiches. Die fahrtrichtungsunabhängige maximale Ausdehnung der bauli-
chen Länge zwischen Ein- und Ausfahrtbereich auf der betrachteten Strecke 
bestimmt die Länge des Knotenpunktbereichs. Je nach Anordnung der 
Rampen in den Quadranten entstehen zwischen dem Ein- und Ausfahrt -
bereich einer Fahrtrichtung am Knoten Zwischenbereiche. Diese werden 
ebenfalls dem Knotenpunktbereich zugeordnet. Vor Beginn und nach Ende 
der Ein- bzw. Ausfahrtbereiche schließt sich der EB des Knotenpunkts auf 
die angrenzende Zufahrt an. Folgende Gründe sprechen für die gewählte 
Einteilung:  
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- Die im Entwurf des HVS (BARK et al. 2008) vorgeschlagene Bewer-
tung sieht eine Zerlegung (teil-) planfreier Knotenpunkte in die Be-
standteile Ein- und Ausfahrtbereich sowie ggf. plangleicher Teilknoten 
vor. Rampen sind jeweils zur Hälfte den Teil elementen zuzuordnen. 
Bisher findet in Fachgremien eine ergebnisoffene Diskussion über die 
Einteilung und Abgrenzung dieser Knotenpunktarten zur Bewertung 
statt.  

- Eine automatisierte räumliche Zuordnung des Unfallgeschehens zum 
Knotenpunkt anhand des Schnittpunkts der Achsen ist hinsichtlich der 
verschiedenen baulichen Gestaltungsmöglichkeiten und der Überlage-
rung des Unfallgeschehens in zwei Ebenen nicht möglich. 

- Die Abgrenzung (teil -) planfreier Knoten anhand ihrer baulichen Ge-
staltung erlaubt eine einheitliche Bewertung des Gesamtsystems. 

- Mutmaßliche Einflüsse des Knotens auf die Verkehrssicherheit der an-
grenzenden Strecke sind dem EB zuordenbar. 

In den SIB werden Strecken an administrativen Grenzen und nach weiteren 
Sonderfällen mit klassifizierten Netzknoten getrennt (ASB 2007). Da diese 
Knoten fiktive Netzknoten darstel len, bleiben sie bei den weiteren Knoten-
punktuntersuchungen unberücksichtigt. Für diese Fälle erfolgt die Zuord-
nung des Unfallgeschehens auf die angrenzenden Streckenabschnitte. 

3.4.2 Einflussbereiche 

Die Ermittlung der EB von Knotenpunkten auf die angrenzenden Zufahrten 
setzt die räumliche Abgrenzung der Knotenpunkte voraus. Der Einfluss der 
Knotenpunkte nach Art der Verkehrsregelung auf die Verkehrssicherheit ist 
unumstritten. Unklar ist jedoch, inwieweit Merk male, wie die bauliche Ver-
änderung des Querschnitts oder die Beschränkung der Vzul, eine Wirkung 
auf das Unfallgeschehen, insbesondere bei durch Verkehrszeichen geregelten 
Knotenpunkten, besitzen. Es besteht das Ziel, weitere mutmaßliche sicher-
heitsprägende Merkmale zu quantifizieren. Für das Verfahren von ECK-
STEIN/MEEWES (2002) sind bei zugrunde liegenden Kollektivgrößen kei-
ne abgesicherten Aussagen zur Höhe des Einflusses zu erwarten. Ursache 
bilden Schwankungen der Unfallkenngrößen bei geringem Kollektivumfang. 
Daher dient es lediglich zur quantitativen Abschätzung der Einflusslängen 
für Zufahrten in Abhängigkeit von der Zufahrtregelung. Es wird n eben der 
Regelungsart bei VZ-geregelten Knotenpunkten allgemein nach den Merk-
malen bauliche Veränderung der Zufahrt (bevorrechtigte Zufahrten VZ -
geregelter Knotenpunkte) sowie Beschränkung der Vzul im Zusammenhang 
mit sich anschließendem Knotenpunkt unterschieden. 
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Als bauliche Veränderung wird die deutliche Aufweitung des Querschnitts 
vor einem folgenden Knotenpunkt definiert. Merkmale sind die Anordnung 
eines weiteren Fahrstreifens oder einer Sperrfläche. Die Länge ergibt sich 
aus dem Abstand von Beginn der baulichen Änderung bis zum Schnitt-
punkt der Achsen. Unmarkierte Aufweitungen für Links abbieger (Straßen-
baumeisterlösung) ohne vollständige Breitenentwicklung des Fahrstreifens 
gelten nicht als bauliche Veränderung, da sich durch die fehlende Möglich-
keit eines separaten Aufstellens des Linksabbiegers der Verkehrsablauf 
nicht von Zufahrten ohne bauliche Aufweitung unterscheidet . Aus der 
Auswertung aller einbahnigen Knotenzufahrten mit baulicher Veränderung 
wird die Bandbreite der Ausbaulänge deutlich. Unabhängig von der Zu-
fahrtregelung veranschaulicht Abbildung 3-8, dass bauliche Veränderungen 
mit Längen über 200 m eher die Ausnahme darstellen.  

 
Abbildung 3-8:  Länge bauliche Veränderung der Zufahrt nach Verkehrsregelung der Knotenpunktzu-

fahrt  

Die Längenentwicklung, differenziert nach Zufahrtregelung, spiegelt die Er-
wartungen wider. Untergeordnete Zufahrten an durch Verkehrszeichen ge-
regelten Knotenpunkten weisen in der Regel einen Fahrbahnteiler und so-
mit kurze Längen baulicher Veränderungen auf. Die gegenüber den bevor-
rechtigen Zufahrten mit Z  306 StVO geringfügig höhere Längenausdehnung 
der Zufahrten an signalisierten Knotenpunkten ist unter anderem auf die 
höhere Verkehrsbedeutung und somit Gestaltung der Knoten in Verbin-
dung mit ausreichenden Aufstellflächen zurückzuführen. Unabhängig von 
der Verkehrsregelung fällt bei der Hälfte aller Zufahrten die Länge bauli-
cher Veränderung kleiner 112 m aus. Nur in 7  % der Fälle wird eine Länge 
von 200 m überschritten. Für Zu fahrten zu den im Kollektiv selten vorzu -
findenden Kreisverkehren ¬ deren bauliche Charakteristik denen der Zu-
fahrten mit Z  205/206 StVO ähnelt ¬ wird dementsprechend eine ähnliche 
Längenentwicklung angenommen. Aufgrund der geringen Kollektiv größe ist 
eine separate Auswertung nicht möglich. 






































































































































































































































































































































































